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1. Einfihrung

Der Oberbergische Kreis ist kommunaler Trager der Unterkunftskosten (8
6 Abs. 1 Nr. 2 SGB II). Mit dem Vertrag Uber die gemeinsame Einrichtung
hat er seine Aufgaben auf das Jobcenter Oberberg tbertragen. Das Job-
center Oberberg gibt fur seine Mitarbeiter die folgenden Hinweise zur Aus-
fuhrung des Gesetzes.

2. Begriff der Unterkunft

,Unterkunft” ist jede bauliche Anlage oder Teile hiervon, die geeignet sind,
vor Witterungseinfliissen zu schitzen und ein Mindestmal? an Privatsphére
sicherzustellen, einschlieBlich der Mdglichkeit, private Gegenstande zu
verwahren (BSG, 17.06.2010, B 14 AS 79/09 R).

Die Wohnung dient grundsatzlich auch der sozialen Teilhabe, weil so ge-
sellschaftliche Ausgrenzung vermieden wird (BSG, 04.04.2019, B 8 SO
12/17 R).

Dazu zahlen neben Mietwohnungen oder Wohneigentum auch Not- und
Obdachlosenunterkiinfte, Frauenhauser, Hotel- und Pensionszimmer oder
grundsatzlich auch ein Wohnwagen oder Zelt.

Zur Deckung des Wohnbedarfs sind in der Regel auch solche tatsachlich
genutzten Raume als Unterkunft anzuerkennen, deren Nutzung zivilrecht-
lich oder baurechtlich nicht rechtmaRig ist oder untersagt werden kdnnte
(BSG, 17.06.2010, B 14 AS 79/09 R). Hat die Ordnungsbehdrde die Nut-
zung der Raume zu Wohnzwecken untersagt, ist eine Nichtigkeit des Miet-
vertrages zu prifen (vgl. 8 134 BGB).

Die Raume missen tatsachlich der Deckung des Wohnbedarfs dienen und
hierflir bestimmt sein. Geschéftsraume, Gewerberdume, Scheunen oder
Ateliers sind keine Unterklinfte im Sinne des § 22 SGB II.

Ein Pritschenwagen stellt auch dann keine Unterkunft dar, wenn er tber
eine Standheizung verfigt und seit Jahren als einzige Schlafstatte dient
(LSG BWB, 10.05.2016, L 9 AS 5116/15).

3. Aufwendungen

Bedarfe im Sinne des § 22 SGB Il sind alle Aufwendungen, die der Leis-
tungsberechtigte fir die Nutzung/Uberlassung einer bestimmten Unter-
kunft einem Dritten kraft burgerlichen oder 6ffentlichen Rechts schuldet.

Bei einer Mietwohnung sind das die wirksam vereinbarte Kaltmiete (BSG,
03.03.2009, B 4 AS 37/08 R; LSG BWB, 22.01.2009, L 7 AS 4343/08) und
die umlagefahigen Neben- und Heizkosten, sowie die Renovierungskosten
(siehe 7.).

Bei Eigenheimen und Eigentumswohnungen sind das die Schuldzinsen
und Betriebskosten sowie der Erhaltungsaufwand (siehe 8.).

Leistungstrager

Definition
,Unterkunft*

Aufwendungen
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Bei Unterkunften, fur die Nutzungsentgelte nach kommunalen Gebuhren-
satzungen erhoben werden (z. B. Ubergangsheime, Notunterktinfte), sind
das die satzungsmaRigen Gebuhren.

Bei einem Hotel- oder Pensionszimmer sind die reinen Ubernachtungskos-
ten als Unterkunftskosten zu beriicksichtigen, soweit sie angemessen sind.
Nicht zu bertcksichtigen sind die im Mietpreis enthaltenen Kosten flr
Haushaltsenergie und Serviceleistungen wie Frihstick, Zimmer- oder
Badreinigung und das Reinigen von (Bett)Wasche (SG Augsburg,
23.03.2009, S 9 AS 187/09).

Bei der Nutzung eines Wohnwagens z&ahlen die Pacht fur den Stellplatz
und die Betriebskosten zu den Unterkunftskosten.

Dient ein Wohnmobil als einzige Unterkunft, sind auch Kraftfahrzeugsteu-
ern und die Beitrage zur Kfz-Haftpflichtversicherung als Unterkunftskosten
zu bericksichtigen. Kosten fur Pflege und Wartung kdénnen als Erhaltungs-
aufwand berucksichtigt werden, wenn sie konkret anfallen und angemes-
sen sind. Ein Anspruch auf Kraftstoff besteht nicht (BSG, 17.06.2010, B 14
AS 79/09 R).

Hat der Leistungsempfanger neben dem Wohnmobil ein weiteres Kfz, ist
er in der Regel aufzufordern, dass Wohnmobil abzumelden und einen Stell-
platz zu suchen, um die Aufwendungen zu verringern.

Aufwendungen fir die Heimunterbringung von Nichtleistungsberechtigten,
die zur Bedarfsgemeinschaft des Leistungsberechtigten gehoren, knnen
bei der Ermittlung des zu Ubertragenden Einkommens als Bedarf des
Nichtleistungsberechtigten bertcksichtigt werden (LSG BRB, 13.10.2008,
L 32 B 1712/08 AS ER).

Beispiel:

Nichtleistungsberechtigter Ehemann lebt im Heim. Er erhalt 1.500 € Rente und 1.460 €
Pflegegeld. Die Heimkosten betragen 2.700 €. Fiir den Ehemann ergibt sich folgende Be-
darfsberechnung:

506 € Regelbedarf + 2.700 € Heimkosten = 3.206 € Bedarf

Dem gegentber steht ein Einkommen von 2.960 €; sein Bedarf ist nicht gedeckt.

Fur die Berechnung des SGB-II-Anspruchs der Ehefrau ist kein Einkommen zu lbertragen.

Die Zeltplatzmiete kann ebenfalls zu den Kosten der Unterkunft zahlen
(LSG NRW, 10.02.2022, L 19 AS 1201/21).

Keine Unterkunftskosten sind:

e grundsatzlich die Aufwendungen fir die Einlagerung von Mobeln (LSG
Berlin-Brandenburg, 06.05.2022, L 34 AS 2279/19; LSG FSB,
08.05.2008, L 11 AS 340/07); die Ubernahme kann ausnahmsweise er-
folgen, wenn die M6bel voribergehend eingelagert werden und dies im
Hinblick auf den Wert der Mdbel wirtschaftlich ist (BSG, 16.12.2008, B
4 AS 1/08 R). Es muss sich um angemessenen Hausrat und persénliche
Gegenstande handeln, die voriibergehend nicht bendtigt werden; es ist
zu prufen, welche Teile ausgesondert und verwertet werden kénnen.
Die Kosten fur den Transport und die Umlagerung von Gegenstanden,
die nicht den personlichen Grundbedurfnissen entsprechen oder nicht
dem Wohnen dienen, sind keine Unterkunftskosten: eine Ubernahme
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kommt nur unter den Voraussetzungen des § 24 Abs. 1 SGB Il in Be-
tracht (LSG NRW, 15.04.2010, L 7 AS 340/10 B ER),

e Schadensersatzanspriiche des Vermieters wegen Beschédigung der
Mietsache (SG Kdln, 21.06.2008, S 30 AS 126/08 ER),

o Aufwendungen, die auf einen gewerblich genutzten Teil der Unterkunft
entfallen (SG Berlin, 11.05.2015, S 87 AS 31430/13).

Ist eine Regelung im Mietvertag unwirksam, ist ein Kostensenkungsverfah-
ren einzuleiten, denn eine auf einer unwirksamen Vereinbarung beruhende
Aufwendung ist nicht angemessen.

Die Kostensenkungsaufforderung darf sich nicht darin erschépfen, die flr
angemessen gehaltenen Leistungen fur die Unterkunft mitzuteilen. Dem
Leistungsberechtigten ist der Rechtsstandpunkt des Jobcenters zu ver-
deutlichen und aufzuzeigen, wie er gegeniiber dem Vermieter vorgehen
muss, um seine Rechte wahrzunehmen (BSG, 24.11.2011, B 14 AS 15/11
R). Bis dahin ist eine Kostensenkung regelmafRig subjektiv unméglich
(BSG, 22.09.2009, B 4 AS 8/09 R).

Fur die Unterbringung im Frauenhaus Oberberg entstehen der Leistungs-
berechtigten und jedem Kind ab dem 01.08.2023 Aufwendungen in Héhe
eines Tagessatzes von 14,33 € pro Person (siehe Rundverfiigung 23.17).

Beim Jobcenter eingehende Antrage auf Kostenerstattung sind unverzig-
lich per Fax an das Kreissozialamt weiterzuleiten (Faxnummer: 02261 —
889725036).

Bewohner der Wohnhilfen Oberberg (friher Haus Segenborn) sind nicht
generell von den SGB-II-Leistungen ausgeschlossen.

Eine stationare Unterbringung i. S. d. 8 7 Abs. 4 Satz 1 SGB Il liegt vor,
wenn der Trager der Einrichtung nach MalRgabe seines Konzepts die Ge-
samtverantwortung fur die tagliche Lebensfiihrung und Integration des Hil-
febedurftigen Ubernimmt (BSG, 03.09.2020, B 14 AS 41/19; BSG,
05.06.2014, B 4 AS 32/13 R).

Trifft dies im Fall des Antragstellers nicht zu und sind die Ubrigen Leistungs-
voraussetzungen erfillt, sind die zwischen dem Bewohner und der Einrich-
tung vereinbarten Unterkunfts- und Heizkosten als Aufwendungen zu be-
ricksichtigen, soweit diese angemessen sind und die Nutzungsvereinba-
rung tatsachlich ,gelebt” wird.

3.1 Zusammenarbeit mit dem Mieterverein

Bei berechtigten Zweifeln an der Wirksamkeit einer Regelung (z. B.
Staffelmiete, Vereinbarung Uber eine Auszugsrenovierung,
Jahresabrechnung Neben- oder Heizkosten) kdnnen wir die Mitgliedschaft
im Mieterverein Oberberg oder Remscheid bezuschussen. Der
Leistungsempfanger ist mit einer Beitrittserklarung mit Kostenzusage an
den Mieterverein weiterzuleiten. Die Mitgliedschaft dauert ein Jahr. Der
Jahresbeitrag ist als einmalige Annexleistung zu den Leistungen fur

Kostensenkungs-
verfahren

Frauenhaus

Wohnhilfen
Oberberg
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Unterkunft und Heizung nach 8§ 22 Abs. 1 SGB Il zu Gbernehmen. Der
Mieterverein teilt uns das Ergebnis seiner Prufung mit sowie, wenn die
Priafung wegen fehlender Mitwirkung des Leistungsempfangers nicht
begonnen werden kann oder abgebrochen werden muss.

Die Beitrittserklarung mit Kostenzusage ist in der Ablage eingestellt.

4. Aufteilung/Zuordnung der Unterkunftskosten

Unterkunftskosten sind grundsétzlich nach der Zahl der Haushaltsangeho-
rigen (Kopfanteile) aufzuteilen, unabhangig von Alter, Wohnflachenbedarf
oder Nutzungsintensitét. Eine Aufteilung nach Kopfteilen setzt die gemein-
same Nutzung der Wohnung voraus (BSG, 19.10.2010, B 14 AS 50/10 R).

Leben im Haushalt Personen, die nicht zur Bedarfsgemeinschaft des Leis-
tungsberechtigten zéhlen, muss in jedem Fall verlangt werden, dass diese
Personen die auf sie entfallenden Anteile der Unterkunftskosten selbst tra-
gen. Diese Anteile sind bei der Berechnung des Leistungsanspruches des
Leistungsberechtigten nicht zu berlcksichtigen. Das gilt auch, wenn

e die Wohnkosten zwischen den Wohnungsnutzern individuell anders
aufgeteilt sind (LSG NRW, 28.06.2011, L 6 AS 24/09),

e ein Mitglied der Bedarfsgemeinschaft auf seinen SGB-II-Anspruch ver-
zichtet (BSG, 14.06.2018, B 4 AS 23/17 R) oder

¢ wegen fehlender Mitwirkung Leistungen eines Mitgliedes der Bedarfs-
gemeinschaft versagt/entzogen werden (vgl. 88 60, 66 SGB I) und es
so zu einer Bedarfsunterdeckung kommt bei der Person, die die Miete
zivilrechtlich schuldet (BSG, 14.02.2018, B 14 AS 17/17 R)

e der Leistungsberechtigte einem leistungsfahigen Dritten ein kosten-
freies Wohnen ermoéglichen méchte (LSG HAM, 28.06.2018, L 4 AS
130/17); es ist dem Leistungsberechtigten grundsétzlich zumutbar, den
~fehlenden® Kopfteil vom Dritten zu verlangen. Ein dem Grunde nach
hilfebedurftiger Mitbewohner muss seine Anspriiche notfalls auf dem
Rechtsweg klaren (LSG BRB, 31.05.2018, L 29 AS 939/16).

Eine Ausnahme von der Pro-Kopf-Verteilung kommt in Betracht, wenn

o die Aufwendungen nach den Umstanden des Einzelfalls eindeutig dem
Unterkunftskostenbedarf eines bestimmten Bewohners zugeordnet
werden konnen, z. B. wegen Behinderung oder Pflegebedurftigkeit
(BSG, 27.02.2008, B 14/11b AS 55/06 R); dies ist z. B. der Fall, wenn
bei einem Leistungsberechtigten, der auf den Rollstuhl angewiesen ist,
im Mietvertrag ein Mietanteil fir eine behindertengerechte Kiiche aus-
gewiesen ist oder ein Betriebskostenanteil fir einen Fahrstuhl. Allein
der Umstand, dass mit Ricksicht auf einen Rollstuhlfahrer eine gréf3ere
Wohnung angemietet worden ist, die dann allen Haushaltsmitgliedern
gleichermal3en zur Verfigung steht, rechtfertigt keine Abweichung
(LSG NSB, 23.05.2018, L 13 AS 59/16),
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e im Innenverhéltnis zwischen den Bewohnern einer Wohnung ein Un-
termietverhaltnis besteht. Voraussetzung ist, dass der Untermieter ein
Entgelt fir die Nutzung der Uberlassenen Raume zu entrichten hat und
er zu einer abgesonderten und selbstandigen Nutzung berechtigt ist
(LSG NRW, 03.11.2008, L 19 AS 46/07),

e Personen keine Bedarfsgemeinschaft bilden und abweichend vom
Kopfteilprinzip die Aufteilung der Unterkunftskosten wirksam vereinbart
haben. MalRgebend sind die Umstande des Einzelfalles. Diese sind zu
wurdigen und von einem Scheingeschéft abzugrenzen. Hierbei kommt
es vor allem darauf an, ob die Vereinbarung vor der Hilfebedurftigkeit
geschlossen wurde und die Parteien diese auch tatsachlich leben
(BSG, 22.08.2013, B 14 AS 85/12 R),

e der Hilfeempfanger vertraglich verpflichtet ist, Betriebskosten im Rah-
men eines unentgeltlichen Wohnrechtes auch fur die Person zu tber-
nehmen, die ihm das Haus Ubertragen hat. Das setzt in der Regel vo-
raus, dass keine Belastung durch Darlehenszahlungen mehr besteht
und der Vertrag nicht offensichtlich zu Lasten des Jobcenters geschlos-
sen wurde (BSG, 29.11.2012, B 14 AS 36/12 R),

e durch eine Berucksichtigung der KdU nach Kopfteilen eine Bedarfsun-
terdeckung entsteht. Dieser Anteil ist auf die Gbrigen BG-Mitglieder zu
verteilen. Das SGB |l sieht keine ,faktische Mithaftung“ fur ein sanktio-
niertes Fehlverhalten eines volljahrigen Kindes vor (BSG, 23.05.2013,
B 4 AS 67/12 R). Entsprechendes gilt im Falle einer nicht genehmigten
Ortsabwesenheit eines anderen Mitglieds der Bedarfsgemeinschaft,
wenn diese auf unter sechs Monate beschréankt ist,

e sich ein Elternteil mit einem Kind in einem Mutter-Kind-Heim aufhélt.

Ein Wehrdienstleistender ist bei der Aufteilung der Unterkunftskosten nach
Kopfteilen grundsétzlich nicht zu berticksichtigen. Das gilt auch dann, wenn
er sich an Wochenenden in der Wohnung seiner Eltern aufhalt. Sein Wohn-
bedarf ist durch die Unterkunft des Dienstherrn gedeckt.

Die vollen Unterkunftskosten sind daher als Bedarf der verbleibenden
Haushaltsmitglieder zu bertcksichtigen, soweit die Aufwendungen ange-
messen sind. Wegen der kurzen Dauer des Wehrdienstes ist ein Kosten-
senkungsverfahren in der Regel nicht zumutbar (LSG SAN, 03.04.2008, L
2 AS 56/06; LSG Thiringen, 18.08.2016, L 9 AS 366/15).

Hat der Wehrdienstleistende eine Heimschlafererlaubnis und wohnt wah-
rend der Dauer seines Dienstes weiter im Haushalt seiner Eltern, gilt die
vorstehende Regelung nicht. Soweit er hilfebedurftig ist, gehért er zur Be-
darfsgemeinschaft; seinem Regel- und Unterkunftskostenbedarf ist der
Wehrsold als Einkommen gegentiberzustellen. Der im Wehrsold enthal-
tene Mietanteil mindert die Unterkunftskosten.

Die gleichen Grundsatze gelten fir den zum 01.07.2011 eingefiihrten Bun-
desfreiwilligendienst. Er dauert in der Regel 12 Monate. Auch hier erscheint
grundséatzlich ein Kostensenkungsverfahren aufgrund der begrenzten
Dauer nicht zumutbar. Wohnt der Freiwillige weiterhin im Haushalt seiner
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Eltern, ist seinem Regel- und Unterkunftskostenbedarf das bereinigte Ein-
kommen gegenuberzustellen (Taschengeld, eventuell Zuschusse zu Ver-
pflegung und Unterkunft). Der enthaltene Mietanteil mindert die anteiligen
Kosten der Unterkunft.

Bundesfreiwillige haben unter Umstanden Anspruch auf Wohngeld. Das
Taschengeld ist beim Wohngeld nicht als Einkommen anzurechnen (BT-
Drucks. 17/8668).

Fur minderjahrige Auszubildende, die von Leistungen ausgeschlossen sind
(vgl. 8 7 Abs. 5 Satz 2 SGB II), kommen Hartefall-Leistungen als Darlehen
nach § 27 Abs. 3 SGB Il in Betracht, wenn trotz internatsmafiger Unter-
bringung in der Woche eine weitere Unterkunft fur die Wochenenden und
Ferien erforderlich ist (BSG, 19.10.2016, B 14 AS 40/15 R).

5. Tatsachlich genutzte Unterkunft

Die Aufwendungen sind nur fir die vom Leistungsberechtigten tatsachlich
genutzte Unterkunft anzuerkennen. Die tatsachliche Nutzung héangt maf3-
gebend davon ab, ob der Leistungsberechtigte in der Wohnung seinen Le-
bensmittelpunkt hat (SG Duisburg, 29.09.2009, S 5 AS 99/09). Dies ist z.
B. zu verneinen, wenn der Leistungsberechtigte tatsachlich (mietfrei) in ei-
ner anderen Wohnung wohnt und die eigene Wohnung lediglich fir eine
spatere Nutzung vorhalt (LSG HES, 08.10.2007, L 7 AS 249/07 ER).

Sehr geringe Verbrauchswerte flr Wasser, Haushaltsstrom und Heizener-
gie kénnen Indizien sein fiir die Nichtnutzung einer Wohnung.

Unschadlich sind gelegentliche Aufenthalte oder Ubernachtungen bei Drit-
ten, zeitlich Uberschaubare Einrichtungsaufenthalte oder ein Urlaub.

Wird eine Wohnung nicht mehr bewohnt, sondern nur beibehalten, um bei
einer neuen Partnerschaft einen moglichen Rickzugsort offen zu halten,
scheidet die Ubernahme von Unterkunftskosten aus (LSG NSB,
09.01.2017, L 11 AS 1138/16 B ER).

Die Aufwendungen sind nur fir eine Unterkunft zu Ubernehmen. Hat der
Leistungsberechtigte mehrere Unterkiinfte gemietet, sind die Aufwendun-
gen fur die genutzte Unterkunft am Ort des gewdhnlichen Aufenthaltes i.
S. d. 8 30 Abs. 3 Satz 2 SGB | anzuerkennen. Kosten fur eine Zweitwoh-
nung sind nicht zu bericksichtigen (LSG NSB, 09.01.2017, L 11 AS
1138/16 B ER).

Herumreisende Schausteller haben ihren gewéhnlichen Aufenthalt an dem
Ort, zu dem sie eine feste Beziehung unterhalten und an den sie regelma-
Big aus Grunden zuriickkehren, die nicht unmittelbar mit der Tétigkeit als
Schausteller zusammenhéngen. Solche Griinde kdnnen eine feste Woh-
nung sein und die Notwendigkeit, Bank- oder Behodrdenangelegenheiten
zu erledigen.

Das gilt auch fur Montage- und Saisonarbeiter und Personen, die ein Rei-
segewerbe betreiben (LSG SAN, 17.12.2010, L 2 AS 392/10 B ER).

Soweit aus beruflichen Griinden eine doppelte Haushaltsfiihrung besteht,
sind die Aufwendungen fir die ,berufsbedingte” Wohnung im Rahmen der
Einkommensbereinigung zu beriicksichtigen (8 11b Abs. 1 Nr. 5 SGB I,

ausgeschlossene
Auszubildende

gewdOhnlicher
Aufenthalt

doppelte Haus-
haltsfihrung

-10 -


http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/086/1708668.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/086/1708668.pdf
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-Oberberg/Rechtsprechung/KdU%20-%20ungeschriebenes%20Tatbestandsmerkmal%20tatsächliche%20Nutzung%20-%20SG%20DU%2029.09.2009.doc
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-Oberberg/Rechtsprechung/KdU%20-%20Unterkunftskosten%20nur%20für%20eine%20Wohnung%20-%20kein%20Anspruch%20bei%20mietfreiem%20Zweitwohnsitz%20-%20LSG%20HES%2008.10.2007.doc
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-OBERBERG/Rechtsprechung/KdU%20-%20keine%20Übernahme%20bei%20nicht%20genutztem%20Wohnraum%20-%20Rückzugsort%20-%20neu%20eingegangene%20Partnerschaft%20-%20LSG%20NSB%20%2009.01.2017.docx
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-OBERBERG/Rechtsprechung/KdU%20-%20keine%20Übernahme%20bei%20nicht%20genutztem%20Wohnraum%20-%20Rückzugsort%20-%20neu%20eingegangene%20Partnerschaft%20-%20LSG%20NSB%20%2009.01.2017.docx
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_1/__30.html
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-OBERBERG/Rechtsprechung/KdU%20-%20keine%20Übernahme%20bei%20nicht%20genutztem%20Wohnraum%20-%20Rückzugsort%20-%20neu%20eingegangene%20Partnerschaft%20-%20LSG%20NSB%20%2009.01.2017.docx
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-OBERBERG/Rechtsprechung/KdU%20-%20keine%20Übernahme%20bei%20nicht%20genutztem%20Wohnraum%20-%20Rückzugsort%20-%20neu%20eingegangene%20Partnerschaft%20-%20LSG%20NSB%20%2009.01.2017.docx
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-Oberberg/Rechtsprechung/KdU%20-%20gewöhnlicher%20Aufenthalt%20-%20Schausteller%20Montagearbeiter%20-%20LSG%20SAN%2017.12.2010.doc
http://www.bundesrecht.juris.de/sgb_2/__11.html

Hinweise des Jobcenters Oberberg zu § 22 SGB I
- Leistungen fur Unterkunft und Heizung -

siehe hierzu Hinweise der BA zum 8§ 11 SGB IlI; LSG Thiringen,
31.01.2006, L 7 AS 770/05 ER).

Alleinstehende Untersuchungshéftlinge oder Inhaftierte haben ab dem ers-
ten Tag ihres Aufenthaltes in der Vollzugsanstalt keinen Anspruch auf
Ubernahme von Unterkunfts- und Heizkosten, wenn sie von den SGB-II-
Leistungen ausgeschlossen sind (8 7 Abs. 4 Satz 2 SGB Il). Das gilt auch
fur Freiganger. Dieser Personenkreis ist an das Sozialamt zu verweisen,
damit dort eine Entscheidung im Rahmen des SGB XII getroffen werden
kann. Antrage sind unverziiglich an das Kreissozialamt weiterzuleiten; von
dort wird ein Anspruch nach 88 67, 68 SGB XII geprdft.

Doppelte Mieten kénnen nur in Ausnahmeféllen Ubernommen werden
(LSG NRW, 13.09.2018, L 6 AS 2540/16; LSG BRB, 31.01.2013, L 34 AS
90/11), wenn die Mietzeitraume wegen der Kindigungsfristen oder not-
wendiger Renovierungsarbeiten nicht nahtlos aufeinander abgestimmt
werden konnten und der Wohnungswechsel in gerade diese neue Woh-
nung zu diesem Zeitpunkt notwendig und unvermeidbar war. In diesem Fall
muss der Leistungsberechtigte nachweislich alle zumutbaren Mdglichkei-
ten ausgeschopft haben, um die Aufwendungen fur die friihere Wohnung
maoglichst gering zu halten.

Eine doppelte Mietzahlung kommt grundsatzlich nur fir einen Monat in Be-
tracht.

Aufwendungen fur doppelte Mieten sind entweder § 22 Abs.1 SGB Il zuzu-
ordnen oder § 22 Abs. 6 SGB Il. Abgrenzungsmerkmal ist, ob die Wohnung
in dem Umzugsmonat tatsachlich genutzt wird. Bei einer zeitlichen Uber-
schneidung allein der vertraglichen Pflichten fir die alte und die neue Woh-
nung kommt die Anerkennung der Aufwendungen fir die nicht tatséachlich
genutzte Unterkunft nur im Rahmen des § 22 Abs. 6 Satz 1 SGB Il in Be-
tracht, was eine vorherige Zusicherung erfordert. Die Aufwendungen fir
die tatsachlich genutzte Unterkunft, sei es die alte oder die neue, sind da-
gegen Bedarf im Rahmen des § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB Il (BSG, Urteil vom
30.10.2019, B 14 AS 2/19 R).

Der voruibergehende Aufenthalt in einem Frauenhaus steht einer Berick-
sichtigung von Unterkunftskosten grundsatzlich nicht entgegen, wenn die
Betroffene mit hinreichender Wahrscheinlichkeit in die Wohnung zuriick-
kehrt und die Aufwendungen unvermeidbar sind (SG Kdln, 04.08.2016, S
8 AS 4331/14).

Nachtraglich fur die Nutzung einer Aufnahmeeinrichtung erhobene Gebih-
ren sind bei spaterer Falligkeit nicht dem Zeitpunkt der tatsachlichen Nut-
zung zuzuordnen, sondern im Monat ihrer Falligkeit zu bericksichtigen
(BSG, 19.05.2021, B 14 AS 19/20 R). Dies gilt auch in anderen Fallen (LSG
NRW, 10.02.2022, L 19 AS 1201/21).

Strafgefangene
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6. Angemessene Unterkunft

Die tatsachlichen Unterkunftskosten sind auf Dauer nur zu bertcksichti-
gen, soweit sie angemessen sind.

Eine Begrenzung auf die Ubernahme ,nur“ angemessener Aufwendungen
ist mit dem Grundgesetz vereinbar; dies gentigt dem Grundrecht auf Si-
cherung eines menschenwirdigen Existenzminimums (BVerfG,
10.10.2017, 1 BVR 617/14).

Der unbestimmte Rechtsbegriff der Angemessenheit ist durch Auslegung
zu bestimmen und erfordert eine Einzelfallprifung unter Bertcksichtigung
mehrerer Faktoren — egal ob Mietwohnung oder Eigenheim.

Nach der Rechtsprechung ist die Angemessenheit in mehreren Schritten
zu prufen:

Zunachst ist die WohnungsgréRe zu beriicksichtigen, dann der Wohnstan-
dard. Im Ergebnis kommt es auf die Kosten an, also auf das Produkt aus
angemessener Wohnflache und Standard (BSG, 07.11.2006, B 7b AS
18/06 R).

Daruber hinaus mussen die Aufwendungen zivilrechtlich wirksam verein-
bart sein (BSG, 03.03.2009, B 4 34/06 AS 37/08 R; LSG BWB, 22.01.2009,
L 7 AS 4343/08). Durch eine offenkundig unwirksame Vereinbarung ent-
stehen keine Unterkunftskosten im Sinne des SGB II; dies ist der Fall, wenn
die Unwirksamkeit der Vereinbarung entweder bekannt ist oder bekannt
sein musste.

Ist eine rechtliche Bewertung der Vereinbarung fur den Leistungsberech-
tigten praktisch unmdglich, gilt Folgendes:

Eine Zahlung auf Grund einer unwirksamen Vereinbarung ist nicht ange-
messen im Sinne des § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB Il. Die Unangemessenheit
ergibt sich allein aus der zivilrechtlichen Unwirksamkeit der angeblichen
Forderung. Als Beispiel ist hier eine unwirksame Staffelmietvereinbarung
zu nennen. Mit der Staffelmiete wird eine Vereinbarung tber die Héhe der
Miete fur die folgenden Jahre geschlossen und alle anderen Mieterhdhun-
gen ausgeschlossen, zum Beispiel nach Modernisierungen (8 557a BGB).
Die Staffelmiete ist fir Geschéaftsraume unbeschrankt zulassig; fur privaten
Wohnraum gelten Einschrankungen. So muss die Miete immer fir mindes-
tens ein Jahr in gleicher Hohe bestehen, andernfalls ist die Vereinbarung
unwirksam.

In solchen oder ahnlichen Fallen, ist ein Kostensenkungsverfahren einzu-
leiten.

6. 1 WohnungsgroRRe

Die Wohnung ist angemessen grof3, wenn sie den Wohnraumbedarf des

Leistungsberechtigten und seiner Bedarfsgemeinschaft deckt. Dabei
kommt es nicht auf die Anzahl der Zimmer an, sondern einzig auf die
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Wohnflache. Zu Grunde zu legen sind die im sozialen Wohnungsbau aner-
kannten Wohnraumgréf3en (BSG, 07.11.2006, B 7b AS 18/06 R; BSG,
16.05.2012, B 4 AS 109/11 R).

Abzustellen ist allein auf die Anzahl der Personen in der Bedarfsgemein-
schaft (BSG, 25.04.2018, B 14 AS 14/17 R).

Die angemessene Grol3e der Wohnung richtet sich in Nordrhein-Westfalen
nach Nummer 8.2 der Wohnraumnutzungsbestimmungen des Landes
Nordrhein-Westfalen (BSG, 16.05.2012, B 4 AS 109/11 R). Danach sind
folgende Wohnflachen angemessen:

Wohnflache bis zu

fur eine alleinstehende Person 50 m2
fur einen Haushalt mit zwei Personen 65 m?2
drei Personen 80 m2
vier Personen 95 m2
finf Personen 110 m2

Fir jede weitere Person ist eine zusatzliche Wohnflache von 15 m2 vorge-
sehen.

Nicht maRgeblich sind die Wohnraumforderbestimmungen NRW (WFB)
und der hierzu ergangene Runderlass des Ministeriums fur Bauen und Ver-
kehr. Bei den WFB handelt es sich um Richtlinien, die nur die Férderung
neuen Wohnraums betreffen. Es ist jedoch nicht Ziel des SGB II, Giber die
WEFB alle Leistungsberechtigten in neue und barrierefreie Wohnungen zu
bringen (LSG NRW, 29.04.2010, L 9 AS 58/08).

Legen Leistungsberechtigte einen Wohnberechtigungsschein vor, wonach
sie It. WoBIindG Anspruch auf eine grof3ere Wohnflache oder einen zuséatz-
lichen Raum haben (z. B. Alleinerziehende mit Kind tber 6 Jahren), ist im
Rahmen des SGB Il kein héherer Wohnbedarf anzuerkennen. Ein Verweis
auf Wohnungen, die die abstrakt angemessene Wohnflache wesentlich un-
terschreiten, kommt aber nicht in Betracht (BSG, 22.08.2012, B 14 AS
13/12 R). Das SGB Il ist begrenzt auf die Sicherung des existenziell not-
wendigen Wohnbedarfs aus Steuermitteln; das WoBindG geht dagegen
davon aus, dass die Miete von den Mietern selbst getragen wird.

Ein hoherer Wohnflachenbedarf ist nicht anzuerkennen, wenn der Leis-
tungsberechtigte z. B.

e in seiner Wohnung eine selbstandige Tatigkeit austibt; die auf den ge-
werblich genutzten Teil der Wohnung entfallenden Aufwendungen sind
bei der Berechnung des Einkommens aus selbstandiger Tatigkeit zu
bertcksichtigen; unter bestimmten Umstéanden kann eine Férderung
nach § 16 f SGB Il in Betracht kommen (LSG BRB, 30.06.2010, L 14
AS 933/10 B ER; ahnlich LSG NRW, 29.05.2013, L 12 AS 981/11),

e in seiner Wohnung ein Archiv zur wissenschaftlichen Betatigung unter-
gebracht hat (LSG BRB, 24.04.2009, L 32 AS 923/07),
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e ein zweites Schlafzimmer geltend macht; dies gilt selbst dann, wenn
einer der Partner aus gesundheitlichen Griinden tiefere Temperaturen
bendtigt (LSG BWB, 19.01.2010, L 13 AS 3303/08),

e schwerbehindert ist, die Behinderung aber tatséachlich keinen Mehrbe-
darf an Wohnraum auslost (SG Luneburg, 15.10.2009, S 28 AS
346/08),

¢ Dblind ist, einen besonderen Platzbedarf jedoch nicht glaubhaft machen
kann; der allgemeine Verweis auf die Blindheit und einen hieraus resul-
tierenden hoheren Platzbedarf gentigt nicht (LSG FSB, 14.09.2010, L
11 AS 359/10 B ER).

Ein hoherer Wohnbedarf kann allerdings aufgrund von Besonderheiten des
Einzelfalls anerkannt werden. Dies kann z. B. sein,

e wenn der Leistungsberechtigte oder eine Person der Bedarfsgemein-
schaft dauerhaft auf einen Rollstuhl angewiesen ist (SG Luneburg,
15.10.2009, S 28 AS 346/08); in diesen Fallen sind grundsatzlich 15
m2 zusatzlich anzuerkennen (LSG NRW, 24.03.2010, L 12 B 120/09
SO ER),

e wenn fur Betreuungs- oder Pflegepersonal ein Ubernachtungs- oder
Aufenthaltsraum bereitgestellt werden muss.

Kinder getrennt lebender Eltern, die wahrend der Umgangszeit zur Be-
darfsgemeinschaft des Leistungsberechtigten zahlen (sog. temporéare Be-
darfsgemeinschaft), haben keinen anteiligen Unterkunftsbedarf in der
Wohnung des getrennt lebenden Elternteils (BSG, 17.02.2016, B 4 AS 2/15
R).

Der Unterkunftsbedarf des Kindes entsteht dort, wo es den Mittelpunkt sei-
ner Lebensbeziehungen hat. Das ist z. B. dort, wo das Kind zur Schule
geht und die pragenden und wichtigsten sozialen Beziehungen pflegt. Bei
einem Kind, dessen Eltern getrennt leben, liegt der Lebensmittelpunkt re-
gelmagig in der Wohnung des Elternteils, bei dem es sich Uberwiegend
aufhalt (BSG, 17.02.2016, B 4 AS 2/15 R).

Das Vorhalten von Wohnraum fur Besuchsaufenthalte von Kindern, die
beim geschiedenen oder getrenntlebenden Partner wohnen, ist grundsatz-
lich nicht notwendig und rechtfertigt keine Anerkennung zusétzlicher FI&-
che.

Da es sich um eine steuerfinanzierte Leistung handelt, ist es geboten, die
Mittel sparsam einzusetzen. Hierbei ist es zulassig, sich an dem zu orien-
tieren, was auch bei Nichtleistungsberechtigten mit niedrigem Einkommen
allgemein dblich ist. Diesen ist es nicht moglich, Wohnraum fuir Besucher
vorzuhalten. Es bestehen keine Bedenken, dem Leistungsempfanger zu-
zumuten, fur die Zeit der Arbeitslosigkeit Notldsungen zu finden, die Men-
schen mit vergleichbarem Einkommen ebenfalls in Kauf nehmen miissen.

Ein zusétzlicher Bedarf des Leistungsberechtigten kann nur anerkannt
werden, wenn dieser die Wohnung bereits vor Beginn des Leistungsbezu-
ges bewohnte und das Kind regelm&Rig zu Besuch ist.

getrennt lebende
Eltern
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Bei der Bemessung eines rdumlichen Mehrbedarfs ist zu beachten, dass
die Leistungen zur Sicherung des Existenzminimums die Austibung des us
ermoglichen sollen, nicht optimieren. Ein Standard wie in der Hauptwoh-
nung des Kindes muss nicht erreicht werden (LSG NRW, 06.09.2018, L 7
AS 744/17).

Kriterien flr die angemessene Wohnungsgréf3e kénnen vor allem sein:

der zeitliche Umfang des Umgangsrechts,

Alter der Kinder,

individuell erhdhte Raumbedarfe,

die Entfernung zum Haushalt des anderen Elternteils.

Es kommt maRgeblich darauf an, ob zureichend Raum verbleibt, um die
Intimsphare zu sichern und einen Rickzug zu ermdglichen (BSG,
29.08.2019, B 14 AS 43/18 R; BSG, 22.08.2012, B 14 AS 13/12 R; LSG
NRW, 17.06.2008, L 20 B 225/07 AS ER).

In Einzelfallen ist bei Vorliegen besonderer Umstande eine abweichende
Entscheidung mdglich. Dies kann z. B. der Fall sein, wenn der Aufenthalt
des Kindes gleichberechtigt bei beiden Partnern ist und dem Kind kein Le-
bensmittelpunkt zugeordnet werden kann. In diesen Fallen kann fir ein
Kind, das bereits die Schule besucht (LSG NRW, 06.09.2018, L 7 AS
744/17), in der Regel die Halfte des angemessenen Wohnflachenbedarfs
pro Person berlicksichtigt werden (LSG NSB, 01.11.2011, L 15 AS 240/10
ER; SG Koéln in einem Hinweis an das Jobcenter Oberberg vom
23.05.2012).

Soweit die Familie den Umgang in Form eines familienrechtlichen Wech-
selmodells praktiziert, l&sst sich ein Lebensmittelpunkt des Kindes tatséch-
lich nicht bestimmen.

Wechseln sich die Eltern tber einen langeren Zeitraum in der Betreuung
eines Kindes derart ab, dass jeder von ihnen etwa die Hélfte der Versor-
gungs- und Erziehungsaufgaben wahrnimmt, hat das Kind einen gleich-
wertigen Wohnbedarf in den Wohnungen seiner beiden Elternteile und ist
grundsicherungsrechtlich jeweils als weiteres Haushaltsmitglied zu berick-
sichtigen.

Ein Wahlrecht zwischen der Beriicksichtigung des gesamten Unterkunfts-
bedarfs beim Elternteil und dessen kopfteiliger Aufteilung zwischen dem
Elternteil und seinen Kindern besteht insoweit nicht. (BSG, 11.07.2019, B
14 AS 23/18 R).

Entscheiden sich die getrennten Eltern fir das sog. ,Nest-Modell“, sind fur
den Leistungsberechtigten Bedarfe fur Unterkunft und Heizung anteilig nur
fur die jeweils tatsachlich genutzte Wohnung zu bertcksichtigen. Beispiels-
weise sind bei einem wochentlichen Wechsel die Hélfte der Kosten der al-
leinigen Wohnung zu beriicksichtigen sowie der Kopfanteil der halftigen
Aufwendungen fur die Familienwohnung (LSG NSB, 19.05.2017, L 11 AS
245/17 B ER).

Wechselmodell
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Kinftiger Wohnflachenbedarf ist zu beriicksichtigen, wenn in einem Uber-
schaubaren Zeitraum (in der Regel drei Monate) konkret mit einer leis-
tungsrechtlich beachtlichen Veranderung zu rechnen ist. Dazu gehort der
Zuzug eines Kindes, wenn mit diesem in Kiirze mit an Sicherheit grenzen-
der Wahrscheinlichkeit zu rechnen ist (LSG NRW, 09.12.2013, L 2 AS
843/13 B). Dazu gehort in der Regel nicht die anstehende Geburt eines
Kindes, wenn die Mutter/die Eltern bisher ausreichend untergebracht wa-
ren. Es ist weitgehend Ublich, dass Kleinkinder in den ersten Lebensmona-
ten mit im Elternschlafzimmer nachtigen (siehe hierzu auch: Leitfaden
~Schwangerschaft und Geburt®, Ziffer 2. 3).

6. 2 Wohnstandard

Angemessen sind Unterktinfte, die nach Lage (z. B. Infrastruktur, Wohnum-
feld, Verkehrsanbindung, Immissionsbelastung), Bausubstanz und Aus-
stattung (z. B. Sanitaranlagen, Heizung) einfachen und grundlegenden Be-
durfnissen geniigen. Die Wohnungen koénnen 20 Jahre und alter sein
(BSG, 17.12.2009, B 4 AS 27/09 R).

Die Unterkunft muss ein menschenwurdiges Leben ermdéglichen. Sie darf
keine Mangel aufweisen, die Leben oder Gesundheit gefahrden (z. B. mas-
siver Befall mit Schimmelpilzen). Zu solchen angemessenen Unterkiinften
kénnen auch Not- und Obdachlosenunterkiinfte gehoéren, jedoch missen
sich Leistungsberechtigte nicht auf diese Unterkiinfte verweisen lassen
(LSG NRW, 26.11.2009, L 19 B 297/09 AS ER).

6. 3 Vergleichsraum

Zu beriicksichtigen sind nur Wohnungen im unteren Segment, die im raum-
lichen Vergleichsmal3stab liegen (BSG, 07.11.2006, B 7b AS 18/06 R).

Das BSG definiert den Vergleichsraum als

e einen ausreichend grofzen Raum der Wohnbebauung,

e der auf Grund raumlicher N&he,

e seiner Infrastruktur und vor allem verkehrstechnischer Verbundenheit

e insgesamt betrachtet einen homogenen Lebens- und Wohnbereich bil-
det.

(BSG, 19.02.2009, B 4 AS 30/08 R)

Zunachst bildet der Zustandigkeitsbereich des Jobcenters einen solchen
Vergleichsraum. Dieser kann unter Beriicksichtigung der ortlichen Gege-
benheiten in mehrere Vergleichsraume unterteilt werden.

Bei der Bildung der Vergleichsraume sind vor allem rdumliche Orientierun-
gen zu bericksichtigen, wie Nahe zu Ballungszentren oder Pendelbereiche
fur Berufstatige. In Betracht kommen auch deutliche Unterschiede im Miet-
preisniveau (BSG, 30.01.2019, B 14 AS 41/18 R).

kunftiger Wohn-
flachenbedarf

angemessener
Standard
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Der Oberbergische Kreis liegt abseits der Ballungszentren in topografisch
bewegtem Gebiet mit einer zergliederten Siedlungsstruktur. Die 13 kreis-
angehorigen Gemeinden bestehen in der Regel aus einem Hauptort mit
einer grol3en Zahl an schwer gliederbaren Teilorten.

Es sind im Kreis keine deutlichen Unterschiede im Mietpreisniveau ersicht-
lich; in jeder Kommune gibt es héhere Mieten im Hauptort und niedrigere
Mieten in den einzelnen Ortschaften.

Nach dem Nahverkehrsplan Oberbergischer Kreis (Neuaufstellung 2017)
gibt es jedoch deutliche Unterschiede bei der Nahe zu Ballungszentren und
Pendelbereichen.

Der Oberbergische Kreis hat kein eigenes Oberzentrum. Diese Funktion
tbernehmen die umliegenden Oberzentren.

Fir Radevormwald, Hickeswagen und Wipperfirth sind dies Wuppertal,
Remscheid, Hagen und das nérdlich anschlieBende Ruhrgebiet. Die Ubri-
gen Kommunen haben einen Bezug zu Kéln, Bonn, Dusseldorf und Siegen.

Dieser Bezug zeigt sich auch in den Pendlerstromen: Radevormwald und
Huckeswagen haben hohe Auspendelstréme nach Wuppertal und Rem-
scheid; innerhalb des Kreises besteht aus diesen Kommunen nahezu keine
Pendlernachfrage in Richtung Kreismitte oder —stiden. Der Binnenpendler-
strom aus Wipperfirth ist auf Hickeswagen gerichtet.

Einwohner der Kreismitte und dem Kreisstiden pendeln vor allem nach
Koln. Innerhalb des Kreises pendeln die Einwohner am héaufigsten zwi-
schen Gummersbach, Wiehl, Bergneustadt und Engelskirchen. Die Bin-
nenpendlerstrome aus Marienheide und Reichshof sind auf Gummersbach
gerichtet.

Der OPNV besteht zum groRten Teil aus einem Busliniennetz. Die einzige
Schienenstrecke im Kreis ist die RB 25, die zwischen Koéln und Liden-
scheid verkehrt. Haltepunkte im Oberbergischen Kreis sind Engelskirchen,
Runderoth, Dieringhausen, Gummersbach und Marienheide.

Das Busliniennetz zeigt eine unterschiedliche raumliche Verteilung der
Fahrten: Die starksten Stréme sind auf den Linien zwischen Gummers-
bach, Wiehl, Lindlar, Numbrecht und Waldbrél zu verzeichnen. Fir die
nordlichen Kommunen liegen die wichtigsten Ziele auRerhalb des Kreises
in Wuppertal und Remscheid. Direkte Verbindungen zwischen dem Kreis-
norden und dem —siden bestehen nicht; Umstiegszentrum ist Gummers-
bach.

Die unterschiedlichen Beziige zu Ballungszentren und den Pendlerstro-
men zeigen ein deutliches Bild auf: Der Oberbergische Kreis bildet insge-
samt betrachtet keinen homogenen Lebens- und Wohnbereich. Vielmehr
sprechen Infrastruktur und verkehrstechnische Verbundenheit fir die Auf-
teilung in zwei Vergleichsraume:

Vergleichsraum Kommunen
Nordkreis Radevormwald, Hickeswagen, Wipperfirth
Sudkreis Marienheide, Lindlar, Engelskirchen, Gummersbach,

Bergneustadt, Wiehl, Reichshof, Nimbrecht,
Waldbrol, Morsbach
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6. 4 Kosten

Angemessen sind die Kosten der preiswertesten fir den Leistungsberech-
tigten zugéanglichen Wohnung, die seinen Wohnbeddrfnissen entspricht.

Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes fordert die Festle-
gung der angemessenen Kosten ein schliissiges Konzept. Ein Konzept ist
ein planméaRiges Vorgehen im Sinne der systematischen Ermittlung und
Bewertung des Wohnungsmarktes im Vergleichsraum (BSG, 22.09.2009,
B 4 AS 18/09 R). Schliissig ist das Konzept, wenn folgende Voraussetzun-
gen erfillt sind:

o Die Datenerhebung darf ausschlie3lich in dem genau eingegrenzten
Vergleichsraum erfolgen (keine Ghettobildung).

e Es bedarf einer nachvollziehbaren Definition des Beobachtungsgegen-
standes (z. B. differenziert nach Wohnlage und -standard, Wohnungs-
grofe),

e Angaben Uber den Beobachtungszeitraum,

e Festlegung der Erkenntnisquellen (z. B. Mietspiegel),
e Représentativitat des Umfanges der Daten,

e Glltigkeit der Datenerhebung,

e Einhaltung anerkannter mathematisch-statistischer Grundsétze der
Datenauswertung und

e Angaben Uber die gezogenen Schlisse.

Ein externes Dienstleistungsunternehmen hat fiir den Oberbergischen
Kreis ein solches schliissige Konzept erstmalig zum Stichtag 01.01.2014
erstellt und mittels Verbraucherpreisindizes fur Nordrhein-Westfalen fort-
geschrieben zum 01.01.2016. Es basierte auf 9.129 relevanten Mietwert-
erhebungen. Die Mietwerterhebung orientierte sich an den Anforderungen
durch die Rechtsprechung. Zu den ermittelten Richtwerten lassen sich 45%
des gesamten Wohnungsmarktes mieten.

Zum Stichtag 01.01.2018 wurde ein neues Konzept erstellt. Es basiert auf
9.995 relevanten Mietwerterhebungen und somit auf rund 20% des rele-
vanten Mietwohnungsbestandes. Das Konzept wurde mittels Verbraucher-
preisindizes fur Nordrhein-Westfalen fortgeschrieben zum 01.01.2020.
Zum Stichtag 01.01.2022 wurde wieder ein neues Konzept erstellt und zum
01.01.2024 erneut mittels Preisindizes fur die Wohnmieten und Wohnne-
benkosten fir Nordrhein-Westfalen fortgeschrieben. Erganzend wurden
auch aktuelle Angebotsmieten einbezogen.

Neben der Nettokaltmiete sind auch die angemessenen Betriebskosten im
Sinne des 8§ 556 BGB mit Ausnahme der Heizkosten in das Produkt mit
einzubeziehen (BSG, 19.10.2010, B 14 AS 50/10 R). Hierfur wurden die
Nettokaltmieten und die Nebenkosten fiir die Vergleichsraume ,Nordkreis*

Schlissiges
Konzept
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und ,Sldkreis“ jeweils getrennt erhoben und anschlieRend zusammenge-

fuhrt.

Im Vergleichsraum Nordkreis sind folgende Werte angemessen im Sinne
der Brutto-Kaltmiete:

Wohnflache 2024/2025 2022/2023 2020/2021
m?2 nach Werterfassung | nach Werterfassung nach Werterfassung
2023 2021 2019
bis 50 7,97 €/m? 7,68 €/m? 7,56 €/m?
von 51-65 7,73 €/m? 7,45 €/m? 7,25 €/m?
von 66-80 7,36 €/m? 7,10 €/m? 7,00 €/m?
von 81-95 7,35 €/m? 7,09 €/m? 6,73 €/m?
ab 96 7,32 €/m? 6,97 €/m? 6,87 €/m?

Im Vergleichsraum Sidkreis sind folgende Werte angemessen im Sinne
der Brutto-Kaltmiete:

Wohnflache 2024/2025 2022/2023 2020/2021
m?2 nach Werterfassung | nach Werterfassung nach Werterfassung
2023 2021 2019
bis 50 8,25 €/m? 7,85 €/m? 7,50 €/m?
von 51-65 7,57 €/m? 7,20 €/m? 6,66 €/m?
von 66-80 7,45 €/m? 6,80 €/m? 6,69 €/m?
von 81-95 7,49 €/m? 6,55 €/m? 6,52 €/m?
ab 96 7,83 €/m? 6,88 €/m? 6,43 €/m?

Zu diesen Werten sind auf dem Wohnungsmarkt angemessene Wohnun-
gen zu mieten. Dies ist bei jedem Kostensenkungsverfahren zu dokumen-
tieren. Hierbei konnen bei Ein-Personen-Haushalten grundsétzlich alle
Wohnungen berticksichtigt werden, deren Wohnflache mindestens 25 m?
betragt (LSG SHS, 11.04.2011, L 11 AS 123/09).

6. 5 Richtwert

Der Richtwert ist das Produkt aus angemessener Wohnflache und den er-
mittelten Kosten je m2.

Fir den Vergleichsraum Nordkreis ergeben sich folgende Richtwerte:

Personen 2024/2025 2022/2023 2020/2021
in BG nach Werterfassung | nach Werterfassung nach Werterfassung
2023 2021 2019

1 398,50 € 384,00 € 378,00 €

2 502,45 € 484,25 € 471,25 €

3 588,80 € 568,00 € 560,00 €

4 698,50 € 673,55 € 639,35 €

5 805,20 € 766,70 € 755,70 €
jede weitere +109,80 € +104,55 € +103,05 €
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Fur den Vergleichsraum Sidkreis ergeben sich folgende Richtwerte:

Personen 2024/2025 2022/2023 2020/2021
in BG nach Werterfas- nach Werterfassung | nach Werterfassung
sung 2023 2021 2019

1 412,50 € 392,50 € 375,00 €

2 492,05 € 468,00 € 432,90 €

3 596,00 € 544,00 € 535,20 €

4 711,55 € 622,25 € 619,40 €

5 861,30 € 756,80 € 707,30 €
jede weitere +117,45 € +103,20 € +96,45 €

Der Leistungsberechtigte ist bei Antragstellung Gber den fur ihn maf3gebli-
chen Richtwert zu informieren. Es ist das Merkblatt ,Unterkunftskosten®
auszuhandigen. Ein unterschriebenes Exemplar ist zur Akte zu nehmen.

Die tatsachlichen Unterkunftskosten dirfen den Richtwert tbersteigen, so-
weit kein angemessener Wohnraum zur Verfligung steht.

Sofern der Richtwert nicht Uberschritten wird, darf die Wohnung grof3er
sein als vorgesehen (vgl. 6.1), wenn dadurch die Heizkosten nicht Uber das
angemessene Mal} steigen.

Die Preise je m2 diirfen Uberschritten werden, wenn eine geringere Wohn-
flache die Einhaltung des Richtwertes garantiert.

Fur den Richtwert ist allein auf die Anzahl der Personen in der Bedarfsge-
meinschaft abzustellen (BSG, 25.04.2018, B 14 AS 14/17 R).

Soweit sich die Aufwendungen im Rahmen der Angemessenheit bewegen,
kénnen Leistungsberechtigte davon profitieren, dass der Quadratmeter-
preis fur groRe Wohnungen in der Regel niedriger ist und so ihre Wohnsi-
tuation hinsichtlich Standard und GroR3e verbessern (BSG, 18.06.2008, B
14/11b AS 61/06 R).

Beispiele:

e Der Leistungsberechtigte lebt mit zwei weiteren Personen in einer Wohngemeinschaft.
Fiur den Leistungsberechtigten ist der Richtwert fir einen Ein-Personen-Haushalt zu
Grunde zu legen.

o Die alleinerziehende Leistungsberechtigte lebt mit ihnrem 16-jahrigen Kind zusammen.
Das Kind verfligt Uber bedarfsdeckendes Einkommen aus Kindergeld und Unterhalt;
es ist nicht hilfebedurftig und zahlt somit nicht zur Bedarfsgemeinschaft ihrer leistungs-
berechtigten Mutter. Fir die Mutter ist der Richtwert fiir einen Ein-Personen-Haushalt
zu Grunde zu legen.

e In einer Bedarfsgemeinschaft aus Vater, Mutter und drei Kindern vollendet das élteste
Kind sein 25. Lebensjahr. Fir die Bedarfsgemeinschaft Vater, Mutter und zwei Kinder
ist der Richtwert fur einen Vier-Personen-Haushalt zu Grunde zu legen; fir das alteste
Kind der Richtwert fiir einen Ein-Personen-Haushalt.

e Die Leistungsberechtigte zieht mit einem neuen Partner zusammen, der ebenfalls hil-
febediirftig ist. Eine Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft i. S. d. 8 7 Abs. 3
Nr. 3c SGB Il wird verneint und die Voraussetzungen des § 7 Abs. 3a SGB Il sind nicht
erfullt. FUr die Leistungsberechtigten ist — zunéachst — jeweils der Richtwert fir einen
Ein-Personen-Haushalt zu Grunde zu legen.
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6. 6 Wohngeld

SGB-lI-Leistungsempféanger sind grundsatzlich von den Leistungen nach
dem Wohngeldgesetz ausgeschlossen (8 7 Abs. 1 WoGG).

Der Ausschluss besteht nicht, wenn die SGB-II-Leistungen als Darlehen
erbracht werden.

Das Wohngeld ist eine zweckgebundene Einnahme, die den Unterkunfts-
kostenbedarf mindert.

7. Kosten fur Mietwohnungen

Zu bertcksichtigen sind die Aufwendungen, die dem Leistungsberechtig-
ten fur die Nutzung der Wohnung entstehen. Dazu zahlen die wirksam ver-
einbarte Kaltmiete und die mietrechtlich zulassigen Nebenkosten.

Von den Aufwendungen sind Zuschuiisse Dritter abzuziehen; diese mindern
die Unterkunftskosten und sind nicht als Einkommen zu beriicksichtigen
(BSG, 22.09.2009, B 4 AS 8/09 R).

»1atsachliche Aufwendungen® liegen nicht nur dann vor, wenn der Leis-
tungsberechtigte die Miete bereits gezahlt hat und nun deren Erstattung
verlangt. Es genugt, dass der Leistungsberechtigte einer wirksamen und
nicht dauerhaft gestundeten Mietforderung ausgesetzt ist (BSG,
03.03.2009, B 4 AS 37/08 R).

Verjahrte Mietforderungen sind keine zu berticksichtigenden Aufwendun-
gen (LSG Hessen, 06.04.2016, L 6 AS 464/13).

Zu bertcksichtigen sind Aufwendungen, die dem Leistungsberechtigten in
rechtlich erheblicher Hinsicht tatsachlich entstehen. Entscheidend ist je-
doch nicht, was ,auf dem Papier steht®, sondern, ob der Vertrag auch tat-
sachlich ,gelebt* wird. Ein Mietvertrag kann formfrei geschlossen werden.
Entscheidend ist der rechtliche Bindungswille der Vertragsparteien. Ein
Mietverhaltnis ist auch dann anzunehmen, wenn nur eine geringe ,Gefal-
ligkeitsmiete® vereinbart ist oder der Mieter nur Neben- und Heizkosten tra-
gen muss (BSG, 07.05.2009, B 14 AS 31/07 R).

Vertrage sind jedoch sittenwidrig, wenn die Miete nur dann zu zahlen ist,
wenn das Jobcenter diese Ubernimmt (LSG Hessen, 06.04.2016, L 6 AS
464/13; SG Reutlingen, 03.03.2009, S 2 AS 1885/08; ahnlich LSG FSB,
13.05.2009, L 11 AS 177/09 B PKH; LSG NSB, 23.06.2009, L 7 AS 456/09
B ER).

Mietvertrage unter Angehérigen sind streng zu prufen. Entscheidend ist,
ob der Leistungsberechtigte einer ernsthaften, wirksamen und nicht dau-
ernd gestundeten Mietforderung ausgesetzt ist (LSG NRW, 06.09.2010, L
19 AS 976/10). Das bedeutet, es muss ein wirksamer Mietvertrag ge-
schlossen sein und dieser muss vom Vermieter auch tatséchlich vollzogen
werden (LSG NRW, 19.03.2015, L 9 SO 309/14).

Wohngeld

Mietvertrage
unter
Angehdrigen
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Der Mietvertrag kann formfrei geschlossen werden, also auch mundlich.
Entscheidend ist der rechtliche Bindungswille der Vertragsparteien (BSG,
07.05.2009, B 14 AS 31/07 R).

Indizien fir ein Scheingeschaft kdnnen u. a. sein:

o unterschiedliche oder wechselnde Angaben zur Hohe der Miete oder
Nebenkosten im Mietvertrag, Mietbescheinigung oder Nebenkostenab-
rechnung,

o willktrliche und unrechtméRige Mieterh6hung; vor allem nach Eintritt
der Hilfebedurftigkeit (LSG HES, 16.02.2018, L 7 AS 530/16),

o Vereinbarungen, die bereits unter Fremden unwahrscheinlich schei-
nen, z. B. 60 € monatlich fir die PC-Nutzung (LSG HES, 16.02.2018,
L 7 AS 530/16

Schliel3t eine minderjahrige Leistungsberechtigte mit ihrer Mutter einen
Mietvertrag Uber ein Zimmer in der Wohnung der Eltern, ist dieser zivil-
rechtlich nicht wirksam und deshalb fir die Kosten der Unterkunft nach §
22 SGB Il nicht relevant (SG Osnabrick, 25.08.2022, S 16 AS 212/22 ER).

Nimmt der Vermieter Uber langere Zeit eine Kirzung der vereinbarten
Miete hin ohne sich hiergegen zur Wehr zu setzen, bestehen erhebliche
Zweifel an der Ernsthaftigkeit der Mietforderung (LSG BWB, 17.04.2018, L
9 AS 2930/16).

Auch die Art des Zusammenwohnens kann Fragen aufwerfen (LSG NRW,
22.03.2018, L 7 AS 1512/17):

Ist die Art des Zusammenwohnens typisch fir ein ernsthaftes Mietverhalt-
nis? Oder entspricht die Art des Zusammenwohnens eher fir ein gemein-
sames familiares Wohnen?

Zu klaren ist:

o Wurde der Mietvertrag nur zum Schein geschlossen?

o Wurde der Wohnraum vorher auch schon an Dritte vermietet?

¢ In welcher Hohe verlangt der Vermieter die ,auf dem Papier” vereinbarte
Miete? Das Ausschdpfen der Angemessenheitsgrenze ist im Rahmen
eines Mietverhéaltnisses zwischen Eltern und Kind ungewdhnlich (LSB
BWB, 21.11.2012, L 2 AS 5209/11).

e Beabsichtigt der Leistungsberechtigte, diese zu zahlen? Ein Indiz daftr
ist, dass er bereits in der Vergangenheit Miete gezahlt hat.

e Sofern in der Vergangenheit keine Miete gezahlt wurde, ist zu klaren,
warum nunmehr Miete zu zahlen ist. Wurde z. B. der Wohnraum neu
hergerichtet und soll mit der Miete finanziert werden (LSG NRW,
19.03.2015, L 9 SO 309/14)? Oder haben sich die finanziellen Verhalt-
nisse des Vermieters verschlechtert (z. B. durch Arbeitslosigkeit,
Rente)?

e Spricht die finanzielle Situation des Vermieters daflr, dass er ernsthaft
Miete verlangt (LSG NRW, 19.03.2015, L 9 SO 309/14)?

o Besteht ein unentgeltliches Wohnrecht (LSG NRW, 16.02.2016, L 2 AS
242/12)?
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Hinweise des Jobcenters Oberberg zu § 22 SGB I
- Leistungen fir Unterkunft und Heizung -

Zu den tatsachlichen Aufwendungen flr eine Unterkunft gehdren auch die
Kosten, die dem Leistungsberechtigten durch die Nutzung der Wohnung
entstehen und von ihm faktisch (mit-)getragen werden, ohne dass eine ent-
sprechende rechtliche Verpflichtung bestehen muss (BSG, 17.12.2015, B
8 SO 10/14 R).

Die Kaltmiete ist das monatliche Entgelt fiir die Uberlassung der Wohnung.
Die vereinbarte Kaltmiete ist in der Regel vom Mieter im Voraus zu zahlen
(8 556b BGB).

Zahlt der Mieter neben der Miete auch weitere Positionen als Pauschalbe-
trag, die im Regelbedarf enthalten sind, zum Beispiel fir Lebensmittel, Te-
lefon und Haushaltsstrom, ist eine Doppelleistung zu vermeiden. Es ist nur
der Anteil im Rahmen des § 22 Abs. 1 SGB Il zu bertcksichtigen, der fir
die Nutzung der Wohnung bestimmt ist. L&sst sich der Anteil nicht konkret
bestimmen, kann er geschatzt werden (LSG NRW, 14.05.2012, L 19 AS
156/12).

Mindert der Mieter seine Miete wegen Mietmangeln, ist nur die tatsachlich
gezahlte Miete zu bertcksichtigen, soweit die Mietminderung nicht offen-
sichtlich ungerechtfertigt ist oder der Vermieter die Mietminderung akzep-
tiert (LSG Sachsen, 17.03.2022, L 3 AS 568/21; SG KdéIn, 26.04.2016, S
22 AS 4939/14;).

Sofern die Minderung nicht offensichtlich unwirksam ist, handelt es sich bei
der geminderten Miete um die Ubernahmefahigen Kosten der Unterkunft.
Sofern ein Gericht feststellt, die Minderung sei unrechtmafig, zahlen die
Nachforderungen als einmal geschuldete Zahlung als weiterer einmaliger
Unterkunftsbedarf in dem Monat, in dem die Nachforderung rechtskraftig
und damit fallig geworden ist (LSG Sachsen, 17.03.2022, L 3 AS 568/21).

Im Laufe eines Mietverhdltnisses wird dem Vermieter das Recht der Miet-
erhdhung eingerdumt, um die Miete an allgemeine Preissteigerungen an-
zupassen. Eine Mieterhéhung wird jedoch nur wirksam, wenn der Mieter
zustimmt oder per Gericht zur Zustimmung verpflichtet wird (§ 558b BGB).

Der Vermieter kann eine Mieterh6hung nur verlangen, wenn

e die Miete seit 15 Monaten unverandert ist,
die neue Miete die Ublichen Entgelte fur vergleichbaren Wohnraum nicht
Ubersteigt und

e sich die Miete innerhalb eines Zeitraumes von drei Jahren nicht um
mehr als 20% erhoht (8 558 BGB).

Der Vermieter muss eine Mieterh6hungserklarung schriftlich abgeben und
begriinden (8§ 559b BGB). Stiitzt er die Mieterh6hung auf die Anpassung
an die ortsuibliche Miete, muss er den Mietspiegel dem Mieterh6hungs-
schreiben beifiigen oder freizuganglich auslegen (BGH, 11.03.2009, VI
ZR 74/08).

Diese Regelung gilt nicht fir Wohnungen im sozialen Wohnungsbau, die
noch der Mietpreisbindung unterliegen (8 10 Wohnungsbindungsgesetz).

Kaltmiete

Pauschalmiete

Mietminderung

Mieterhdhung

Ausnahme:
Sozialwohnungen
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Der Vermieter darf die Miete auch erhohen, wenn er das Gebaude moder-
nisiert hat. Er kann die jahrliche Miete dann um 11% der Modernisierungs-
kosten erhohen (8 559 BGB). Erhalt der Vermieter Fordermittel, muss er
diese von den Modernisierungskosten abziehen. Das Erhéhungsverlangen
ist unwirksam, wenn dort Angaben zu den Fordermitteln fehlen (BGH,
01.04.2009, VIII ZR 179/08).

Der Mieter hat mindestens zwei Monate Zeit, um die Mieterh6hungserkla-
rung zu prufen. Stimmt er einer Mieterh6hung zu oder wird zur Zustimmung
verurteilt, ist die neue Miete ab Beginn des dritten Monates nach Zugang
der schriftichen Mieterhéhungserklarung zu zahlen (8 559b BGB); bei Zu-
gang im Januar also ab dem 1. April. Die Frist verlangert sich um 6 Monate,
wenn der Vermieter die Modernisierungsmaf3hahme nicht angekiindigt hat
oder die tatsachliche Mieterhéhung die angekindigte um mehr als 10%
Ubersteigt.

Ist die zulassig und wirksam erhéhte Miete nicht mehr angemessen, ist ein
Kostensenkungsverfahren zu prifen (vgl. 9).

Die Mietwerterhebung fir die schliissigen Konzepte hat folgende durch-
schnittliche Kaltmieten (ohne Nebenkosten) ergeben:

Vergleichsraum Nordkreis

Wohnfla- | Pers. in 2024/2025 2022/2023 2020/2021
che m? BG Fortschreibung Fortschreibung
Faktor 1,0304 Faktor 1,0263
25-50 1 5,79 €/m? 5,62 €/m? 5,32 €/m?
51-65 2 5,97 €/m? 5,79 €/m? 5,13 €/m?
66-80 3 5,71 €/m? 5,54 €/m? 4,99 €/m?
81-95 4 5,78 €/m? 5,61 €/m? 4,71 €/m?
>95 5 5,85 €/m? 5,58 €/m? 4,99 €/m?
Vergleichsraum Sudkreis
Wohnfla- | Pers. in 2024/2025 2022/2023 2020/2021
che m? BG Fortschreibung Fortschreibung
Faktor 1,0304 Faktor 1,0263
25-50 1 6,13 €/m? 5,85 €/m? 5,62 €/m?
51-65 2 5,78 €/m? 5,51 €/m? 4,84 €/m?
66-80 3 6,00 €/m? 5,43 €/m? 4,98 €/m?
81-95 4 6,01 €/m? 5,15 €/m? 4,97 €/m?
>95 5 6,34 €/m? 5,47 €/m? 4,89 €/m?

Fir die Nebenkosten wird in der Regel eine monatliche Vorauszahlung ver-
langt. Die Vorauszahlung ist nur fir die gesetzlich ausdrticklich aufgezahl-
ten Nebenkosten zulassig (vgl. Betriebskostenverordnung). Dazu zéahlen u.
a. die offentlichen Lasten, die Kosten der Wasserversorgung/Entwasse-
rung, Mullabfuhr, Hausreinigung (siehe 7. 2. 2).

Durchschnittliche
Mieten

Nebenkosten
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Die tatsachlichen Aufwendungen sind durch geeignete Unterlagen nach-
zuweisen. Auf jeden Fall sind der Mietvertrag und der letzte Zahlungsbeleg
(z. B. Kontoauszug) vom Leistungsberechtigten vorzulegen.

Ist dem Mietvertrag nicht zu entnehmen, wie sich die aktuelle Gesamtmiete
zusammensetzt, ist eine Mietbescheinigung vorzulegen. Dabei muss der
Vermieter nicht jede einzelne Nebenkostenposition detailliert ausweisen.

Kann der Vermieter, die Vorauszahlungen nicht nach Neben- und Heizkos-
ten aufschliisseln, sind die abstrakt angemessenen Nebenkosten zu
Grunde zu legen. Der verbleibende Betrag ist den Heizkosten zuzurechnen
(BSG, 18.11.2014, B 4 AS 9/14 R).

Die Mietwerterhebung fir das schlissige Konzept hat folgende durch-
schnittlichen Nebenkosten in einfacher Wohnlage ergeben:

Vergleichsraum Nordkreis

Wohnfla- Pers. 2024/2025 2022/2023 2020/2021

che m2 in BG Faktor 1,0588 Fortschreibung
Faktor 1,0235

25-50 1 2,18 €/m? 2,06 €/m? 2,24 €/m?
51-65 2 1,76 €/m? 1,66 €/m? 2,12 €/m?
66-80 3 1,65 €/m? 1,56 €/m? 2,01 €/m?
81-95 4 1,57 €/m? 1,48 €/m? 2,02 €/m?
>95 5 1,47 €/m? 1,39 €/m? 1,88 €/m?

Vergleichsraum Sidkreis

Wohnfla- Pers. 2024/2025 2022/2023 2020/2021

che in BG | Faktor 1,0588 Fortschreibung

mz Faktor 1,0235
25-50 1 2,12 €/m? 2,00 €/m? 1,88 €/m?
51-65 2 1,79 €/m? 1,69 €/m? 1,82 €/m?
66-80 3 1,45 €/m? 1,37 €/m? 1,71 €/m?
81-95 4 1,48 €/m? 1,40 €/m? 1,55 €/m?
>95 5 1,49 €/m? 1,41 €/m? 1,54 €/m?

Die Addition von Kaltmiete und Nebenkosten bildet den Richtwert als Brut-
tokaltmiete. Die Einzelwerte kbnnen Uberschritten werden, solange die Ge-
samtkosten eingehalten werden.

Zuschlage fur Schonheitsreparaturen zéhlen zu den Unterkunftskosten im
Sinne des § 22 Abs. 1 SGB Il und sind zu berticksichtigen, wenn sie im
Mietvertrag wirksam vereinbart wurden (BSG, 19.03.2008, B 11b AS 31/06
R) und einen Betrag von 0,71 €/m? nicht Ubersteigen (vgl. § 28 Abs. 4 II.
BVO).

Ist es wegen der GroRRe der Unterkunft erforderlich, vortibergehend nicht
bendtigten angemessenen Hausrat und persoénliche Gegenstande ander-
weitig unterzubringen, kénnen auch die angemessenen Kosten einer Ein-
lagerung Unterkunftskosten sein. Der Lagerraum muss nicht im gleichen

Durchschnittliche

Nebenkosten

Zuschlag fur

Schdnheitsrepa-

raturen

Lagerraum
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Zustandigkeitsbezirk liegen; die Entfernung zwischen Wohnung und Lager
muss aber eine Erreichbarkeit durch den Leistungsberechtigten ermaogli-
chen. Der Richtwert darf insgesamt nicht tberschritten werden. Ausge-
schlossen ist das Lagern von Gegenstanden, die zurlickzufihren sind auf
Sammlerleidenschaft, unverniinftige Vorratshaltung oder ungeschitzte
Vermogensguter (BSG, 16.12.2008, B 4 AS 1/08 R).

Zu den Unterkunftskosten im Sinne des § 22 Abs. 1 SGB Il zahlen auch
Kosten einer RAumungsklage, wenn das Jobcenter durch eine unrechtma-
RBige Leistungsversagung Mietschulden verursacht hat (LSG BWB,
27.06.2017, L 9 AS 1742/14).

7. 1 Renovierungskosten

Renovierungskosten sind Unterkunftskosten im Sinne des § 22 Abs. 1 SGB
Il (BSG, 16.12.2008, B 4 AS 49/07 R). Sie sind zu bertcksichtigen, wenn
die Wohnung angemessen ist, die Renovierungskosten nicht vom Vermie-
ter ibernommen werden und eine Renovierung zum Zeitpunkt des Be-
darfszeitraumes zwingend erforderlich ist (BVerfG, 25.11.2009, 1 BvR
2515/09). Dies ist in der Regel nur der Fall, wenn eine Wohnung unreno-
viert angemietet wird, nicht aber, weil dem Leistungsberechtigten Tapeten
oder Wandfarben nicht gefallen. Mal3stab fir die Erforderlichkeit einer Re-
novierung ist die ,Bewohnbarkeit* der Wohnung. Auch im unteren Woh-
nungssegment gehdren hierzu u. a. ein einfacher Bodenbelag, Tapeten
und Farbe (BSG, 16.12.2008, B 4 AS 49/07 R).

Verlangt der Vermieter die Riickgabe der Wohnung in fachmannisch reno-
viertem Zustand, ist die Ubernahme einer Einzugsrenovierung ausge-
schlossen (LSG FSB, 23.09.2008, L 7 B 632/08 AS PKH).

Eine Ubernahme von Renovierungskosten (Schonheitsreparaturen und
Auszugsrenovierung) kommt dariber hinaus nur in Betracht, wenn die Re-
novierung im Mietvertrag wirksam vereinbart wurde (BSG, 16.12.2008, B 4
AS 49/07 R).

Nach sténdiger Rechtsprechung des BGH sind starre Fristenplane fur Re-
novierungen unwirksam. Der Leistungsberechtigte ist dann gegenuber
dem Vermieter nicht zur Renovierung verpflichtet (LSG NRW, 22.07.2010,
L 7 AS 60/09; LSG FSB, 13.11.2008, L 7 AS 323/08). Ein Hinweis auf starre
Fristenplane sind Formulierungen wie ,spatestens®, ,mindestens®, ,inner-
halb®, ,ubliche Fristen®. Auch die formularmaRigen sog. Quotenabgeltungs-
klauseln sind unwirksam, nach denen dem Mieter bei Auszug die anteiligen
potenziellen Renovierungskosten auferlegt werden, wenn die Renovierung
selber dem Fristenplan nach noch nicht fallig ist (BGH 18.03.2015, VIII ZR
185/14).

Ebenso unwirksam ist eine formularmafige Pflicht des Mieters, Decken
und Wéande zu ,weilken“ oder in einer bestimmten Farbe zu streichen
(BGH, 23.09.2009, VIl ZR 344/08).

Ebenfalls unwirksam ist die formularmaRige Ubertragung von Schonheits-
reparaturen auf den Mieter, wenn die Wohnung bei Einzug unrenoviert o-
der renovierungsbediirftig ist. Das gilt auch bei einer ,Renovierungsverein-
barung“ zwischen Mieter und Vormieter (BGH, 22.08.2018, VIlII ZR

Raumungsklage

Renovierungs-
kosten
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277/16). Der Nachweis hiertiber ist vom Mieter zu fuhren. Es kommt darauf
an, ob die Wohnung bei Ubergabe insgesamt einen unrenovierten Eindruck
macht; wobei solche Gebrauchsspuren aul3er Betracht bleiben, die bei le-
bensnaher Betrachtung nicht ins Gewicht fallen (BGH, 18.03.2015, VIII ZR
185/14).

Zu den Schonheitsreparaturen zahlen nicht die Auenanstriche der Fens-
ter, Wohnungs- und Balkontlren. Eine entsprechende Formularklausel ist
unwirksam. Und das fuhrt zur Unwirksamkeit der gesamten Klausel tber
Schonheitsreparaturen (BGH, 18.02.2009, VIII ZR 210/08).

Zu den Renovierungsarbeiten zahlen nicht Aufwendungen fur die Instand-
haltung eines mitvermieteten Fuf3bodens; diese sind vom Vermieter zu tra-
gen. Er hat die Wohnung in einen Zustand zu versetzen, der einen ver-
tragsgemafien Gebrauch zulasst (LSG FSS, 21.04.2016, L 3 AS 419/12).

Punktuelle Ausbesserungen sind aus dem Regelbedarf zu bestreiten (LSG
FSB, 15.11.2007, L 7 AS 80/07).

Renovierungsbedarf, der aus einem Fehlgebrauch der Wohnung herrihrt,
zahlt nicht zum Unterkunftsbedarf. Fiir die Renovierung einer ,Messie-
Wohnung“ kommen im Einzelfall Leistungen nach § 67 SGB Xlli. V. m. §
4 DVO zu § 69 SGB XIl in Betracht (LSG NSB, 08.03.2012, L 13 AS 22/12
B ER).

Ist eine Regelung im Mietvertag zum Beispiel tGiber eine Auszugsrenovie-
rung unwirksam, kénnen wir uns nicht ohne weiteres hierauf berufen. Viel-
mehr ist ein Kostensenkungsverfahren einzuleiten.

Renovierungskosten sind zwar grundsatzlich vom Antrag auf Leistungen
zur Sicherung des Lebensunterhalts umfasst, der Bedarf ist jedoch vom
Leistungsberechtigten darzulegen und zu begrinden. Ob eine Renovie-
rung erforderlich ist und welche Aufwendungen notwendig sind, ist in der
Regel bei einem Ortstermin festzustellen.

Den Leistungsberechtigten trifft eine Schadenminderungspflicht aus 8 2
Abs. 2 SGB II. Er darf das Jobcenter nicht vor vollendete Tatsachen stellen
und muss naheliegende Rechtsmittel gegen Forderungen Dritter nutzen,
vor allem Widerspruch gegen Mahnbescheide erheben, die der Vermieter
erwirkt hat (SG Berlin, 02.08.2011, S 149 AS 42641/09).

Fur die Berechnung der angemessenen Aufwendungen ist ausschlief3lich
die Arbeitshilfe ,Renovierungskosten® aus der Ablage zu verwenden.

Zusammenfassend ergeben sich folgende Hinweise bei der Bewilligung
von Renovierungskosten:

Rechtsgrund- Voraussetzung Zustandig-
lage keit
= mietrechtlich wirk-
. . . Aufneh-
Einzugsrenovie- §22 Abs. 1 sam vereinbart mendes
rung ' = erforderlich um die Jobcenter
Bewohnbarkeit der

Ortstermin

Arbeitshilfe
»Renovierung*“
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ALLEGRO-BEARBEITUNGSHINWEIS: Renovierungskosten sind als ein-
malige Unterkunftskosten nach § 22 Abs. 1 SGB Il zu erfassen.

7. 2. Nebenkostenabrechnung

Ist wirksam vereinbart (LSG NRW, 22.01.2009, L 7 AS 44/08), dass der
Leistungsberechtigte auf die Nebenkosten eine Vorauszahlung leistet, so
muss der Vermieter einmal jahrlich Gber die entstandenen Kosten Rechen-
schaft ablegen.

Schliel3t die Nebenkostenabrechnung mit einer Forderung des Vermieters,
kann der Leistungsberechtigte die Ubernahme der Nachzahlung beantra-
gen. Eine Frist fur die Antragstellung gibt es in der Regel nicht (SG Kadln,
11.04.2008, S 6 AS 246/07). Der Anspruch kann auch nicht verjahren (LSG
FSS, 03.04.2008, L 3 AS 164/07).

Eine Nebenkostennachzahlung ist ein einmaliger Unterkunftskostenbedarf,
der nach dem Kopfteilprinzip zu berticksichtigen ist. Der Auszug aus einer
als Bedarfsgemeinschaft bewohnten Wohnung hebt das Kopfteilprinzip
nicht auf (BSG, 30.03.2017, B 14 AS 13/16 R).

Eine Ubernahme nach § 22 Abs. 1 SGB |l scheidet von vornherein aus,
wenn die Forderung bereits vor Beginn der SGB-II-Leistungen fallig war
(SG Berlin, 08.10.2009, S 121 AS 32195/09 ER) oder wenn die Forderung
entstanden ist, weil der Leistungsberechtigte seine Vorauszahlungen nicht
oder nur teilweise gezahlt hat (BSG, 22.03.2010, B 4 AS 62/09 R; LSG
NRW, 22.01.2009, L 7 AS 44/08); Voraussetzung ist ein aktueller Bedarf
bei Antragstellung (LSG NRW, 14.11.2008, L 7 B 262/08 AS). Scheidet
eine Ubernahme nach § 22 Abs. 1 SGB Il aus, ist ein méglicher Anspruch
nach § 22 Abs. 8 SGB Il zu priifen (BSG, 24.11.2011, B 14 AS 121/10 R).

Nebenkostenab-

rechnung

Ubernahme der

Forderung
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Der Nachzahlungsbedarf entsteht zum Zeitpunkt der Falligkeit (BSG,
02.07.2009, B 14 AS 36/08 R). Es kommt nicht darauf an, ob der Leistungs-
berechtigte flr den Abrechnungszeitraum auch SGB-II-Leistungen erhal-
ten hat. Soweit Verbindlichkeiten nach Eintritt der Bedurftigkeit entstanden
sind, gehoren sie zu den Kosten der Unterkunft im Sinne des § 22 Abs. 1
Satz 1 SGB Il — jedenfalls solange die Wohnung weiterhin bewohnt wird
(BSG, 24.11.2011, B 14 AS 121/10 R).

Ausnahmsweise ist eine Betriebskostennachforderung fir eine nicht mehr
bewohnte Wohnung Bedarf nach § 22 Abs. 1 SGB I, wenn der Leistungs-
berechtigte wahrend des Abrechnungszeitraumes durchgangig im Leis-
tungsbezug stand, er im Zeitpunkt der Falligkeit hilfebedurftig ist und eine
Zusicherung hinsichtlich des Umzuges vorlag (BSG, 13.07.2017, B 4 AS
12/16 R; BSG, 30.03.2017, B 14 AS 13/16 R). Zustandig ist in diesem Fall
der Trager, in dessen Bezirk die neue Wohnung liegt (BSG, 25.06.2015, B
14 AS 40/14 R; BSG, 20.12.2011, B 4 AS 9/11 R).

Das gilt auch, wenn der Umzug nicht vom Jobcenter veranlasst wurde,
aber objektiv zur Kostensenkung erforderlich war.

Ferner akzeptiert das BSG eine Ausnahme, wenn ,eine Zusicherung hin-
sichtlich des Umzugs vorlag“. z. B. im Fall einer Trennung (BSG,
30.03.2017, B 14 AS 13/16 R) oder eine Kiindigung des Vermieters (BSG,
13.07.2017, B 4 AS 12/16 R).

Zuerst ist die Rechtmafigkeit der Forderung zu prifen (siehe 7. 2. 1) und
dann der Umfang des Unterkunftsbedarfs (siehe 7. 2. 2).

Das Jobcenter ist grundsétzlich nicht verpflichtet, Leistungsberechtigte zu
Fragen des Mietrechts zu beraten. Es ist Sache des Mieters sich tUber seine
Rechte und Pflichten zu informieren (LSG NRW, 24.08.2009, L 20 AS
18/09). In besonders begriindeten Fallen kdnnen wir an den Mieterverein
verweisen und die Mitgliedschaft dort bezuschussen (siehe 3. 1).

7. 2.1 0rdnungsgemale Abrechnung

Es handelt sich um eine rechtmallige Forderung des Vermieters, wenn
eine ordnungsgemafe Abrechnung vorliegt.

Die Angaben missen es dem Mieter ermoglichen, die Kostenpositionen zu
erkennen und den auf ihn entfallenden Anteil an diesen Kosten zu prifen.
Der Mieter muss seine Kosten aus der Abrechnung klar ersehen und pri-
fen kénnen; die Einsichtnahme von Belegen sollte nur noch zur Kontrolle
und Beseitigung von Zweifeln erforderlich sein (BGH, 19.07.2017, VIII ZR
3/17).

Die Abrechnung muss geordnet die Ausgaben zusammenstellen, d. h. sie
muss Ubersichtlich gegliedert und verstandlich sein (OLG Dusseldorf,
21.04.2009, I-24 U 163/08). Sie muss die einzelnen Kostenarten enthalten,
die Gesamtbetrage hierfir, den Verteilerschliissel und die Kosten des ein-
zelnen Haushaltes (LSG SAN, 14.08.2012, L 5 AS 454/12 B). Bei ver-
brauchsabhéngigen Kosten kénnen auch die Angaben Uber Menge und
Wert gefordert werden.

Form der
Abrechnung
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In der Praxis treten haufig folgende Fehler auf:

o Der Vermieter verlangt eine Nachzahlung, obwohl im Mietvertrag keine
Abrechnung vereinbart ist (sog. Bruttomietvertrag),

die Abrechnung wurde nach Ablauf der 12-Monats-Frist erstellt,

die Kosten fir leerstehende Wohnungen wurden nicht abgezogen,

die Abrechnung enthalt offensichtlich unwirtschaftliche Ausgaben,

es wurden nicht umlagefahige Kosten abgerechnet,

der Abrechnungszeitraum betragt mehr als ein Jahr,

falsche Flachenangaben,

die Abrechnung enthalt Verwaltungs- oder Reparaturkosten,

Kosten werden doppelt abgerechnet.

7.2.1.1 Frist

Der Vermieter muss die Abrechnung innerhalb einer angemessenen Frist
erstellen. Die Frist endet 12 Monate nach Ende des Abrechnungszeitrau-
mes. Die 12-Monats-Frist ist nur eingehalten, wenn die Abrechnung dem
Mieter innerhalb der Frist zugeht, ein rechtzeitiges Absenden wahrt die
Frist nicht (BGH, 21.01.2009, VIII ZR 107/08).

Das heif3t, dem Mieter muss die Abrechnung bis zum letzten Tag der Frist
zugehen, der Vermieter muss im Streitfall den Zugang beweisen. Endet
der Abrechnungszeitraum beispielsweise am 31.12.2023 muss der Mieter
die Abrechnung bis spatestens 31.12.2024 erhalten haben. Uberschreitet
der Vermieter diese Abrechnungsfrist, kann er vom Mieter grundsatzlich
keine Nachzahlung mehr verlangen. Der Mieter kann jedoch eine Abrech-
nung und die Auszahlung eines eventuellen Guthabens verlangen (BGH,
22.09.2010, VIII ZR 285/09).

Eine Ausnahme besteht fir den Fall, dass der Vermieter ohne eigenes Ver-
schulden daran gehindert war, fristgerecht abzurechnen, zum Beispiel, weil
er selbst die Abrechnung eines Versorgungsunternehmens noch nicht er-
halten hat. Die Beweislast fur das fehlende Verschulden liegt beim Vermie-
ter.

Ebenso kann sich der Vermieter fir bestimmte Positionen eine Nachbe-
rechnung vorbehalten, wenn er ohne sein Verschulden zum Abrechnungs-
zeitpunkt nur vorlaufig abrechnen kann; zum Beispiel, wenn eine rickwir-
kende Neuberechnung der Grundsteuer zu erwarten ist (BGH, 12.12.2012;
VIl ZR 264/12).

7.2.1. 2 Abrechnungszeitraum

Der Vermieter muss den Abrechnungszeitraum genau abgrenzen, also
etwa schreiben: ,Abrechnung fir die Zeit vom 01.04.2023 bis 31.03.2024".
Der Vermieter darf die Betriebskosten maximal fir ein Jahr abrechnen; er
muss aber nicht tUber ein Kalenderjahr (01.01. — 31.12.) abrechnen. Ein
Abrechnungszeitraum von weniger als einem Jahr ist zulassig.

Frist

Zeitraum
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Der Vermieter darf nur Kosten abrechnen, die im Abrechnungszeitraum
tatséchlich angefallen sind.

Zieht der Leistungsberechtigte wahrend einer Abrechnungsperiode aus,
darf er nur anteilig mit Nebenkosten belastet werden.

7. 2. 1. 3 Gesamtkosten

Der Vermieter muss die Gesamtkosten zusammenstellen, die in der Ab-
rechnungsperiode angefallen sind. Er muss sie einzeln auflisten. Es geniigt
z. B. nicht die pauschale Bezeichnung ,stadtische Geblhren®, sondern
diese sind nach Mullabfuhr, StralRenreinigung, Abwasser, etc. aufzuglie-
dern.

Es muss ohne weiteres ersichtlich sein, dass die Abrechnung nur die Kos-
ten enthéalt, die im Mietvertrag oder in der Betriebskostenverordnung auf-
gezahlt sind.

Bei Wasser ist der Zahlerstand zu Beginn und am Ende der Abrechnungs-
periode anzugeben, sowie der Einzelpreis je Kubikmeter.

Der Vermieter muss grundséatzlich die Nebenkosten fir ein einzelnes Haus
feststellen, soweit dies moglich ist. Ausnahme: Wirtschaftseinheiten im so-
zialen Wohnungsbau.

7.2.1. 4 Verteilerschlissel

Hat der Vermieter die Kosten, die fir das gesamte Haus entstanden sind,
im Einzelnen nachgewiesen und aufgelistet, muss er sie auf die Wohnun-
gen verteilen. Es gibt hierflr verschiedene Verteilerschlissel. Er kann die
Kosten z. B. nach m2-Wohnflache, Personenzahl, Wohneinheiten oder Ver-
brauch aufteilen.

Der Vermieter muss erklaren, wie er die Kosten verteilt. Er muss also sa-
gen, ob er nach m2 oder Verbrauch umlegt. Es gendigt nicht, wenn er ledig-
lich einen Prozentsatz ansetzt, wie z. B. ,Gesamtkosten 2.000 € hiervon
fur Sie 20% =400 €.“

Er muss vielmehr angeben, warum der Leistungsberechtigte 20% zahlen
soll. Er musste also schreiben: ,Gesamtwohnflache 500 m2, lhre Wohnung
100 m2?, also 20%".

Welchen Verteilerschlissel der Vermieter wahlt, ist dem Mietvertrag zu ent-
nehmen. Ist dort ein Abrechnungsmalfstab bestimmt, dann ist dieser maf3-
geblich. Der vereinbarte Abrechnungsmalstab kann vom Vermieter nicht
einseitig geandert werden.

Ist kein Abrechnungsmalistab vereinbart, so kann der Vermieter ihn nach
L,billigem Ermessen“ bestimmen. Das heif3t: Er ist nicht vollig frei, er muss
vielmehr einen einigermaf3en gerechten Schlissel wahlen. Sachgerecht ist
z. B. eine Umlage der Nebenkosten nach der Wohnungsgrof3e. Betriebs-
kosten, die von einem erfassten Verbrauch oder einer erfassten Verursa-
chung durch die Mieter abhangen, sind nach Verbrauch oder Verursa-
chung umzulegen (8 556a Abs. 1 BGB).

Gesamtkosten

Verteilerschlissel
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7.2.1. 5 Rechnungsstellung

Am Schluss der Abrechnung muss der Vermieter die auf den Leistungsbe-
rechtigten entfallenden Kosten feststellen und davon die Vorauszahlungen
des Leistungsberechtigten abziehen.

Solange dem Leistungsberechtigten keine ordnungsgemafe Abrechnung
vorliegt, kann er die Nachzahlung verweigern. Es besteht dann auch kein
Bedarf nach dem SGB I, weil mietrechtlich nichts geschuldet wird.

Der Vermieter kann jedoch eine ordnungsgemafe Abrechnung innerhalb
der Ausschlussfrist des § 556 Abs. 3 Satz 2 BGB nachholen.

7. 2. 2 Angemessene Nebenkosten

Liegt die ordnungsgemalf3e Abrechnung vor, ist zu prifen, in welchem Um-
fang der Unterkunftsbedarf zu decken ist. Die Nebenkosten sind angemes-
sen, soweit sie sich im Rahmen des Richtwerts halten.

Liegen die tatsachlichen Nebenkosten unter dem Angemessenheitswert,
sind die tatséchlichen Kosten zu tibernehmen.

Eine geringfligig zu groBRe Wohnflache kann ausgeglichen werden, wenn
die Kaltmiete und die Nebenkosten den jeweiligen Richtwert nicht Uiberstei-
gen.

Ubersteigen die tatsachlichen Nebenkosten mit der Grundmiete den Richt-
wert, ist zu ermitteln, wodurch die Kosten erhoht sind. Hier ist der Einzelfall
zu beachten und zu prifen, ob im Einzelfall héhere Kosten gerechtfertigt
sind; z. B. weil ein erhohter Wohnraumbedarf besteht. Sind die erhohten
Kosten nicht gerechtfertigt, sind nur die angemessenen Kosten der Nach-
zahlung zu tibernehmen und im Ubrigen abzulehnen.

Sollte Uber den Richtwert noch nicht belehrt worden sein, ist Uber diesen
zu belehren und ein Kostensenkungsverfahren einzuleiten.

Ausnahmen bilden die Falle, in denen wir die Angemessenheit der Neben-
kosten zugesichert haben; diese Félle geniel3en Bestandsschutz bis zur
zugesicherten Hohe.

Hinsichtlich der Nebenkosten hat der Vermieter den Grundsatz der Wirt-
schaftlichkeit zu beachten (8§ 556 Abs. 3 Satz 1 BGB).

Der Vermieter darf die Art der Bewirtschaftung und die Unternehmen zwar
grundsatzlich frei wahlen, auf den Mieter umlegen darf er aber nur die Kos-
ten, die bei gewissenhafter Abwagung aller Umstande und bei ordentlicher
Geschéftsfuhrung gerechtfertigt sind (8 24 Abs. 2 Satz 2 Il. BV). Abzustel-
len ist auf die Sichtweise eines vernunftigen Wohnungsvermieters, der ein
vertretbares Kosten-Nutzen-Verhaltnis im Auge behélt.

Ein Verstol3 kann z. B. vorliegen, wenn die tatsachlichen Aufwendungen
die Werte des ortlichen Betriebskostenspiegels deutlich Gberschreiten. Ei-
nen Verstol3 gegen den Wirtschaftlichkeitsgrundsatz muss der Mieter vor-
tragen und begriinden (AG Baden-Baden, 03.06.2015, 19 C 243/14).

Rechnungs-
stellung

Wirtschaftlich-
keitsgebot
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Inhaltlich darf der Vermieter in der Nebenkostenabrechnung folgende Kos-
ten abrechnen:

7. 2. 2. 1 Offentliche Lasten des Grundstiickes
Dazu zahlt vor allem die Grundsteuer.

Achtung: Sind in einem Haus Gewerberdaume und Wohnungen gemischt,
muss der Vermieter fir die Gewerberaume eine besonders hohe Grund-
steuer bezahlen, denn das Finanzamt setzt hierfir einen anderen Grund-
steuermessbetrag fest. Der Vermieter muss also die Grundsteuer, die auf
das ganze Haus entfallt, zunachst aufteilen. Nur den Teil, der auf die
Wohnraume entféllt, darf er auf die Wohnraummieter umlegen.

7.2.2.2Wasser/Abwasser

Hierzu zahlen: Kosten fir Frischwasser, Abwassergebiihren, Grundkosten
fur die Wasseruhr, Kosten fur Wasseraufbereitungs- und eine Wasserhe-
beanlage, Betriebsstrom, Wartung.

Ist das Haus nicht an das 6ffentliche Kanalnetz angeschlossen, so gehéren
z. B. die Kosten der Abfuhr und Reinigung einer Klar- und Sickergrube zu
den Entwasserungskosten.

Die HOhe der Aufwendungen fur Frischwasser/Abwasser kann der Leis-
tungsberechtigte beeinflussen, soweit die Kosten nach Verbrauch umge-
legt werden.

Das statistische Landesamt IT NRW hat fiir 2019 die Wasserabgabemenge
an Privathaushalte und Kleingewerbe ermittelt. Danach verbraucht jeder
Einwohner pro Tag im Oberbergischen Kreis 127,6 Liter, was einem Jah-
resverbrauch von 46,57 m3 entspricht. Hierin enthalten sind die Wasser-
mengen fir Autopflege und Garten. Abziglich des Anteils der Kleinge-
werbe von 9% (Bundesverband der deutschen Gas- und Wasserwirtschaft
e.V.) bleibt fur die Privathaushalte ein jahrlicher Wasserverbrauch von
42,38 m3 und somit 3,53 m3 monatlich (statistisches Landesamt ,Informa-
tion und Technik Nordrhein Westfalen®; vgl. LSG HAM, 11.01.2007, L5 B
531/06; SG K, 16.09.2009, S 17 AS 1/09; SG GielRen, 13.10.2006, S 25
AS 420/05).

Ubersteigen die tatsachlichen Kosten den Richtwert allein wegen zu hohen
Wasserverbrauchs, ist der hohere Bedarf, zum Beispiel auf Grund einer
Erkrankung, glaubhaft zu machen.

7. 2. 2. 3 Aufzug

Zu den Kosten des Betriebs eines Personen- oder Lastenaufzugs gehdren
die Kosten des Betriebsstroms, der Beaufsichtigung, Bedienung, Uberwa-
chung und Pflege der Anlage, der regelmafiigen Prifung ihrer Betriebsbe-
reitschaft und Betriebssicherheit einschliel3lich der Einstellung durch eine
Fachkraft sowie die Kosten der Reinigung.

Grundsteuern

Wasser/
Abwasser

Aufzug
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7.2.2.4 Gebuhren fur Kehr- und Winterdienst
Die Kommunen legen diese Gebuhren in der Gebuhrenordnung fest.
7. 2. 2.5 Millbeseitigung

Die Kommunen und die entsprechenden Verbénde (z. B. ASTO) legen die
Mullgebtihren in der Gebuhrenordnung fest.

Nicht zu den Mullgebiihren zéhlen die Kosten flir einen Container, um Bau-
schutt oder Gartenabfélle wegzuschaffen oder Sperrmill- und Entrimp-
lungskosten, soweit einzelne Verursacher in Anspruch genommen werden
koénnten.

Kosten der Sperrmullabfuhr sind nur dann Betriebskosten, wenn sie bei der
Bewirtschaftung des Grundstiickes regelmafig anfallen. Die formularver-
tragliche Umlage auf die Mieter ist unwirksam (AG Pankow-Weil3ensee,
20.11.2008, 6 C 107/08).

In Oberberg sind die Kosten der Sperrmiillabfuhr in der Regel mit den Ge-
bihren der Abfallentsorgung abgegolten.

7. 2. 2. 6 Gebaudereinigung und Ungezieferbekampfung

Zur Gebaudereinigung zahlen die Kosten fir die Sduberung der von den
Bewohnern gemeinsam genutzten Gebaudeteile wie Zugange, Flure, Trep-
pen, Keller. Reinigt der Vermieter selbst, kann er seinen tatsachlichen Auf-
wand ansetzen. Ist im Mietvertrag vereinbart, dass die Mieter die Treppe
selber putzen mussen, dirfen keine Kosten angesetzt werden. Wird die
Reinigung vertragsméaRig von Dritten erledigt, zéhlen alle Kosten zu den
Kosten der Gebaudereinigung. Einmalige Kosten der Ungezieferbekamp-
fung darf der Vermieter nicht umlegen; deshalb entstehen hier nur geringe
Kosten, z. B. fir Insektenspray.

7. 2. 2.7 Gartenpflege

Hierzu zahlen u. a. die Kosten der Pflege und Erneuerung von Pflanzen
und Gehdlzen, der Neuanlage von Rasen, der Pflege von Spielplatzen ein-
schlielich der Erneuerung von Sand. Kosten fur die Neuanschaffung von
Gartengeraten oder der Neuanlage eines Gartens gehéren nicht dazu.

Umgelegt werden durfen nur die tatsachlichen laufenden Gartenpflegekos-
ten.

7.2.2.8Beleuchtung

Hierzu zahlen die Kosten des Stroms fir die Auf3enbeleuchtung und die
Beleuchtung der von den Bewohnern gemeinsam genutzten Gebaudeteile
wie Flure, Treppen und Keller. Die Kosten fir die Beleuchtung von Tiefga-
ragen durfen nur auf die Garagenmieter umgelegt werden.

Kehr- und
Winterdienst

Mullbeseitigung

Gebaudereini-
gung und Unge-
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Gartenpflege
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7.2.2.9 Schornsteinreinigung

Die Kosten fir Immissionsmessungen kénnen auch nach der Heizkosten-
verordnung abgerechnet werden. Vorsicht, nicht doppelt zahlen!

7. 2. 2. 10 Sach- und Haftpflichtversicherung

Hierzu gehdren die Kosten der Versicherung des Gebaudes gegen Feuer-
, Sturm-, Wasser- und sonstige Elementarschéden, der Glasversicherung,
der Haftpflichtversicherung fiir das Gebaude, den Oltank und den Aufzug
(z. B. Eigentumerhaftpflichtversicherung). Nicht dazu z&hlt die Rechts-
schutzversicherung des Vermieters oder eine Mietverlustversicherung.

7.2.2.11 Hauswart

Der Vermieter muss die Kosten fur den Hauswart aufschlisseln und diffe-
renzieren. Er darf nur Kosten fiir ,echte” Hausmeisterarbeiten auf den Mie-
ter umlegen. Dazu zahlen Priif- und Wartungsaufgaben, Gartenpflege oder
Hausreinigung. Nicht umlagefahig sind Verwaltungs-, Instandhaltungs- und
Instandsetzungskosten (BGH, 20.02.2008, VIII ZR 27/07).

Zieht der Vermieter die nicht umlagefahigen Kosten pauschal ab, genugt
ein schlichtes Bestreiten des Mieters. Dem Vermieter obliegt es in diesem
Fall, die Kosten so aufzuschliisseln und zu differenzieren, dass die nicht
umlagefahigen Kosten heraus gerechnet werden kdnnen.

7. 2. 2. 12 Gemeinschaftsantenne, Kabelfernsehen, Glasfaser

Hierzu z&hlen bei einer Gemeinschaftsantenne die Kosten des Betriebs-
stroms und die Kosten der regelmafiigen Prifung der Betriebsbereitschaft,
zudem bis zum 30.06.2024 auch die Kosten der Miete einer Antennenan-
lage. Zu den Kosten fir das Kabelfernsehen gehéren die Wartungs- und
Betriebsstromkosten, sowie die monatliche Grundgebihr des Anbieters.
Angemessen sind nur die Aufwendungen fur die Grundversorgung. Kosten
fur Pay-TV gehdren nicht zu den anzuerkennenden Aufwendungen.

Bis 30.06.2024 sind Gebuhren fur den Kabelanschluss Unterkunftskosten,
wenn sie im Mietvertrag wirksam vereinbart sind. Die Aufwendungen sind
zu bericksichtigen, wenn der Fernsehempfang nicht anderweitig gewahr-
leistet ist, z. B. durch eine Gemeinschaftsantenne. Es ist nicht Aufgabe der
Leistungen fur Unterkunft, dem Leistungsberechtigten eine grél3ere Pro-
grammvielfalt oder bessere Sendequalitdt zu ermdglichen (BSG,
19.02.2009, B 4 AS 48/08 R; LSG FSS, 25.10.2010, L 7 AS 346/09; LSG
BWB, 24.05.2007, L 7 AS 3135/06). Ab 01.07.2024 sind Kabelgebuhren
nicht mehr auf den Mieter umlegbar (Telekommunikationsgesetz) und da-
mit keine Unterkunftskosten. Die Kosten werden vom Anbieter direkt erho-
ben.

Abrechnungsféahig sind auch die Kosten des Betriebs einer mit einem Breit-
bandnetz verbundenen Verteilanlage; ebenso die Kosten des Betriebs ei-
ner Glasfaser-Verteilanlage, wenn der Mieter seinen Anbieter frei wéahlen
kann. Ein Glasfaserbereitstellungsentgelt muss der Mieter nur bei wirt-
schaftlicher Umsetzung der Maflinahme tragen (8§ 556 Abs. 3a BGB).

Schornsteinfeger
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Hauswart
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7. 2. 2. 13 Waschepflege

Zu den Kosten des Betriebs der Einrichtung fur die Waschepflege gehdren
die Kosten des Betriebsstroms, der Uberwachung, Pflege und Reinigung der
Einrichtungen, der regelmafigen Prifung ihrer Betriebsbereitschaft und Be-
triebssicherheit sowie die Kosten der Wasserversorgung, soweit sie nicht
bereits gesondert beriicksichtigt sind.

7. 2. 2.14 Sonstige Nebenkosten

~oonstiges” ist kein Auffangbecken flr alle denkbaren Kosten. Vielmehr
muss bereits im Mietvertrag stehen, welche konkreten Kosten der Vermieter
unter ,Sonstiges“ umlegen will. Der pauschale Hinweis im Mietvertrag, sons-
tige Nebenkosten seien zu zahlen, ist eine ,Leerposition, die nicht aus-
reicht.

Im sozialen Wohnungsbau kann der Vermieter zuséatzlich zu den Heiz- und
Nebenkosten maximal 2% der Betriebskosten fordern. Durch dieses sog.
Umlageausfallwagnis soll das Wagnis einer Einnahmenminderung durch
uneinbringliche oder aufgrund von Leerstanden nicht umlegbare Betriebs-
kosten sowie uneinbringliche Kosten fiir eine Rechtsverfolgung abgedeckt
werden.

Eine im Mietvertrag wirksam vereinbarte Pauschale fir Schdnheitsreparatu-
ren gehort zu den Unterkunftskosten (BGH, 09.06.2008, VIII ZR 181/07;
BSG, 19.03.2008, B 11b AS 31/06 R) und ist bis zu einem Betrag von 0,71
€/m2 monatlich angemessen (vgl. § 28 Abs. 4 1l. BV).

Ist es erforderlich, dass der erwerbsfahige Leistungsberechtigte in einer Ein-
richtung des betreuten Wohnens lebt, kann die Pauschale fir den Grund-
service zu den Unterkunftskosten z&hlen, soweit die Kosten angemessen
sind. Das ist zum Beispiel der Fall, wenn diese Art des Wohnens erforderlich
ist, um eine Erwerbstatigkeit auszuliben. Voraussetzung ist, dass Betreu-
ungs- und Mietvertrag eine rechtliche Einheit bilden und nur gemeinsam ge-
schlossen und gekiindigt werden konnen (LSG BWB, 25.11.2010, L 12 AS
1520/09).

7. 2. 2. 15 Sonstige Unterkunftskosten (Keine Nebenkosten)

Die Miete fur eine Garage oder einen PKW-Stellplatz kann im Einzelfall als
Unterkunftskosten tlbernommen werden, wenn diese Aufwendungen zwin-
gend mit der Anmietung einer Wohnung verbunden sind, sich der Leis-
tungsberechtigte nicht von den Kosten befreien kann und der Richtwert
trotz der Beriicksichtigung der Aufwendungen nicht Uberschritten wird
(BSG, 07.11.2006, B 7b AS 10/06 R).

Von den Kosten befreien kann sich der Leistungsberechtigte, wenn er z. B.
die Garage separat kindigen kann oder eine Untervermietung rechtlich
und tatsachlich moglich ist (SG Freiburg, 01.02.2008, S 12 AS 2614/06).
Sind Wohnung und Garage Bestandteile eines einheitlichen Mietvertrages
ist eine Teilkiindigung Uber die Garage in der Regel unzulassig (BGH,
12.10.2011, VIl ZR 251/10).

Waschepflege

Sonstige
Nebenkosten

Umlageausfall-
wagnis

Pauschale fir
Schdnheitsrepa-
raturen
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Zuschlage fur (Teil-)Moblierung zahlen zu den Unterkunftskosten, soweit
sie angemessen sind. Sie sind angemessen, wenn die Wohnung nur mit
Moblierung anmietbar war und der Richtwert trotz der Berticksichtigung der
Aufwendungen nicht Gberschritten wird (BSG, 07.05.2009, B 14 AS 14/08
R).

War die Wohnung nur mit Méblierung anmietbar, ist der Richtwert aber
Uberschritten, ist ein Kostensenkungsverfahren einzuleiten und die Kosten
sind auf die angemessenen Unterkunftskosten zu begrenzen.

Liegen beide Voraussetzungen nicht vor, zahlt der Zuschlag nicht zu den
Unterkunftskosten und ist von der Kaltmiete abzuziehen. Soweit der Ver-
mieter die Kosten fur die Nutzung der bereitgestellten Mdblierung nicht
ausgewiesen hat, sind folgende Betrdge von der tatsachlichen Kaltmiete
abzuziehen (analoge Anwendung von § 6 Wohngeld-VO a. F.):

= Vergitung fir die Uberlassung eines Kihlschrankes 4,05 € mtl.
» Vergutung fur die Uberlassung einer Waschmaschine 6,10 € mtl.
= Vergitung fur die Uberlassung von Mébeln
a) bei Teilmdblierung 10% der auf den teilmébliert gemieteten Wohn-
raum entfallenden Kaltmiete
b) bei Volimbblierung 20% der auf den vollmébliert gemieteten Wohn-
raum entfallenden Kaltmiete

Beispiel:

Die tatsachliche Kaltmiete fir die teilmdblierte Wohnung betragt 240,00 €. Davon sind
24,00 € (= 10%) abzuziehen. Die zu bertcksichtigenden Unterkunftskosten betragen
216,00 € zuzlglich Nebenkosten.

Die Kosten fur die Privathaftpflichtversicherung sind nur dann Bedarf fur
Unterkunft und Heizung, wenn der Leistungsberechtigte mit dieser Versi-
cherung eine mietvertragliche Pflicht erfullt und ein hinreichend enger
sachlicher Zusammenhang zur Gebrauchsiiberlassung der Wohnung be-
steht (BSG, 30.06.2021, B 4 AS 76/20 R).

Aufwendungen fir den Haushaltsstrom sind keine Unterkunftskosten; sie
werden pauschal durch den Regelbedarf abgegolten (8§ 20 Abs. 1 SGB II).
Enthalt die Miete Aufwendungen fur Haushaltsstrom, sind diese Betrage
von den Unterkunftskosten abzuziehen. Sind die Betrage nicht konkret be-
ziffert, ist der im Regelsatz enthaltene Anteil fir Haushaltsenergie nicht von
der Miete abzuziehen. Hierfur gibt es keine Rechtsgrundlage (BSG,
24.11.2011, B 14 AS 151/10 R).

Im Mietvertrag vereinbarte Aufwendungen fiir Kleinreparaturen sind keine
Unterkunftskosten i. S. d. 8 22 Abs. 1 SGB Il. Diese sind bereits als Woh-
nungsinstandhaltungskosten mit einem Anteil von 8% im Regelbedarf ent-
halten, so dass allenfalls im Einzelfall ein Darlehen nach § 24 Abs. 1 SGB
II'in Betracht kommt (LSG NRW, 28.07.2017, L 19 AS 1023/17 B; SG Kadln,
29.07.2010, S 32 AS 2091/10). Sie zahlen auch dann nicht zu den Unter-
kunftskosten, wenn der Mietvertrag eine sogenannte ,Kleinreparaturklau-
sel” vorsieht (LSG NSB, 07.03.2023, L 9 AS 69/19).

Kosten fur Garage, Einbaukiiche und andere Mébel sind keine Nebenkos-
ten. Keine Nebenkosten sind aul3erdem: Beitrdge zu Grundeigentumsver-

(Teil-)Moéblierung

Privathaftpflicht-
versicherung

Haushaltsstrom

Kleinreparaturen
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einen, Bankgebuhren fur Mietenkonto, Portokosten und Kosten fur die Er-
stellung der Abrechnung, Verwaltungskosten und Instandhaltungsrickla-
gen, Mahngebihren (LSG NRW, 24.02.2009, L19 B 185/08 AS), etc.

7. 2. 3 Verfahrensweise

Die Nebenkosten sind den Kosten gegeniberzustellen, die bei der Leis-
tungsberechnung im Abrechnungszeitraum bereits berticksichtigt wurden.
Fur Zeiten in denen kein Anspruch auf SGB-II-Leistungen bestand, sind die
zwischen Vermieter und Leistungsberechtigten vereinbarten Zahlungen
anzusetzen.

7. 2. 3. 1 Nachzahlung

Nachforderungen des Vermieters sind bis zur Grenze des Richtwerts als
Unterkunftskosten nach § 22 Abs. 1 SGB Il zu berticksichtigen.

Der Nachzahlungsbetrag ergibt sich durch Abziehen der Vorauszahlungen
von den angemessenen Kosten. Es kommt nicht darauf an, ob die Voraus-
zahlungen bei der Hilfeberechnung berticksichtigt wurden oder der Antrag-
steller sie selbst geleistet hat.

Beispiel:

Die angemessenen Kosten flr das Jahr 2023 betrugen flr eine Person brutto-kalt 4.608 €
(384,00 € x 12 Monate). Im Zeitraum 01 — 03/2023 wurden keine SGB-II-Leistungen er-
bracht, It. Mietvertrag waren monatlich 200 € Grundmiete und 100 € Nebenkosten zu zah-
len. Bei der Berechnung des Hilfeanspruches im Zeitraum 04 — 12/2023 wurden monatlich
300 € berticksichtigt. Es ergibt sich folgende Berechnung:

4.608 € angemessene Kosten brutto-kalt
-900 € eigene Zahlungen (= 3 Monate x 300 €)

-2.700 € bericksichtigte Nebenkosten (= 9 Monate x 300 €)
1.008 € konnen Ubernommen werden (maximal)

Ubersteigen die tatsachlichen Kosten den Richtwert, ist die Ursache der
erhdhten Kosten zu ermitteln und der Einzelfall zu prifen.

Die Nachforderung ist in der Regel kopfteilig im Falligkeitsmonat als Bedarf
zu bericksichtigen. Leben Leistungsberechtigte mit anderen Personen in
Haushaltsgemeinschatft, ist regelmafig nur der Anteil zu Gbernehmen, der
auf die Bedarfsgemeinschaft des Leistungsberechtigten entfallt.

Soweit die nichthilfebedurftigen Personen erst wahrend des Abrechnungs-
zeitraumes zugezogen sind, ist vom Kopfteilprinzip abzuweichen und der
Bedarf ist zeitanteilig zu bertcksichtigen (SG Augsburg, 01.09.2016, S 8
AS 603/16).

Beispiel:

Die Abrechnung fur das Jahr 2023 schlie3t mit einer Forderung von 600 €. Bis einschliel3lich
September hat der LB die Wohnung alleine bewohnt, ab Oktober ist sein Bruder zugezogen.
Auf jeden Monat entfallen 50 € der Nachzahlung. Fir die Zeit 01-09/2023 sind fur den LB
450 € der Nachzahlung zu veranschlagen. Zuzuglich des hélftigen Anteils fur die Zeit 10-
12/2023, entfallen 525 € auf den LB. Auf den Bruder entfallen 75 € fir die Zeit 10-12/2023
(=50 € x ¥2 x 3 Monate).

Verfahren
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7. 2. 3.2 Guthaben

Soweit die Abrechnung mit einem Guthaben von mindestens 50 € schlief3t,
(Bagatellgrenze nach 8§ 40 Abs. 1 Satz 3 SGB Il), mindert das Guthaben
die Unterkunftskosten im Folgemonat des Monats, in dem das Guthaben
vom Vermieter ausgezahlt oder verrechnet wurde (8 22 Abs. 3 SGB Il). §
22 Abs. 3 SGB Il ist eine Sonderregelung zur Anrechnung von Einkommen,
um den Abzug der Versicherungspauschale zu vermeiden und das Gutha-
ben dem kommunalen Trager zugutekommen zu lassen (BT-Drucksache
16/1696, S. 26).

Das Geld muss nicht unmittelbar dem Leistungsberechtigten zuflieRen,
denn nach § 22 Abs. 3 SGB Il mindern nicht nur faktische Rickzahlungen
die Aufwendungen. Eine solche Gutschrift kann auch entstehen,

o wenn der Vermieter das Guthaben mit Mietforderungen verrechnet
(BSG, 16.05.2012, B 4 AS 132/11 R; LSG NSB, 24.11.2015, L 7 AS
1148/14), denn eine solche Aufrechnung ist nicht zulassig, wenn der
Mieter Empfanger von SGB-II-Leistungen ist (BGH, 20.06.2016, IX ZR
310/12); der Leistungsberechtigte ist entsprechend zu beraten (LSG
Sachsen, 21.09.2017, L 3 AS 480/12),

o wenn der Vermieter auf Verlangen des Leistungsberechtigten an eine
andere Person zahlt (LSG BWB, 20.01.2010, L 3 AS 3759/09),

e wenn sich der Leistungsberechtigte in der Verbraucherinsolvenz befin-
det (LSG BRB, 20.10.2011, L 5 AS 1546/09; BSG, 16.10.2012, B 14
AS 188/11 R). Dies gilt auch, wenn der Rickzahlbetrag in die Insol-
venzmasse fliel3st (LSG NRW, 22.09.2009, L 6 AS 11/09),

¢ wenn das Guthaben aus einem frilheren Mietverhéltnis stammt (BSG,
16.05.2012, B 4 AS 132/11 R).

Nicht zu berucksichtigen ist ein fiktives Guthaben, also ein Guthaben, das
entstanden ware, wenn der Leistungsberechtigte die Vorauszahlungen an
den Vermieter weitergeleitet hatte (LSG NRW, 13.07.2011, L 12 AS
234/10; BSG, 16.05.2012, B 4 AS 159/11 R). In solchen Féllen ist wegen
einer zweckwidrigen Verwendung ein Widerruf nach § 47 SGB X zu prifen
oder ein Ersatzanspruch nach § 34a SGB Il (LSG NRW, 10.07.2013, L 19
AS 1120/13 B).

Nicht zu beriicksichtigen ist der Teil des Guthabens, der sich auf die Kosten
der Haushaltsenergie oder nicht anerkannte Aufwendungen fir Unterkunft
und Heizung bezieht (8§ 22 Abs. 3 SGB II).

Wurden nur abgesenkte Leistungen fur Unterkunft und Heizung erbracht,
mindert das Guthaben den Anspruch nur um den Betrag, der nach Abzug
von den tatsachlichen Aufwendungen noch verbleibt (BSG, 12.12.2013, B
14 AS 83/12 R).

Anrechnung

Insolvenz

Fiktives
Guthaben
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Es kommt nicht darauf an, fir welchen Zeitraum das Guthaben entstanden
ist und ob der Leistungsberechtigte im Abrechnungszeitraum SGB-II-Leis-
tungen erhalten hat. Abzustellen ist auf den Folgemonat der Gutschrift
(LSG BWB, 20.01.2010, L 3 AS 3759/09).

Das kann jedoch nicht gelten, wenn der Betroffene im Monat der Riickzah-
lung noch gar nicht SGB-II-Leistungsempfanger gewesen ist (LSG Ham-
burg, 19.03.2015, L 4 AS 12/14).

Entscheidend ist auch nicht, wie das Guthaben erwirtschaftet wurde oder
welche Personen die Betriebskosten gezahlt haben; allein mal3gebend
sind die Verhaltnisse im Zeitpunkt der Berticksichtigung (BSG, 22.03.2012,
B 4 AS 139/11 R).

Ubersteigt das Guthaben die monatlichen Aufwendungen im Monat nach
der Rickzahlung, ist der Ubersteigende Teil auf den Unterkunftskostenbe-
darf der Folgemonate anzurechnen.

Die Minderung ist nicht von vornherein auf Unterkunftskosten begrenzt; §
22 Abs. 3 SGB Il sieht insofern keine isolierte Minderung vor je nach Zu-
rechnung der Rickzahlung zu den Unterkunfts- oder Heizkosten (BSG,
14.06.2018, B 14 AS 22/17 R).

Beispiel:

Die Aufwendungen des eLB betragen monatlich 300 € Unterkunftskosten und 70 € Heiz-
kosten. Das Nebenkostenguthaben betragt 350 €. Im Folgemonat der Gutschrift sind zu
beriicksichtigen 0 € Unterkunftskosten und 20 € Heizkosten.

Der urspringliche Bewilligungsbescheid ist nach § 48 Abs. 1 Satz 2 SGB
X teilweise in Hohe des anzurechnenden Guthabens aufzuheben. § 22
Abs. 3 SGB Il enthélt keine eigenstandige Ermachtigungsgrundlage zur
Korrektur von Rickzahlungen und Guthaben (BSG, 16.05.2012, B 4 AS
159/11 R).

Der zu verwendende Aufhebungsbescheid ist in der Ablage eingestellt.

Verrechnet der Vermieter das Guthaben mit der laufenden Miete und wer-
den die bewilligten Leistungen nach 8 22 Abs. 7 SGB |l abgezweigt, ist der
Zahlbetrag der Abzweigung im Anrechnungsmonat entsprechend anzu-
passen.

Beispiel:

KdU-Bedarf 350 € monatlich, die in voller Hohe an den Vermieter gezahlt werden.

Die Abrechnung der NK in 02/2024 schlief3t mit einem Guthaben von 125 €.

Der Vermieter verrechnet das Guthaben mit der Miete 03/2024; die Sollstellung auf dem
Mietkonto betréagt fur 03/2024 mithin 225 €. Das JC Uberweist zum 01.03.2024 den vollen
Betrag von 350 €, sodass auf dem Mietkonto ein Guthaben von 125 € entsteht.

In 04/2024 (= Folgemonat der Gutschrift) mindert sich der KdU-Bedarf des LB; bei der Be-
rechnung des Anspruches sind lediglich 225 € zu berlicksichtigen. Das JC muss seine Ab-
zweigung an den Vermieter auf 225 € reduzieren. Die Sollstellung auf dem Mietkonto be-
tragt zwar 350 €, gleicht sich jedoch durch das Guthaben aus dem Vormonat aus.

7. 2. 4 Anpassung der Vorauszahlung

Der Vermieter darf die Betriebskostenvorauszahlung nur auf Basis einer
konkreten Abrechnung anpassen. Bereits eingetretene oder voraussehbar

Musterbescheid

Vorauszahlung
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eintretende Umstande kann er zusatzlich beriicksichtigen, wenn sie im lau-
fenden Jahr die Kosten wahrscheinlich beeinflussen werden. Ein abstrak-
ter Sicherheitszuschlag, z. B. von 10%, auf die zuletzt abgerechneten Be-
triebskosten ist nicht zulassig (BGH, 28.09.2011, VIII ZR 294/10). Ferner
darf der Vermieter die Vorauszahlung nur anpassen, wenn er eine formell
und materiell richtige Abrechnung vorgelegt hat (BGH, 15.05.2012, VIIl ZR
246/11).

Die Nebenkostenabrechnung ist jahrlich von Amts wegen anzufordern, so-
fern der Leistungsberechtigte sie nicht einreicht.

Prufschema »Nebenkostenabrechnungen*

| Prifung der Abrechnung nach Mal3gabe des BGB:
: o Frist
Zeitraum
Gesamtkosten
Verteilung
Rechnungsstellung
Sind die NK-Positionen umlagefahig nach BetrkKV?

|| Prifung der Abrechnung nach Mal3gabe des SGB II:
: ¢ Sind verbrauchsabhangige NK angemessen?
¢ Wurden Unterkunftskosten bereits vollstandig vom JC gezahlt?
¢ st ein anrechenbares Guthaben vorhanden?
e Andert sich die Vorauszahlung?

8. Wohneigentum

Leistungsberechtigte konnen Eigentimer eines Hausgrundstiicks oder ei- Wohneigentum
ner Eigentumswohnung sein (8 12 Abs. 1 Nr. 5 SGB II).

Wie bei einer Mietwohnung zahlen die Betriebskosten fir das Wohneigen-
tum zu den Unterkunftskosten im Sinne des § 22 SGB II.

An die Stelle der Kaltmiete treten die Zinsen fiur den Erwerb oder die Er-
richtung des Eigentums.

8. 1 Tilgung

Leistungen zur Tilgung einer Schuld fir das Wohneigentum sind grund- Keine Ubernahme
sétzlich keine Unterkunftskosten im Sinne von § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB |, von Tilgung
weil der Steuerzahler Uber die Grundsicherung nicht zur Vermdgensbil-

dung der Hilfesuchenden beitragen soll (vgl. BSG, 07.11.2006, B 7b AS

8/06 R; LSB BRB, 15.01.2007, L 5 B 778/06 AS ER).

Gleiches gilt fur die Tilgung, die ein Ehepartner als Ausgleich fir eine an
den friheren Ehepartner zu zahlende Nutzungsentschadigung tbernimmt
(LSG HAM, 08.09.2011, L 5 AS 4/09; LSG NRW, 19.08.2013, L 19 AS
1399/13 B ER, L 19 AS 1400/13 B).

- 41 -


http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=ce1f07feedc4c52f61248c13791a2cce&nr=58018&pos=0&anz=1
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=ff21b44db7bb6d6212f5604ef3ef4d22&nr=60488&pos=0&anz=1
http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=ff21b44db7bb6d6212f5604ef3ef4d22&nr=60488&pos=0&anz=1
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__12.html
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__22.html
http://www.bundesrecht.juris.de/sgb_2/__22.html
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-Oberberg/Rechtsprechung/BSG/BSG%202006-11-07%20-%20Bedarfsgemeinschaft%20-%20Lehrstunde%20-%20KdU%20-%20keine%20Tilgung.htm
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-Oberberg/Rechtsprechung/BSG/BSG%202006-11-07%20-%20Bedarfsgemeinschaft%20-%20Lehrstunde%20-%20KdU%20-%20keine%20Tilgung.htm
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-Oberberg/Rechtsprechung/KdU%20-%20Tilgungsleistungen%20sind%20keine%20berücksichtigungsfähigen%20Unterkunftskosten%20-%20LSG%20BRB%2015.01.2007.doc
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-Oberberg/Rechtsprechung/KdU%20–%20Tilgung%20für%20Eigenheim%20–%20Nutzungsentschädigung%20für%20Miteigentümer%20-%20Instandsetzungspauschale%20abgelehnt%20-%20LSG%20HAM%2008.09.2011.doc
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-OBERBERG/Rechtsprechung/LSG%20NRW/LSG%20NRW%202013-08-19%20-%20Tilgung%20für%20Eigenheim%20-%20Abrede%20mit%20gesch.%20Ehemann%20begründet%20keine%20Ausnahme.doc
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-OBERBERG/Rechtsprechung/LSG%20NRW/LSG%20NRW%202013-08-19%20-%20Tilgung%20für%20Eigenheim%20-%20Abrede%20mit%20gesch.%20Ehemann%20begründet%20keine%20Ausnahme.doc

Hinweise des Jobcenters Oberberg zu § 22 SGB I
- Leistungen fir Unterkunft und Heizung -

Tilgungsraten sind auch dann nicht als Bedarfe fur Unterkunft anzuerken-
nen, wenn wahrend des Uberwiegenden Teils des Darlehens neben den
stets anerkannten Schuldzinsen nunmehr auch die hohen Tilgungsraten
mittels SGB-II-Leistungen finanziert werden sollen. Damit riickt der Aspekt
des Vermdgensaufbaus aus Mitteln der Existenzsicherung in den Vorder-
grund, statt dem vom SGB Il ebenfalls verfolgten Ziel: die Beibehaltung der
Unterkunft (LSG Sachsen, 03.07.2023, L 7 AS 298/22).

Als Tilgung gilt auch eine Kaufpreisrate, die der leistungsberechtigte Be-
wohner zahlt, um zukilnftig Eigentimer des Hauses zu werden und bereits
eine Eigentumsubertragung im Grundbuch vorgemerkt ist (LSG FSS,
24.09.2018, L 7 AS 734/18 B ER).

Auch Beitrage zu abgetretenen Versicherungen (BSG, 07.11.2006, B 7b
AS 8/06 R) oder Bausparvertragen etc. sind keine Kosten der Unterkunft.
Das gilt grundsatzlich auch fir Leibrenten (LSG NRW, 20.02.2008, L 12
AS 20/07; BVerwG, 24.04.1975, V C 61.73).

Bei Leibrenten ist im Einzelfall zu prufen, wie das Gegenseitigkeitsverhalt-
nis zwischen Rentenzahlung und Grundstiickgeschéaft konkret ausgestaltet
ist. Die Leibrente ist in der Regel als Tilgung zu qualifizieren, wenn sich der
Uberlasser den Riicktritt vom Vertrag vorbehalten hat fiir den Fall, dass die
vereinbarte Rente nicht mehr gezahlt wird (BSG, 04.06.2014, B 14 AS
42/13 R).

Die Tilgung ist auch nicht von eventuellen Mieteinnahmen abzusetzen
(LSG HAM, 07.01.2013, L 4 AS 315/12).

Die Ubernahme von Tilgung kommt ausnahmsweise in Betracht, wenn

¢ die Immobilie au3erhalb des Leistungsbezuges erworben wurde (BSG,
07.07.2011, B 14 AS 79/10 R),

e das Eigentum bereits weitgehend finanziert ist und

e der Leistungsberechtigte ohne Ubernahme der Tilgung gezwungen
ware, seine Wohnung aufzugeben (BSG, 18.06.2008, B 14/11b AS
67/06 R).

Bei der Frage, ob das Wohneigentum weitgehend finanziert ist, kommt es
malfigeblich auf das Verhéltnis zwischen Kaufpreis und Restschuld an. Zu-
sétzlich kann zu Gunsten des Hilfebedurftigen berticksichtigt werden, wie
lange er bereits Eigentiimer des Hauses ist und ob er SGB-II-Leistungen
voraussichtlich nur kurze Zeit beanspruchen wird (LSG Hessen,
29.10.2014, L 6 AS 422/12; BSG, 03.12.2015, B 4 AS 49/14 R).

Der Leistungsberechtigte ist gezwungen, seine Wohnung aufzugeben,
wenn sein Wohneigentum ohne Ubernahme der Raten konkret gefahrdet
ist (LSG NRW, 25.11.2010, L 7 AS 57/08). Der Leistungsberechtigte muss
den drohenden Wohnungsverlust glaubhaft machen. Hierzu genigt z. B.
ein Schreiben seiner Bank, dass im Falle der volligen oder teilweisen Ein-
stellung der Zahlungen die Verwertung der Immobilie in die Wege geleitet
wird (LSG HES, 12.03.2010, L 6 AS 516/09 B ER).

,Mietkauf

Leibrente

Ausnahme
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In einem solchen Fall ist zu prufen:

¢ Handelt es sich um eine selbstgenutzte und im Sinne des § 12 Abs. 1
Nr. 5 SGB Il angemessene Immobilie?

o Kommt eine Tilgungsaussetzung oder —streckung in Betracht?

o Verflgt der Leistungsberechtigte Uber Schonvermdgen?

¢ |Ist der dauerhafte Erhalt des Wohnraums gesichert?

Der Leistungsberechtigte muss alles unternehmen, um die Tilgung wah-
rend des Hilfebezuges so niedrig wie mdglich zu halten (LSG BRB,
25.09.2009, L 32 AS 412/08).

Wourde die Immobilie zu einem Zeitpunkt erworben, in dem bereits Hilfebe-
durftigkeit bestand, steht dies der Annahme eines Ausnahmefalls entge-
gen. Das heif3t, in einem solchen Fall ist die Tilgung nicht zu bericksichti-
gen (BSG, 16.02.2012, B 4 AS 14/11 R).

Eine Ubernahme der Tilgung scheidet auch aus, wenn die Tilgung nicht
nur fur einen begrenzten Zeitraum zu Ubernehmen wéare, um die Wohnung
auf Dauer zu sichern. Das setzt grundsatzlich voraus, dass der Leistungs-
berechtigte nach diesem Zeitraum selbst zur weiteren Rickzahlung des
Darlehens fahig ist (OVG Bremen, 20.05.2008, S2 B 203/08, S2 B 204/08).

Kommt ausnahmsweise die Ubernahme der Tilgung in Betracht, ist diese
als Beihilfe zu gewahren, soweit die gesamten Finanzierungskosten (= Zin-
sen und Tilgung) unterhalb des Richtwertes liegen. Fir die dartber lie-
gende unvermeidliche Tilgung kann ein Darlehen in Betracht kommen,
wenn die Aufwendungen insgesamt wirtschatftlich sind. Dies ist in der Regel
der Fall, wenn der Richtwert nicht mehr als 20% Uberschritten wird.

8.2 Aufwendungen

Als Aufwendung fir die Unterkunft muss jede Zahlungsverpflichtung be-
trachtet werden, bei deren Nichterfullung der Glaubiger einen Anspruch auf
Raumung der Wohnung erlangen kann und deren zu Grunde liegendes
Rechtsgeschaft die Uberlassung von Wohnraum zum Gegenstand hat.
Hierunter fallen auch Zahlungen aufgrund eines Erbfolgevertrages an den
Miteigentiimer zum Ausgleich dessen Nichtnutzung des Sondereigentums
(LSG BRB, 04.12.2013, L 14 AS 449/10) und eine Nutzungsentschadigung
nach 8§ 743 ff. BGB, die fur die alleinige Uberlassung von Wohnraum an
Miteigentiimer zu zahlen ist. Eine Nutzungsentschadigung nach § 1361b
Abs. 3 Satz 2 BGB ist nur insofern zu bericksichtigen, wie sie die Uberlas-
sung von Wohnraum ausgleichen soll; umfasst die Nutzungsentschadi-
gung auch Unterhalt, bleibt dieser auRer Betracht (BSG, 19.08.2015, B 14
AS 13/14 R).

§ 12 Abs. 1 Nr. 5 SGB Il schiitzt zwar den Leistungsberechtigten vor der
Verwertung seines Wohneigentums, das verpflichtet jedoch nicht das Job-
center, auf unbestimmte Zeit beliebig hohe Kosten fur das Eigentum zu
berlcksichtigen. Zweck der Regelung ist nicht, den Vermdgenswert ,Im-
mobilie* zu schitzen, sondern die Wohnung zur Erfillung des Grundbe-
durfnisses ,Wohnen* (BSG, 15.04.2008, B 14/7b AS 34/06 R).

Nutzungs-
entschadigung

keine Ubernahme
unangemessener
Aufwendungen
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Bei der Frage nach der Angemessenheit der Unterkunft gelten fur Mieter
und Hauseigentiimer einheitliche Kriterien.

Daher gilt auch fur Wohneigentum:

Die tatsachlichen Aufwendungen sind nach der Karenzzeit zu bertcksich-
tigen, wenn sie angemessen sind; unangemessene Aufwendungen so
lange wie es dem Leistungsberechtigten nicht zumutbar ist, die Kosten zu
senken.

Anhaltspunkte fir die Frage, welche Aufwendungen fiir Wohneigentum zu
bertcksichtigen sind, liefert 8 7 Abs. 2 der DVO zu § 82 SGB Xl (BSG
24.02.2011, B 14 AS 61/10 R).

Die Aufwendungen fir das Wohneigentum sind im Zeitpunkt ihrer Falligkeit
zu berticksichtigen und regelmafig nicht auf langere Zeitrdume zu vertei-
len (BSG, 24.02.2011, B 14 AS 61/10 R).

8.2.1 Zinsen

Die Zinsen sind nachzuweisen, z. B. durch die Kontoauszlige oder eine
Bestéatigung des Darlehensgebers. Bei den meisten Kreditinstituten
konnen die Leistungsberechtigten einen aktuellen Leistungsplan/Zins- und
Tilgungsplan anfordern. Da die Zinsen in der Regel monatlich geringer
werden, sind die tatsachlich im Bewilligungszeitraum anfallenden Zinsen
zu Grunde zu legen.

Es sind nur die Zinsen fur Darlehen zu beriicksichtigen, die mit dem Erwerb
oder der Errichtung des Wohneigentums unmittelbar in Zusammenhang
stehen. Zinsen fur ein Darlehen, das z. B. fUr eine Einbauktiche oder eine
spatere Dachsanierung aufgenommen wurde, sind nicht zu berlcksichti-
gen. Gelegentlich hat der Leistungsberechtigte umgeschuldet und altere
Darlehen, z. B. fir PKW oder Mdbel, mit in die Hausbelastung aufgenom-
men. Auch solche Zinsen sind nicht zu beriicksichtigen.

Als Mal3stab fur die Angemessenheit von Zinsen gilt die ortsiibliche Kalt-
miete (vgl. BSG, 15.04.2008, B 14/7b AS 34/06 R; LSG BRB, 19.01.2007,
L 5B 1101/06 AS ER). Der Gleichheitsgrundsatz rechtfertigt keine Privile-
gierung von Eigentimern gegentber Mietern.

Im Vergleichsraum Nordkreis sind folgende Werte angemessen im Sinne
der Brutto-Kaltmiete:

Wohnflache 2024/2025 2022/2023 2020/2021
m?2 nach Werterfassung nach Werterfassung nach Werterfassung
2023 2021 2019
bis 50 7,97 €/m? 7,68 €/m? 7,56 €/m?
von 51-65 7,73 €/m? 7,45 €/m? 7,25 €/m?
von 66-80 7,36 €/m? 7,10 €/m? 7,00 €/m?
von 81-95 7,35 €/m? 7,09 €/m? 6,73 €/m?
ab 96 7,32 €/m? 6,97 €/m? 6,87 €/m?

Zinsen

Angemessenheit
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Im Vergleichsraum Sidkreis sind folgende Werte angemessen im Sinne
der Brutto-Kaltmiete:

Wohnflache 2024/2025 2022/2023 2020/2021
m?2 nach Werterfassung nach Werterfassung nach Werterfassung
2023 2021 2019
bis 50 8,25 €/m? 7,85 €/m? 7,50 €/m?
von 51-65 7,57 €/m? 7,20 €/m? 6,66 €/m?
von 66-80 7,45 €/m? 6,80 €/m? 6,69 €/m?
von 81-95 7,49 €/m? 6,55 €/m? 6,52 €/m?
ab 96 7,83 €/m? 6,88 €/m? 6,43 €/m?

Welche Wohnflache fir den Leistungsberechtigten angemessen ist, richtet
sich nach seinem Wohnbedarf. Dabei ist nicht die als Vermdgen ge-
schitzte Wohnflache maf3geblich, sondern die Wohnflache, die auch Mie-
tern zugestanden wird (vgl. BSG, 07.11.2006, B 7b AS 2/05 R). Danach

gilt als angemessen:

fur eine alleinstehende Person bis zu 50 m2
fur einen Haushalt mit zwei Personen 65 m2
drei Personen 80 m2
vier Personen 95 m2
funf Personen 110 m?

Fir jede weitere Person sind 15 m? zusétzlich zu berticksichtigen.

Fur den Vergleichsraum Nordkreis ergeben sich folgende Richtwerte:

Personen 2024/2025 2022/2023 2020/2021
in BG nach Werterfas- nach Werterfassung | nach Werterfassung
sung 2023 2021 2019

1 398,50 € 384,00 € 378,00 €

2 502,45 € 484,25 € 471,25 €

3 588,80 € 568,00 € 560,00 €

4 698,25 € 673,55 € 639,35 €

5 805,20 € 766,70 € 755,70 €
jede weitere +109,80 € +104,55 € +103,05 €

Fur den Vergleichsraum Sidkreis ergeben sich folgende Richtwerte:

Personen 2024/2025 2022/2023 2020/2021
in BG nach Werterfas- nach Werterfassung | nach Werterfassung
sung 2023 2021 2019
1 412,50 € 392,50 € 375,00 €
2 492,05 € 468,00 € 432,90 €
3 596,00 € 544,00 € 535,20 €
4 711,55 € 622,25 € 619,40 €
5 861,30 € 756,80 € 707,30 €
jede weitere +117,45 € +103,20 € +96,45 €

Liegen die tatsachlichen Unterkunftskosten Uber dem Richtwert, ist der

Leistungsberechtigte bereits bei seiner ersten Vorsprache tber den fir ihn

Wohnflachen-
bedarf

Richtwert
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mafgeblichen Richtwert zu informieren. Der Hinweis ist in der Akte zu do-
kumentieren.

Uberschreiten die tatsachlichen Zinsen den Richtwert, ist der Leistungsbe-
rechtigte ggf. zur Senkung der Aufwendungen aufzufordern (siehe 9).

Nicht zu berlcksichtigen sind Verzugszinsen, die die Bank als Schadens-
ersatz zum Beispiel nach einer Kiindigung des Darlehens fordert. Die Ver-
zugszinsen dienen nicht der Finanzierung oder Erhaltung des Eigenheimes
und sind deshalb keine Kosten der Unterkunft im Sinne des § 22 SGB Il
(LSG SAN, 25.01.2018, L 2 AS 257/14; LSG BWB, 22.05.2012, L 13 AS
3213/11).

8. 2. 2 Erbbauzins (friiher Erbpacht)

Das Recht, auf einem fremden Grundstiick ein Haus zu bauen, bezeichnet
man als Erbbaurecht. Es entsteht durch Einigung und Eintragung ins
Grundbuch. Das Erbbaurecht wird unktindbar fir 75 — 99 Jahre gewahrt;
es kann verkauft und vererbt werden.

Das Erbbaurecht erlischt nach Ablauf der vereinbarten Zeit. Das Eigentum
am Bauwerk geht dann auf den Grundstiickseigentiimer Uber, der zur Zah-
lung einer Entschadigung verpflichtet ist.

Das Erbbaurecht ist im Erbbaurechtsgesetz (ErbbauRG) geregelt.

Fur die Grundsticksnutzung zahlt der Erbbauberechtigte an den Eigenti-
mer des Grundstiickes in der Regel ein wiederkehrendes Entgelt, den sog.
Erbbauzins (friher Erbpacht). Dieser ist als Aufwendung im Sinne des §
22 SGB 1l zu berucksichtigen. Beziglich der angemessenen Hohe gelten
die 0. g. Regelungen.

8. 2. 3 Grundsteuer und Kehr-/Winterdienst

Die jahrliche Grundsteuer B und die Gebuhren fir Kehr- und Winterdienst
sind durch den aktuellen Steuerbescheid nachzuweisen und im Monat der
Féalligkeit als Bedarf zu berticksichtigen (BSG, 15.04.2008, B 14/7b 58/06
R); in der Regel quartalsweise.

Grundsteuer A ist nicht zu beriicksichtigen.

Ebenso wenig Aufwendungen, die auf einen gesondert verwertbaren Teil
eines Grundsttickes entfallen (BSG, 15.04.2008, B 14/7b AS 34/06 R).

8. 2. 4 Kanalanschluss- und Anliegerbeitrage

Bei diesen Beitragen handelt es sich um ,sonstige 6ffentliche Abgaben®
(LSG NRW, 25.02.2010, L 7 AS 47/09). Diese Beitrage sind grundsatzlich

berucksichtigungsfahige Aufwendungen nach § 22 Abs. 1S. 1 SGB Il (LSG
SAN, 13.07.2022, L 4 AS 86/16).

Verzugszinsen

Erbbauzins

Grundsteuer
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Im Rahmen der Selbsthilfepflicht muss der Leistungsberechtigte zuvor die
Hartefallregelungen der kommunalen Beitragssatzungen in Anspruch neh-
men. Im Einzelfall verbleiben noch geringe Stundungsbetrége oder Raten-
zahlungen, die als Unterkunftskosten zu bericksichtigen sind (LSG BRB,
14.04.2016, L 29 AS 1614/12; LSG SAN, 26.08.2010, L 5 AS 113/07; SG
Altenburg, 02.03.2009, S 23 AS 130/09 ER).

Die Betrage sind im Zeitpunkt ihrer Falligkeit zu beriicksichtigen, soweit sie
angemessen sind. Hierbei ist abzustellen auf die Differenz der tatséchli-
chen zu den angemessenen Kosten der Unterkunft innerhalb eines Jahres
(BSG, 24.02.2011, B 14 AS 61/10 R).

Auch diese Kosten sind nur anteilig pro Kopf im Zeitpunkt ihrer Falligkeit
zu bertcksichtigen. Unerheblich ist, wer als Grundstiickseigentiimer von
der Gemeinde wegen der Kosten in Anspruch genommen wird (BSG,
24.02.2011, B 14 AS 61/10 R).

Kanalanschlusskosten sind Schulden, wenn die Verbindlichkeit erstmalig
vor dem Leistungsbezug féllig war. Eine Ubernahme ist dann nach § 22
Abs. 8 SGB Il zu prifen. Ein Darlehen scheidet aus, wenn keine Woh-
nungslosigkeit droht (LSG SAN, 13.07.2022, L 4 AS 86/16).

8. 2. 5 Wasser/Abwasser
Die Aufwendungen fir Wasser/Abwasser sind verbrauchsabhéangig.

Das statistische Landesamt IT NRW hat fiir 2019 die Wasserabgabemenge
an Privathaushalte und Kleingewerbe ermittelt. Danach verbraucht jeder
Einwohner pro Tag im Oberbergischen Kreis 127,6 Liter, was einem Jah-
resverbrauch von 46,57 m3 entspricht. Hierin enthalten sind die Wasser-
mengen fir Autopflege und Garten. Abziglich des Anteils der Kleinge-
werbe von 9% (Bundesverband der deutschen Gas- und Wasserwirtschaft
e.V.) bleibt fur die Privathaushalte ein jahrlicher Wasserverbrauch von
42,38 m3 und somit 3,53 m3 monatlich (statistisches Landesamt ,Informa-
tion und Technik Nordrhein Westfalen®; vgl. LSG HAM, 11.01.2007, L 5B
531/06; SG K, 16.09.2009, S 17 AS 1/09; SG Giel3en, 13.10.2006, S 25
AS 420/05).

Ubersteigen die tatsachlichen Kosten den Richtwert allein wegen zu hohen
Wasserverbrauchs, ist der héhere Bedarf, zum Beispiel auf Grund einer
Erkrankung, glaubhaft zu machen.

Der aktuelle Verrechnungspreis je m3 Frischwasser und Abwasser, sowie
die monatlichen Grundkosten sind dem letzten Gebuhrenbescheid des
Wasserversorgers zu entnehmen oder dort zu erfragen.

Auf Frischwasser und Grundkosten werden 7% Mehrwertsteuer erhoben.
Abwasser ist mehrwertsteuerfrei.

Der angemessene Abschlag ist im Monat der Falligkeit als Bedarf zu be-
rucksichtigen. Hinweis: In der Regel werden von den Stadtwerken Ab-
schlage nur fur zehn Monate gefordert!

Wasser/
Abwasser
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8. 2. 6 Mullbeseitigung

Die jahrlichen Aufwendungen fiur die Millbeseitigung sind durch den Ge-
blhrenbescheid des Abfallentsorgers nachzuweisen und im Monat der Fal-
ligkeit zu berticksichtigen (BSG, 15.04.2008, B 14/7b 58/06 R).

Die empfohlene TonnengréRe sollte nicht Uberschritten werden. Sofern der
Leistungsberechtigte zu grof3e Abfallgefal3e hat, ist ihm ein Austausch der
Tonnen zuzumuten (z. B. nachdem eine Person aus dem Haushalt ausge-
schieden ist).

Die empfohlene TonnengréRe betragt bei Restmull:

Personen 1-2 34 5-8 9-12

Gefalgroliie 60 Liter 120 Liter 240 Liter 360 Liter

Kosten fir die Sperrmillabfuhr sind regelmagig nicht zu dbernehmen; sie
sind in Oberberg mit den Gebiihren der Abfallentsorgung abgegolten.

8. 2. 7 Versicherungen

Der Beitrag zur Gebaudeversicherung ist durch die aktuelle Rechnung des
Versicherers nachzuweisen und im Monat seiner Falligkeit als Bedarf zu
bertcksichtigen.

Eine Eigentuimerhaftpflichtversicherung gehért nicht zu den Unterkunfts-
kosten eines Hauseigentimers. Es handelt sich nicht um eine Pflichtversi-
cherung, ohne die das Bewohnen der Immobilie gesetzlich oder faktisch
nicht moglich ware (SG Luneburg, 15.10.2009, S 28 AS 593/08).

8. 2. 8 Gebihren fir den Schornsteinfeger

Die gesetzlich vorgeschriebenen Gebuhren sind durch die Quittungen des
Schornsteinfegers nachzuweisen und im Monat der Féalligkeit zu berick-
sichtigen.

8. 2. 9 Niederschlagsgebiihren

Einige Kommunen erheben fir die versiegelten Flachen des Grundstiuickes
eine Gebihr. Diese Gebuhr ist durch den jahrlichen Gebiuhrenbescheid
nachzuweisen. Die Abschlage sind im Monat ihrer Félligkeit zu berticksich-
tigen.

Mullbeseitigung
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8. 2. 10 Stromkosten

Stromkosten fur die Auf3enbeleuchtung und die Gartenpflege sind im Rah-
men der Unterkunftskosten nicht zu berlcksichtigen (BSG, 07.07.2011, B
14 AS 51/10 R).

8. 2. 11 Erhaltungsaufwand

Zum Erhaltungsaufwand gehoéren die unabweisbaren Aufwendungen fir
Instandhaltung und Reparatur eines selbstbewohnten und angemessenen
Wohneigentums (8 22 Abs. 2 SGB II). Erhaltungsaufwand scheidet von
vornherein aus, wenn das Wohneigentum nicht unter den Vermdgens-
schutz des 8§ 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 SGB || fallt; auf die Verwertbarkeit
kommt es nicht an (LSG BRB, 19.05.2021, L 29 AS 1920/19; LSG SAN,
22.10.2015, L 4 AS 431/15 B ER).

Unabweisbar sind nur besonders dringliche Aufwendungen, die unerlass-
lich sind.

Zu Ubernehmen sind nur die angemessenen Aufwendungen.

Die Karenzzeit gilt nicht fur Instandhaltung und Reparatur. Der Gesetzge-
ber hélt dies vor dem Hintergrund erheblicher Kostenrisiken fiir gerechtfer-
tigt.

Abzustellen ist auf die gesamten Aufwendungen fur die Unterkunft im lau-
fenden und den folgenden elf Kalendermonaten.

Beispiel:

Der Leistungsempféanger und seine Ehefrau begehren 200 € fiir Reparaturen am Dach. Die
angemessenen laufenden Aufwendungen fiir die Unterkunft betragen monatlich 380,25 €;
bei der Berechnung des Hilfeanspruches werden 250 € Zinsen und 100 € Nebenkosten
berlcksichtigt. Da die Leistungsempfanger den Richtwert nicht ganz ausschdpfen, sind Re-
paraturkosten bis zu 363 € angemessen (= 12 Monate x 30,25 €). Die 200 € fir die Dach-
reparatur sind als Zuschuss zu ibernehmen.

Soweit die unabweisbaren Aufwendungen den Richtwert Ubersteigen,
kann das Jobcenter ein Darlehen erbringen. Dieses soll dinglich gesichert
werden. Bevor ein Darlehen gewahrt wird, ist zu prifen, ob der Betrag
durch Schonvermégen oder auf andere Weise gedeckt werden kann (8 42a
Abs. 1 Satz 1 SGB II).

Beispiel:

Der Leistungsempféanger und seine Ehefrau begehren die Ubernahme von 1.500 € fir un-
abweisbare Reparaturen am Dach. Die angemessenen laufenden Aufwendungen fur Un-
terkunft betragen 380,25 €; bei der Berechnung des Hilfeanspruches werden 250 € Zinsen
und 100 € Nebenkosten berlicksichtigt. Die Leistungsempfanger schépfen den Richtwert
zwar nicht ganz aus, Reparaturkosten sind jedoch nur bis zu 363,00 € angemessen (= 12
Monate x 30,25 €). Es sind 363,00 € als Zuschuss zu Glbernehmen.

Es bleiben Restkosten von 1.137,00 €. Die Leistungsempfanger verfiigen tUber 1.000 €
Schonvermdgen, so dass noch 137,00 € als Darlehen erbracht werden kdnnen.

Eine Pauschale fir die Erhaltung und die Bewirtschaftung von Wohneigen-
tum ist nicht zu gewahren (BSG, 03.03.2009, B 4 AS 38/08 R).

Zwar sind bei der Berechnung des Einkommens aus Vermietung und Ver-
pachtung Pauschalen fur die Erhaltung und Bewirtschaftung mindernd zu

Stromkosten

Erhaltungsauf-
wand

keine Pauschale
far Erhaltung
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bertcksichtigen; bei der Ermittlung des Unterkunftskostenbedarfs des leis-
tungsberechtigten Eigentiimers selbst ist jedoch nur konkret anstehender
Erhaltungsaufwand zu berticksichtigen, der auf das unbedingt Erforderli-
che zu begrenzen ist.

Dafur spricht auch, dass der Gedanke der pauschalierten Leistungen zwar
in den Regelbedarf eingeflossen ist, Unterkunftskosten jedoch in Hohe des
im Einzelfall angemessenen Umfangs zu Gbernehmen sind.

Macht der Leistungsberechtigte Aufwendungen fir eine konkrete Malf3-
nahme geltend, ist zu prifen, ob die MalRnahme der Erhaltung oder Mo-
dernisierung dient. Eine Erhaltungsmaflinahme verhindert und beseitigt
drohende oder bereits entstandene Schaden; sie dient der vorbeugenden
Sicherung oder Wiederherstellung des bisherigen Zustandes. Dagegen
schaffen Modernisierungsmaflinahmen einen neuen Bestand; das Eigen-
tum wird in einen hoherwertigen Zustand versetzt (LSG FSB, 15.10.2008,
L 16 AS 330/07).

Als wertsteigernd sind Neuerungen anzusehen, die den technischen Fort-
schritt in die Immobilie bringen. Dies ist z. B. der Fall, wenn Fenster und
TlUren nach mehreren Jahrzehnten erneuert werden missen (LSG NRW,
27.01.2010, L 12 SO 45/08) oder die Elektroanlage nach einem Kabel-
brand (LSG SAN, 09.07.2012, L 5 AS 178/12 B ER).

MalRgebend ist, ob der Erhaltungsaufwand geeignet und aus Griinden der
Bausicherheit oder der Gesunderhaltung erforderlich ist, dem Leistungsbe-
rechtigten sein Eigentum zu Wohnzwecken zu erhalten. Eine Senkung des
Wohnstandards ist hinzunehmen, solange dem Leistungsberechtigten ein
einfacher Ausstattungsstandard bleibt, der ein menschenwirdiges Leben
sicherstellt (LSG SAN, 03.12.2015, L 4 AS 466/12; LSG BWB, 26.05.2009,
L 12 AS 575/09; SG Berlin, 28.07.2010, S 174 AS 21449/07).

Ein Absinken der Wohnqualitat bis zu dem fir Mieter geltenden einfachen
Wohnstandard ist zumutbar (LSG SAN, 06.07.2010, L 5 AS 136/10 B ER).

Der Austausch funktionsfahiger Einzeldéfen gegen eine Gasetagenheizung
wegen einer Hausstaubmilbenallergie ist nicht erforderlich (LSG BWB,
26.09.2013, L 7 AS 1121/13).

Die Aufwendungen durfen in der Regel nicht den Standard des Eigenheims
verbessern und sie missen angemessen sein (BSG, 03.03.2009, B 4 AS
38/08 R). Die Angemessenheit bemisst sich u. a. danach, ob es Alternati-
ven gibt und wenn ja welche (LSG HES, 28.10.2009, L 7 AS 326/09 B ER).

Die langfristige Wirtschatftlichkeit ist bei der Notwendigkeit des Erhaltungs-
aufwandes nicht zu prifen. Es ist darauf abzustellen, ob die Funktionsfa-
higkeit des Gebaudes fur einfache Wohnzwecke hergestellt oder erhalten
wird (LSG SAN, 03.01.2011, L 5 AS 423/09 B ER).

Zu ubernehmen sind lediglich periodisch regelmafig anfallende Aufwen-
dungen fur notwendige Kleinreparaturen, Wartungsarbeiten sowie kleinere
Schonheitsreparaturen  und  Ausbesserungsarbeiten (LSG NRW,
30.08.2007, L 9 B 136/07 AS ER). Dazu zahlen z. B.:

o einfache Reparaturen schadhafter Stellen des Daches, die das Eindrin-
gen von Wasser verhindern (LSG FSB, 18.03.2010, L 11 AS 455/09),

Erhaltungsmali-
nahmen
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die Instandsetzung eines Schornsteins, soweit diese erforderlich ist fur
die Funktion des Schornsteins und die Beseitigung von Gefahrdungs-
potential (LSG SAN, 11.01.2010, L 5 AS 216/09 B ER),

Austausch oder Reparatur einer defekten Haustir (LSG SAN,
03.01.2011, L 5 AS 423/09 B ER),

Aufwendungen fir die Beseitigung von Schimmel, soweit dieser die Ge-
sundheit gefahrden kann; optische Nachteile einer unfachméannischen
Eigenleistung sind hinzunehmen (LSG SAN, 03.12.2015, L 4 AS
466/12).

Je nach Ursache kénnen Anspriiche gegen die Gebaudeversicherung be-
stehen.

Bei vorsatzlichem oder grobfahrlassigem Herbeifiihren der Reparaturbe-
durftigkeit ist ein Ersatzanspruch nach § 34 SGB Il zu prifen (LSG SAN,
03.01.2011, L 5 AS 423/09 B ER).

Nicht zum Erhaltungsaufwand gehdren grundsatzlich die Kosten fir

die Erneuerung von Fenstern, Dachrinnen und Fallrohren oder einer
umfangreichen Dachsanierung nach Sturmschaden (LSG NRW,
19.10.2007, L 1 B 38/07 AS; LSG NRW, 30.08.2007, L 9 B 136/07 AS
ER),

einen Fassadenanstrich; es sei denn, es bestehen bereits erhebliche
Schaden oder solche sind zu befiirchten (LSG FSB, 16.07.2009, L 11
AS 447/08),

Rollladen und deren Reparatur (LSG HES, 28.09.2009, L 7 AS 334/09
B ER),

den Neubau einer Abwassersammelgrube; zunachst ist die Instandset-
zung einer vorhandenen Grube zu prifen, sowie andere kostengiinsti-
gere Alternativen (SG Berlin, 28.07.2010, S 174 AS 21449/07; LSG
SAN, 06.07.2010, L 5 AS 136/10 B ER); das gilt auch, wenn der Neubau
erforderlich ist, um die Einhaltung 6ffentlich-rechtlicher Vorschriften si-
cherzustellen (LSG SAN, 22.05.2014, L 2 AS 172/14 B ER),

den Schnitt einer Hecke oder andere Gartenpflege (LSG FSB,
19.07.2010, L 11 AS 441/10 NZB),

die Erneuerung einer Toranlage auf dem Hausgrundstiick (LSG NSB,
24.05.2011, L 13 AS 274/10),

die Trockenlegung eines Eigenheims (LSG SAN, 22.12.2010, L 2 AS
425/10 B ER),
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¢ ein ,Dachtuning“; dabei handelt es sich um eine reine Verschénerungs-
mallnahme, die lediglich zu einer optischen Verénderung der Oberfla-
che des Bestandes fihrt und die Restnutzdauer nicht verlangert (SG
Kéln, 28.09.2017, S 20 AS 4515/15).

Bei Wohnungseigentiimern ist die von der Eigentimergemeinschaft be-
schlossene monatliche Instandhaltungsriicklage zu bertcksichtigen, da sie
sich von diesen Kosten nicht befreien kdnnen (§8 16 Abs. 2 WEG; LSG
BWB, 26.01.2007, L 12 AS 3932/06). Ohne einen solchen Beschluss ist
eine Instandhaltungsriicklage nicht zu beriicksichtigen (BSG, 22.08.2012,
B 14 AS 1/12 R). Im Einzelfall ist zu prifen, ob die Rucklage der H6he nach
angemessen ist (LSG FSS, 26.11.2009, L 7 AS 219/08). Nach dem WEG
sind die Instandhaltungskosten im Verhaltnis der Miteigentumsanteile auf
die Eigentimer aufzuteilen (8 16 Abs. 1 WEG). Bei Beschliissen der Ei-
gentimergemeinschaft ist grundsatzlich das Gebot der Wirtschaftlichkeit
zu beachten und auf die finanzielle Leistungsfahigkeit der Wohnungseigen-
timer Rucksicht zu nehmen. Das gilt ausnahmsweise nicht, wenn die so-
fortige Sanierung des Gemeinschaftseigentums zwingend erforderlich ist
(BGH, 17.10.2014, V ZR 9/14).

In bestimmten Fallen ist ein einstimmiger Beschluss erforderlich. Das ist
der Fall, wenn das in 8 14 Nr. 1 WEG definierte Mal3 der Beeintrachtigung
durch bauliche Veranderungen uberschritten wird. Uberschritten ist es vor
allem, wenn damit eine Wertminderung verbunden ist, zum Beispiel durch
den Bau einer Mobilfunksendeanlage auf dem Haus (BGH, 24.01.2014, V
ZR 48/13).

8. 3 Aufteilung bei Vermietung

Sofern der Leistungsberechtigte einen Teil seines Eigentums vermietet
hat, sind die genannten Aufwendungen anteilig auf den Leistungsberech-
tigten und die Mieter umzulegen. Bei der Bedarfsberechnung sind fiir den
Leistungsberechtigten nur die Kosten zu beriicksichtigen, die auf seinen
Haushalt entfallen.

Mieteinnahmen bei vermietetem Wohneigentum sind sonstiges Einkom-
men im Sinne des 8 4 Nr. 2 Birgergeld-V.

Die im Mietvertrag vereinbarte Miete bildet die Bruttoeinnahmen. Diese
sind nach 8 11b SGB Il zu bereinigen.

Betriebs- und Heizkosten sind reine Durchlaufposten und bleiben deshalb
aul3er Betracht.

Von den Mieteinnahmen abzuziehen sind
o Einkommensteuer
o Pflichtbeitrage zur Sozialversicherung
z. B. Beitrage zur Kranken- und Pflegeversicherung. Beitrédge zur Ren-

tenversicherung und zur Arbeitslosenversicherung fallen in der Regel
nicht an.

Instandhaltungs-
ricklage

vermieteter
Wohnraum

Anrechnung von
Mieteinnahmen
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e Beitrage zu o6ffentlichen und privaten Versicherungen
z. B. freiwillige Beitrage zur Arbeitslosenversicherung

o Gefbrderte Altersvorsorgebeitrdge

e Die mit der Erzielung der Mieteinnahmen verbundenen notwendigen
Ausgaben, die auf die vermietete Flache entfallen, soweit sie nicht auf
die Mieter umgelegt wurden:

O

Schuldzinsen
Die Zinsen missen aus dem Erwerb oder der Instandset-
zung des Wohneigentums resultieren. Nicht zu bertcksich-
tigen sind Zinsen aus Darlehen fir M6bel oder PKW; auch
dann nicht, wenn das Darlehen zur Sicherung im Grund-
buch eingetragen wurde.
Dauernde Lasten
Hiermit sind in der Praxis zumeist Erbbauzinsen gemeint,
nicht jedoch Leibrenten.
Steuern vom Grundbesitz
Grundsteuer
Sonstige offentliche Abgaben
Dazu zahlen Gebihren, z. B. Wasser- und Abwassergebtih-
ren, und Beitrdge, z. B. Straul3enausbau- oder Kanalan-
schlussbeitrdge. Der Leistungsberechtigte muss aber alle
Maoglichkeiten nutzen, diese Last zu reduzieren, z. B. durch
Stundungsantrage.
Versicherungsbeitrage
z. B. Wohngeb&audeversicherung; nicht aber eine Rechts-
schutzversicherung.
Erhaltungsaufwand
Hierzu zéhlen Ausgaben fur Instandsetzung und Instandhal-
tung, nicht fir Verbesserungen. Zu bericksichtigen sind:

= Bezugsfahig vor dem 01.01.1925:

15% der Jahresroheinnahme ohne Nachweis
= Bezugsfahig nach dem 31.12.1924:
10% der Jahresroheinnahme ohne Nachweis oder
= Tats&chliche Ausgaben mit Nachweis

e Sonstiger Bewirtschaftungsaufwand
Ohne besonderen Nachweis sind hier ein Prozent der Jahressrohein-
nahme zu bertcksichtigen.

¢ Instandhaltungs- und Reparaturkosten

Instandhaltung ist die Erhaltung des vertrags- und ordnungsgemalfien
Zustands der Mietsache, also Beseitigung der durch Abnutzung, Alter
und Witterungseinwirkungen entstehenden baulichen uns sonstigen
Mangel (BGH, 06.04.2005, XII ZR 158/01; 14.02.2007, VIIl ZR 123/06;
BSG, 16.12.2008, B 4 AS 49/07 R).

Reparaturen sind MaRhahmen, die auf die Beseitigung von Mangeln auf
Grund anderer Ursachen gerichtet sind oder anderen Zwecken dienen
(BSG, 16.12.2008, B 4 AS 49/07 R).
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Aufwendungen fur die Instandhaltung und Reparatur miissen angemes-
sen sein und dirfen den Standard des selbst genutzten Wohneigentums
nicht verbessern.

8. 4 Nebenkosten bei Eigentumswohnungen

Bei Eigentumswohnungen ist es Ublich, dass der Wohnungseigentimer
neben seinen Grundsteuern einen monatlichen Abschlag fur die tGbrigen
Nebenkosten an eine Hausverwaltung zahlt (sog. Hausgeld). Dieser Ab-
schlag ist wie bei Mietwohnungen zu bericksichtigen.

Enthalt das Hausgeld eine Instandhaltungsriicklage, ist diese zu bertick-
sichtigen; Faustregel: 1 €/m? (LSG BWB, 26.01.2007, L 12 AS 3932/06).

8. 5 Berechnungshilfe

Zur Ermittlung der Unterkunftskosten bei Wohneigentum ist die Arbeitshilfe
~Wohneigentum*“ zu verwenden.

9. Senkung unangemessener Unterkunftskosten

Ab dem 01.01.2023 gilt fur Unterkunftskosten eine Karenzzeit von einem
Jahr ab Beginn des Monats fir den erstmals SGB-II-Leistungen bezogen
werden:

In der Karenzzeit sind Unterkunftskosten in tatsachlicher anzuerkennen,
ausgenommen Leistungen nach § 22 Abs. 2 SGB II. Waren die KdU gede-
ckelt, bleiben sie gedeckelt. Unterbrechungen des Leistungsbezugs ver-
langern die Karenzzeit; sie beginnt erst erneut, wenn der Leistungsbezug
fur mindestens 3 Jahre unterbrochen war.

Innerhalb der Karenzzeit fordern wir nicht zur Kostensenkung auf, informie-
ren aber Uber die angemessenen Unterkunftskosten mit dem Schreiben
,2Unterkunftskosten in der Karenzzeit — Information Uber angemessene
KdU*.

Sind die tatsachlichen Unterkunftskosten nach der Karenzzeit im Einzelfall
unangemessen, sind die unangemessenen Kosten nur solange zu beriick-
sichtigen, wie es dem Leistungsberechtigten nicht moglich oder nicht zu-
zumuten ist, die Kosten zu senken; z. B. durch Umzug oder Untervermie-
tung. Das setzt voraus, dass der Leistungsberechtigte entsprechende
sachliche Griinde vorbringt oder diese sonst ersichtlich sind (BSG,
16.05.2012, B 4 AS 109/11 R).

Auch sollte der Leistungsberechtigte mit dem Vermieter tber eine Miet-
senkung sprechen (fur die Zeit der Arbeitslosigkeit).

In der Regel sind die unangemessenen Kosten langstens fir sechs Monate
zu bericksichtigen. Sie kdnnen darliber hinaus bericksichtigt werden,

Hausgeld

Arbeitshilfe
,Wohneigentum*

Karenzzeit

Kostensenkung
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wenn die Senkung der Aufwendungen unwirtschaftlich wéare unter Berick-
sichtigung der bei einem Wohnungswechsel zu erbringenden Leistungen
(8 22 Abs. 1 Satz 10 SGB l1). Dies ist in der Regel der Fall, wenn

e voraussehbar ist, dass der Leistungsberechtigte in Kirze aus der Hilfe
ausscheidet, z. B. weil er eine Arbeit aufnimmt oder in Rente geht oder

¢ die unangemessenen Aufwendungen geringere Kosten verursachen
als ein Wohnungswechsel; der Umzug muss regelmafig nicht gefordert
werden, wenn die Mehrkosten nicht mehr als 10% der angemessenen
Aufwendungen betragen. So ist z. B. bei einer Einzelperson im Ver-
gleichsraum Sudkreis ein Umzug unwirtschaftlich, wenn die tatsachli-
chen Aufwendungen 453,75 € (= 412,50 € + 10 %) nicht Ubersteigen.

Sofern unangemessene Aufwendungen Ubernommen werden, sind die
Entscheidungsgriinde zu dokumentieren.

Erforderlich ist eine Prognoseentscheidung, die alle Umstande des Einzel-
falls berticksichtigt. Eine Kostensenkungsaufforderung zu einem spateren
Zeitpunkt bleibt moglich.

Eine Kostensenkungsaufforderung ist kein Verwaltungsakt (BSG,
15.05.2016, B 4 AS 36/15 R).

9. 1 Zumutbarkeit

Ob dem Leistungsberechtigten eine Senkung der Unterkunftskosten —
auch durch einen Umzug — zugemutet werden kann, ist nach den Beson-
derheiten des Einzelfalls zu entscheiden.

Alleine die typischerweise mit einem Umzug verbundenen Belastungen
machen einen Umzug nicht unzumutbar; es muss sich schon um eine vom
Durchschnitt abweichende Belastung handeln, wie Gebrechlichkeit,
schwere Erkrankung, Behinderung, ohnehin aus anderem Grund anste-
hender Umzug oder alsbaldiges Ausscheiden aus dem Leistungsbezug
(LSG NRW, 17.04.2009, L 19 B 75/09 AS ER).

Macht der Leistungsberechtigte gesundheitsbedingte Umzugshindernisse
geltend, ist u. U. eine amtsarztliche Klarung erforderlich (BSG, 20.08.2009,
B 14 AS 41/08 R; LSG NRW, 20.07.2009, L 7 B 182/09 AS). Es gilt der
Grundsatz: Gesundheitsstérungen sind vorrangig mit medizinischen Mit-
teln zu begegnen bis hin zur voribergehenden stationdren Behandlung
(LSG BRB, 17.12.2018, L 31 AS 2158/18 B ER).

Der Bezug einer Alters- oder Erwerbsunfahigkeitsrente ist kein Indiz fir die
Unzumutbarkeit eines Umzuges.

Die Grinde der Unzumutbarkeit sind regelmaRig zu prifen.

Zur Senkung unangemessener Unterkunftskosten ist es dem Leistungsbe-
rechtigten zumutbar, sein Wohneigentum aufzugeben (BSG, 27.02.2008,
B 14/7b AS 70/06 R). Unerheblich ist, in welchem Zeitraum der Leistungs-
berechtigte sein Eigentum verkaufen kann; der Wechsel der Wohnung ist

10%-Regel

Besonderheiten
des Einzelfalls
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nicht notwendig an den Verkauf geknlpft (BSG, 02.07.2009, B 14 AS 32/07
R).

Zumutbar ist ein Umzug auch dann, wenn der Leistungsberechtigte zur
Senkung der Unterkunftskosten gezwungen ist, seine Wohngemeinschaft
aufzugeben. Abzustellen ist nur auf den Leistungsberechtigten, die Be-
lange der Mitbewohner bleiben unbeachtet (LSG BRB, 09.12.2008, L 32 B
2223/08 AS ER).

Auch wenn ein Mietverhaltnis bereits seit vielen Jahren besteht, ist dem
Leistungsberechtigten ein Umzug zuzumuten (LSG NRW, 16.02.2009, L
19 AS 62/08; LSG BRB, 24.04.2009, L 32 AS 923/07).

Auch die blo3e Gefahr, M&bel nach einem Umzug nicht mehr benutzen zu
konnen, begrundet nicht die Unzumutbarkeit eines Umzuges. Der Leis-
tungsberechtigte muss durch sorgsames Abbauen der Mébel deren Wie-
deraufbau erméglichen (LSG BWB, 19.01.2010, L 13 AS 3303/08).
Vorubergehend unzumutbar kann ein Umzug sein, wenn die bisher ange-
messene Unterkunft nach einer Anderung im Haushalt unangemessen
wird. Verstirbt z. B. eine Person oder zieht aus der Wohnung aus, die dau-
erhaft im Haushalt gelebt hat, ist ein Umzug in der Regel fir sechs Monate
unzumutbar (BSG, 16.04.2013, B 14 AS 28/12 R).

Seit dem 01.01.2023 gilt Folgendes:

Verstirbt ein Mitglied der Bedarfs- oder Haushaltsgemeinschaft, darf das
Jobcenter 12 Monate nicht zur Kostensenkung auffordern, wenn die Unter-
kunfts- und Heizkosten davor angemessen waren (8§ 22 Abs. 1 Satz 9 SGB

).

Unzumutbar kann ein Umzug auch dann sein, wenn eine Person der Be-
darfsgemeinschaft inhaftiert ist und die Aufwendungen fiir die in der Woh-
nung verbleibenden Personen unangemessen werden. Dabei kommt es
darauf an, um welchen Betrag der Richtwert Uberschritten wird, wie lange
die Haft dauert und ob die Person nach der Haft voraussichtlich wieder in
den Haushalt zuriickkehrt (LSG BRB, 05.11.2008, L 20 B 1902/08 AS ER).

Erst bei einem langfristigen Aufenthalt im Ausland oder in einer stationaren
Einrichtung, kann es fir die verbleibende Bedarfsgemeinschaft zumutbar
sein, die Gesamtkosten zu mindern und die Wohnverhaltnisse anzupas-
sen. Ein langfristiger Aufenthalt ist nicht anzunehmen, wenn er im Vor-
hinein auf weniger als sechs Monate beschrankt ist (BSG, 19.10.2010, B
14 AS 50/10 R).

Das gilt auch fir Kinder in Jugendhilfeeinrichtungen oder anderen Mal3-
nahmen der Jugendhilfe. Ob ein Wohnbedarf in der Herkunftsfamilie be-
steht, hangt wesentlich ab vom Hilfeplan nach § 36 SGB VIII. Im Einzelfall
ist beim Jugendamt nachzufragen, ob eine Rickfuhrung in die Familie ge-
plant ist oder ob regelmafiige Besuche im Elternhaus vereinbart sind.

Das MAGS NRW ,geht davon aus, dass Leistungsberechtigte, die durch
eine konjunkturell bedingte Kurzarbeit hilfebedurftig geworden sind, grund-
satzlich nicht zu einer Kostensenkung aufzufordern sind“ (Erlass vom
08.05.2009 — Il B 4-3733). Das Wort ,grundsatzlich® zeigt, Kurzarbeit
schlie3t eine Aufforderung zur Kostensenkung nicht generell aus. Hier

Kinder in
Obhutnahme

Kurzarbeit
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muss es Ausnahmen geben kénnen, vor allem, wenn die Kosten der Un-
terkunft erheblich Gber dem Richtwert liegen. Nach wie vor kommt es auf
die Besonderheiten des Einzelfalls an.

9. 2 Verfugbarkeit von Wohnraum

Ein Wohnungswechsel kann nur gefordert werden, wenn im Bedarfszeit-
raum eine nach Preis und Grof3e angemessene Wohnung auf dem Woh-
nungsmarkt verfgbar ist.

Der Leistungsberechtigte darf nur auf Wohnungen verwiesen werden, die
ihm einen Verbleib in seinem sozialen Umfeld erméglichen (BSG,
07.11.2006, B 7b AS 10/06 R). Darunter versteht man die Mdéglichkeit, ge-
wachsene soziale Kontakte, also den Freundeskreis, und gegebenenfalls
den Kontakt zu am gleichen Ort lebenden Verwandten aufrechterhalten zu
kénnen. Nicht garantiert werden kann dagegen die Beibehaltung des un-
mittelbaren Umfeldes, das heil3t z. B. die Moglichkeit, in den gewohnten
Geschaften einzukaufen (LSG BRB, 16.04.2008, L 29 B 2215/07 AS ER).

Ein Verbleib im sozialen Umfeld ist in der Regel gegeben, wenn die neue
Wohnung in einem Umkreis von ca. 15 km liegt (LSG HES, 23.07.2007, L
9 AS 91/06). Besondere Lebenssituationen sind zu bericksichtigen und
kénnen den Radius vergré3ern oder verkleinern.

Beruft sich der Leistungsberechtigte dartber hinaus darauf, sich ortlich
nicht verandern zu kdénnen, missen besondere Grinde vorliegen (BSG,
19.02.2009, B 4 AS 30/08 R). Hierfir kommen vor allem grundrechtsrele-
vante oder Hartefélle in Betracht. Dazu gehort z. B. die Rucksicht auf

e minderjahrige schulpflichtige Kinder, die durch einen Umzug nicht zum
Schulwechsel gezwungen werden sollen,

o Alleinerziehende, die zur Betreuung ihrer Kinder auf eine besondere
Infrastruktur angewiesen sind, die bei einem Umzug verloren ginge und
nicht ersetzt werden konnte,

e Behinderte oder Pflegebedirftige und ihre betreuenden Familienange-
horigen, die auf eine besondere wohnungsnahe Infrastruktur angewie-
sen sind.

Im Einzelfall ist zu klaren, ob der potenzielle Vermieter bereit ist, an Leis-
tungsberechtigte zu vermieten (BSG, 19.03.2008, B 11 b AS 43/06 R).

Das Angebot auf dem Wohnungsmarkt ist zu beobachten und zu dokumen-
tieren. Zu diesem Zweck ist es erforderlich, das Wohnungsangebot in den
regionalen Zeitungen sowie im Internet regelmanig zu beobachten und An-
gebote fur angemessenen Wohnraum zu sammeln. Diese Sammlung ist
fortzuschreiben. Aul3erdem ist eine enge Kooperation mit den kommunalen
Wohnungsamtern angeraten, die einen Uberblick tiber die 6ffentlich gefor-
derten Wohnungen in der Gemeinde haben.

Steht dem Leistungsberechtigten wahrend des Bedarfszeitraums keine
Unterkunftsalternative zur Verfligung, ist die bewohnte Wohnung als einzig

Verfligbarkeit von
Wohnraum

Soziales Umfeld
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verfugbare und zugéangliche Wohnung auf dem 6&rtlichen Wohnungsmarkt
zu betrachten. Dies hat zur Folge, dass der Leistungsberechtigte voriber-
gehend Anspruch auf Ubernahme der tatsachlichen Unterkunftskosten hat.

9. 3 Aufforderung zur Kostensenkung

Ist eine Senkung der unangemessenen Kosten mdglich und zumutbar, ist
der Leistungsberechtigte aufzufordern, sich intensiv um die Senkung der
Aufwendungen zu bemihen.

Die Aufforderung zur Kostensenkung ist schriftlich vorzunehmen und zu
begriinden. Das Schreiben sollte Angaben dariiber enthalten, wie die Be-
muihungen zur Kostensenkung dokumentiert werden kénnen, z. B. Eintra-
gung als Wohnungssuchender beim ortlichen Wohnungsamt oder bei
Wohnungsbaugesellschaften, Bewerbungen auf Mietangebote in Zeitun-
gen, schriftiche Absagen von Vermietern, Zeitungsausschnitte des ortli-
chen Wohnungsangebots mit Kennzeichnung der Angebote angemesse-
ner Wohnungen, die verfolgt wurden, einschl. Gberprufbarer Angaben zu
mundlichen Absagen wie Name und Anschrift des Gesprachspartners, Be-
grindung der Absage. Die Nachweise Uiber Bemiihungen sind innerhalb im
Anschreiben festzusetzender Frist vorzulegen (z. B. monatlich).

Das zu verwendende Anschreiben ist in der Ablage eingestellt (Mietwoh-
nungen/Eigentum).

Scheidet der Leistungsberechtigte aus der Hilfe aus, wirkt die Kostensen-
kungsaufforderung dem Grunde nach ein Jahr fort. Stellt er nach Ablauf
eines Jahres erneut einen Antrag, ist er erneut zur Kostensenkung aufzu-
fordern (LSG NSB, 18.05.2009, L 9 AS 529/09 B ER).

Stellt er den Antrag vor Ablauf eines Jahres erneut, kommt es darauf an,
ob die Hilfebedirftigkeit in der Zwischenzeit dem Grunde nach beendet war
und der Betroffene im Zeitraum der fehlenden Hilfebedurftigkeit die Auf-
wendungen fir die Unterkunft aus eigenen Mitteln decken konnte (z. B. auf
Grund von Arbeit). Ist dies der Fall, konnte von ihm ein Umzug weder ver-
langt werden, noch war er ihm zumutbar. Dem Leistungsberechtigten ist
eine nach den Umstanden des Einzelfalles bemessene erneute Schonfrist
zur Kostensenkung einzuraumen (LSG NSB, 27.07.2018, L 11 AS 561/18
B ER; SG KoIn, 29.09.2011, S 30 AS 2254/10).

Senkt der Leistungsberechtigte seine Aufwendungen durch Untervermie-
tung, mindern die Mieteinnahmen den Unterkunftskostenbedarf des Leis-
tungsberechtigten. Auf den KdU-Bedarf anzurechnen sind jedoch nur die
Einnahmen, die auf Flachen entfallen, die zu Wohnzecken angemietet wor-
den sind oder untrennbarer Gegenstand des Mietvertrages sind. Einnah-
men aus der Untervermietung von GeschaftsrAumen, Garagen oder Stell-
platzen, die gesondert angemietet wurden, sind als Einkommen im Sinne
des 8§ 11 SGB Il zu bertcksichtigen (BSG, 06.08.2014, B 4 AS 37/13 R).

Der Untermietvertrag alleine mindert jedoch nicht die Mietzahlungen des
Hauptmieters; die Untermiete muss tatsdchlich zuflieBen (BSG,
29.11.2012, B 14 AS 161/11 R). Als Einkommen im Sinne des § 11 SGB ||

Aufforderung

Musterschreiben

Unterbrechung
des Leistungsbe-
zuges

Untervermietung

-58-


file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-Oberberg/Musterschreiben/§%2022%20Abs.%201%20SGB%20II%20-%20Belehrung%20angemessene%20Grundmiete_01.01.2011.doc
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-Oberberg/Musterschreiben/§%2022%20Abs.%201%20SGB%20II%20-%20Belehrung%20angemessene%20Grundmiete_01.01.2011.doc
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-Oberberg/Musterschreiben/§%2022%20Abs.%201%20SGB%20II%20-%20Belehrung%20angemessene%20Zinsen_01.01.2011.doc
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-Oberberg/Rechtsprechung/KdU%20-%20Kostensenkungsaufforderung%20-%20Wirkung%20nach%20Ausscheiden%20aus%20Leistungsbezug%20-%20LSG%20NSB%2018.05.2009.doc
file://///Dst.baintern.de/dfs/315/Ablagen/D31504-ARGE-OBERBERG/Rechtsprechung/KdU%20-%20Kostensenkungsaufforderung%20-%20Wirksamkeit%20bei%20kurzzeitigem%20Ausscheiden%20aus%20dem%20Leistungsbezug%20-%20LSG%20NSB%2027.07.2018.docx
file://///Dst.baintern.de/dfs/315/Ablagen/D31504-ARGE-OBERBERG/Rechtsprechung/KdU%20-%20Kostensenkungsaufforderung%20-%20Wirksamkeit%20bei%20kurzzeitigem%20Ausscheiden%20aus%20dem%20Leistungsbezug%20-%20LSG%20NSB%2027.07.2018.docx
file://///Dst.baintern.de/dfs/315/Ablagen/D31504-ARGE-OBERBERG/Rechtsprechung/BSG/BSG%202014-08-06%20-%20KdU%20-%20Umzugskosten%20-%20Ablehnung%20der%20Zusicherung%20-%20Überschreitung%20der%20Angemessenheitsgrenze%20-%20Untervermietung%20eines%20Stellplatzes%20-%20B%204%20AS%2037-13%20R.doc
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-OBERBERG/Rechtsprechung/BSG/BSG%202012-11-29%20-%20KdU%20-%20Untermiete%20-%20keine%20fiktive%20Anrechnung%20wenn%20Untermieter%20nicht%20zahlt%20-%20B%2014%20AS%20161-11%20R.doc
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-OBERBERG/Rechtsprechung/BSG/BSG%202012-11-29%20-%20KdU%20-%20Untermiete%20-%20keine%20fiktive%20Anrechnung%20wenn%20Untermieter%20nicht%20zahlt%20-%20B%2014%20AS%20161-11%20R.doc
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__11.html

Hinweise des Jobcenters Oberberg zu § 22 SGB I
- Leistungen fir Unterkunft und Heizung -

sind nur die Mieteinnahmen zu berlcksichtigen, die den eigenen Bedarf
Uberschreiten.

Die Nichtbertcksichtigung eines Teils der Untermiete kommt nur fir Kos-
ten in Betracht, die im Untermietvertrag beziffert sind und vom Hauptmieter
aus seinem Regelbedarf zu tragen waren, z. B. Stromkosten, Kosten flr
Telefon, Internet, Kochgas, Putzmittel sowie Erneuerungs- und Renovie-
rungskosten (LSG Hamburg, 05.05.2022, L 4 AS 39/20).

Mieten Leistungsberechtigte eine zu grof3e und zu teure Wohnung und un-
tervermieten dann einen Teil der Wohnung zur Kostensenkung, muss das
Jobcenter nach dem Ende des Untermietverhaltnisses die Leistungsbezie-
her nicht Uber die als angemessen angesehenen Unterkunftskosten auf-
klaren und fur sechs Monate die tatsachlichen Kosten bertcksichtigen
(LSG BRB, 21.09.2023, L 34 AS 319/19).

9. 4 Frist

Die in § 22 Abs. 1 Satz 7 SGB Il genannte Frist von sechs Monaten ist
keine Such- und Uberlegungsfrist, die der Leistungsberechtigte nach Be-
lieben ausschopfen kann. Er hat sich vielmehr umgehend um eine Kosten-
senkung zu bemihen (BSG, 16.05.2012, B 4 AS 109/11 R).

Keinesfalls sind nach der Karenzzeit die tatsdchlichen Unterkunftskosten
routinemafig fur sechs Monate zu Gbernehmen und dann auf den ange-
messenen Betrag herabzusetzen.

Der Zusatz ,in der Regel” Iasst in begriindeten Einzelféllen eine Verlange-
rung oder Verkirzung der Frist zu.

Bei Mietwohnungen ist dem Leistungsberechtigten ein Umzug frihestens
nach Ablauf der Kiindigungsfrist zumutbar. Diese betragt in der Regel drei
Monate.

9. 4. 1 Fristverlangerung

An eine Verlangerung der Frist ist ein enger Mal3stab anzulegen. Es mus-
sen ganz besondere Umstande gegeben sein, wobei sich der Leistungs-
berechtigte mit der gleichen Intensitat um angemessenen Wohnraum be-
muihen muss wie es der Fall ware, wenn er aus personlichen Motiven her-
aus die Wohnung wechseln wollte (LSG FSB, 14.12.2007, L 7 AS 162/07).

Eine Verlangerung der Frist kommt dann in Betracht, wenn z. B.

o fiir den Leistungsberechtigten auf Grund einer Behinderung (Erdge-
schosswohnung bei Gehbehinderten) oder der Anzahl der Personen in
der Bedarfsgemeinschaft (Familien mit mehr als drei Kindern) nur ein
eingeschrankter Wohnungsmarkt existiert

o oder wenn angemessener Wohnraum zur Zeit nachweislich nicht ver-
fugbar ist.

Sechs-Monats-
Frist

Fristverlangerung
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Eine Verlangerung der Frist ist auch méglich, wenn dem Leistungsberech-
tigten wegen konkret anstehenden Anderungen oder schliissigen Planen,
eine Kostensenkung unzumutbar ist (BSG, 19.03.2008, B 11b AS 41/06
R). Dies ist z. B. der Fall, wenn der Leistungsberechtigte den Mietvertrag
fur die angemessene Wohnung bereits unterschrieben hat, der Umzug je-
doch erst zwei Monate nach Ablauf der 6-Monats-Frist moglich ist.

Der Umzug aus einer Eigentumsimmobilie in eine Mietwohnung kann u. U.
mit einem hdheren Zeitaufwand verbunden sein. In diesem Fall ist die Frist
nicht zu verlangern; es kommen ggf. Leistungen als Darlehen in Betracht
(BSG, 27.02.2008, B 14/7b AS 70/06 R).

9. 4. 2 Fristverkiirzung

Liegen die Kosten erheblich Gber dem Richtwert, muss auf eine schnelle
Senkung der Kosten gedrangt werden, denn so wirden sich auch Perso-
nen verhalten, die ihre Unterkunftskosten aus ihren eigenen, beschrankten
Mitteln aufbringen missen.

Bei Mietwohnungen ist dem Leistungsberechtigten ein Umzug friihestens
nach Ablauf der Kiindigungsfrist zumutbar. Diese betragt in der Regel drei
Monate.

Weigert sich der Leistungsberechtigte ohne akzeptablen Grund, bei der
Kostensenkung mitzuwirken, oder werden nur unzureichende Nachweise
Uber die Kostensenkungsbemiihungen erbracht, sind sofort nur noch die
angemessenen Kosten zu bernehmen. Viele Leistungsberechtigte ziehen
es auch von vornherein vor, in der bisherigen Wohnung zu verbleiben und
den nicht gedeckten Bedarf aus dem Regelbedarf selbst zu tragen (vgl. 9.
6). Auch dann sind sofort nur noch die angemessenen Kosten zu bertick-
sichtigen. Der Wille des Leistungsberechtigten ist sofort bei Antragstellung
zu ergriinden, um unnétige Kosten zu vermeiden.

Der Leistungsberechtigte kann auf einen Teil der Unterkunftskosten ver-
zichten, damit diese im angemessenen Rahmen bleiben. Der Verzicht ist
schriftlich zu erklaren und verbindlich, solange der Leistungsbezug dauert
(LSG BRB, 25.09.2009, L 32 AS 1758/08).

Pruffragen ,Kostensenkung“

1. Ubersteigen die tatsachlichen Aufwendungen fur die Unterkunft§

und Heizung nach der Karenzzeit die Angemessenheitsgrenze?

2. Ware eine Kostensenkung wirtschaftlich unter BerUcksichtigung§

der Kosten eines Wohnungswechsels?

3. Hat der Leistungsberechtigte Kenntnis von seiner Kostensenkungs- }

pflicht?
4. Ist eine Kostensenkung moglich?

4.1 Steht im sozialen Umfeld eine Unterkunftsalternative zur Ver-

fugung?

4.2 Istdem Leistungsberechtigten eine Kostensenkung auf andere
Weise mdglich (z. B. Vermieten oder Neuverhandeln mit dem

Vermieter)?

5. Ist eine Kostensenkung zumutbar unter Beriicksichtigung der Be-

sonderheiten des Einzelfalls?

Fristverkirzung
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9. 5 Absenken der Unterkunftskosten

Gibt es nachweislich angemessenen Wohnraum auf dem 6&rtlichen Woh- Absenken der Un-

nungsmarkt, bemuht sich der Leistungsberechtigte jedoch nicht oder nicht
ausreichend darum, sind nach Ablauf der gesetzten Frist die Unterkunfts-
kosten fur die bewohnte Wohnung auf den Richtwert zu beschréanken.

Bearbeitungshinweis ALLEGRO:
Die Unterkunftskosten sind individuell nach Grundmiete und kalten Neben-
kosten zu erfassen, dies gilt auch fur den gedeckelten Betrag.

Beispiel:

Die angemessenen Kosten betragen 375,00 €. Die tatsachliche Grundmiete betragt 350 €
und die kalten Nebenkosten 70 €. Die tatsachlichen Kosten ubersteigen den Richtwert um
45,00 €.

Der Faktor ,Grundmiete® Gbersteigt den durchschnittlichen Betrag fiir Kaltmieten von 281,00
€um 94,00 €. Der Faktor ,Nebenkosten® hingegen liegt 24,00 € unter den durchschnittlichen
Nebenkosten von 94,00 €.

In ALLEGRO sind die tatsdchlichen Nebenkosten zu erfassen. Mit den ,verbleibenden®
24,00 € ist nach der Produkttheorie die Grundmiete auszugleichen, so dass in ALLEGRO
noch 305,00 € Grundmiete zu erfassen sind (= 281,00 € + 24,00 €).

Der Leistungsberechtigte bemuht sich ausreichend, wenn er mit der glei-
chen Intensitat eine Wohnung sucht, als wenn er aus eigener Motivation
heraus umziehen wollte (LSG FSB, 11.08.2008, L 7 B 561/08 AS ER). Der
Leistungsberechtigte muss seine Bemiihungen dokumentieren. Allein das
Eintragenlassen in eine Warteliste bei einer Wohnungsgesellschaft erfillt
die Anforderung nicht (LSG BWB, 05.07.2010, L 1 AS 3815/09).

Die Entscheidung Uber die Senkung der Unterkunftskosten ist mit Bescheid
mitzuteilen und ausreichend zu begriinden. Es ist darauf hinzuweisen,
dass die vollen Mietkosten regelméafig zu begleichen sind und vor Ab-
schluss eines Mietvertrages die Zusicherung zu den neuen Aufwendungen
einzuholen ist.

Werden unangemessene Unterkunftskosten voriibergehend bericksich-
tigt, sind Leistungen regelm&Rig nur fur sechs Monate zu bewilligen (8 41
Abs. 3 Nr. 2 SGB Il). Das gilt auch in der Karenzzeit; diese macht aus un-
angemessenen keine angemessenenen Kosten. Wurden Leistungen trotz
unangemessener Aufwendungen versehentlich fir 12 Monate bewilligt,
war der Bewilligungsbescheid von Beginn an rechtswidrig und kann nur
unter den Voraussetzungen des 8 45 SGB X zuriickgenommen werden
(LSG MVP, 06.11.2018, L 10 AS 271/18 B ER).

Uberschreitet die ,Schonfrist‘ des § 22 Abs. 1 Satz 7 SGB Il den Bewilli-
gungszeitraum, sind die verbleibenden Monate in den nachsten Bewiilli-
gungszeitraum zu Ubertragen.

Beispiel:

Der eLB beantragt Birgergeld am 14.03.2023; seine Unterkunftskosten sind unangemes-
sen. Das Jobcenter bewilligt Leistungen fur die Zeit 01.03. — 31.08.2023 und 01.09. —
29.02.2024 unter Berucksichtigung der tatséchlichen KdU.

Mit Schreiben vom 27.03.2024 wird der eLB zur Kostensenkung aufgefordert; der Sechs-
Monats-Zeitraum des § 22 Abs. 1 Satz 7 SGB Il beginnt am 01.04.2024 und endet am
30.09.2024.

terkunftskosten

Beriicksichtigung
unangemessener
Kosten wahrend
der Schonfrist
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Fur die Zeit 01.09. - 30.09.2024 sind die tatsachlichen KdU zu berucksichtigen, fiir die Zeit
01.10.2024 — 28.02.2025 sind nur angemessene Aufwendungen zu Grunde zu legen. Die
Absenkung der KdU ist im Bewilligungsbescheid zu erlautern.

9. 6 Aufbringen eines Fehlbetrages

Werden aus den vorstehenden Griinden nur noch die angemessenen Un-
terkunftskosten beriicksichtigt, ist es dem Leistungsberechtigten zu Uber-
lassen, den Fehlbetrag aus dem Regelbedarf oder aber nicht anzurech-
nendem Einkommen (z. B. Freibetrage, Pflegegeld, Elterngeld) aufzubrin-
gen. Bei geringen Fehlbetragen diirfte dies auch problemlos mdglich sein.
Hierzu ist der Leistungsberechtigte in der Regel zu beraten.

Bei htheren oder erheblichen Fehlbetrdgen muss der Leistungsberechtigte
jedoch die Herkunft der Mittel nachweisen. Es kann sich sonst der Verdacht
ergeben, dass Einkommen oder Vermogen verschwiegen wird.

Zuwendungen von Dritten zur Deckung der Unterkunftskosten sind allge-
mein als Einkommen zu bertcksichtigen; sie sind jedoch nicht auf den Re-
gelbedarf anzurechnen, sondern auf die Kosten fir Unterkunft und Heizung
(LSG BRB, 26.01.2011, L 28 AS 2276/07). Dies gilt auch, wenn sie aus-
dricklich zur Deckung des Fehlbetrages bestimmt sind. Die Ausnahmere-
gelung in § 11a Abs. 5 SGB Il greift nicht, da die Bertcksichtigung nicht
grob unbillig ware. Bei hohen Zuwendungen wirde dartber hinaus die
Lage des Leistungsberechtigten so glinstig beeinflusst, dass daneben
SGB-lI-Leistungen nicht mehr gerechtfertigt wéaren.

10. Wohnungswechsel
10. 1 Zusicherung

Vor der Anmietung einer Wohnung soll der Leistungsberechtigte die Zusi-
cherung zu den Aufwendungen fir die neue Wohnung einholen. Eine Zu-
sicherung ist nicht mehr zu erteilen flr eine bereits angemietete und be-
wohnte Wohnung (LSG BWB, 16.12.2010, L 7 AS 6055/09; SG K,
29.03.2011, S 32 AS 4740/10); mit dem Umzug ist das Rechtsschutzbe-
dirfnis entfallen (BSG, 06.04.2011, B 4 AS 5/10 R). Ferner sieht das Ge-
setz eine isolierte Feststellung der Angemessenheit der Kosten einer be-
reits bewohnten Unterkunft nicht vor (BSG, 22.11.2011, B 4 AS 219/10 R).

Das Zusicherungsverfahren hat nur eine Aufklarungs- und Warnfunktion.
Es zielt allein darauf, dem Leistungsberechtigten, vor dem Vertragsab-
schluss und einem Umzug, Klarheit tiber die Angemessenheit der Aufwen-
dungen fir die neue Unterkunft zu verschaffen und so Streitigkeiten tber
die Angemessenheit vorzubeugen.

Zieht ein Leistungsberechtigter ohne Zusicherung um und der Umzug war
nicht erforderlich (vgl. 11.1), ist fur die zu beriicksichtigenden Aufwendun-
gen mafRdgeblich, ob der Umzug innerhalb des raumlichen Vergleichsmal3-
stabes erfolgte oder auf3erhalb:

Fehlbetrag

Zusicherung
zu den neuen Auf-
wendungen
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Erhéhen sich bei einem Umzug innerhalb des raumlichen Vergleichsmal3-
stabes die bisherigen Aufwendungen, ist nur der bisherige Bedarf anzuer-
kennen (8 22 Abs. 1 Satz 6 SGB II; BSG, 01.06.2010, B 4 AS 60/09 R; LSG
BWB, 17.07.2008, L 7 AS 1300/08). Innerhalb der Karenzzeit sind nach
einem Umzug hdhere als angemessene Kosten nur anzuerkennen, wenn
das Jobcenter dies vorab zugesichert hat (8 22 Abs. 4 Satz 2 SGB Il). Wa-
ren die bisherigen Aufwendungen unangemessen, ist der Bedarf auf die
angemessenen Aufwendungen zu begrenzen.

Erhéhen sich bei einem Umzug auBerhalb des rdaumlichen Vergleichsmal-
stabes die bisherigen Aufwendungen, ist der Bedarf auf die am neuen
Wohnort angemessenen Aufwendungen zu begrenzen.

Die Deckelung der Unterkunftskosten gilt zeitlich unbegrenzt (LSG FST,
06.06.2013, L 9 AS 1301/11), soweit keine relevanten Anderungen in den
personlichen Verhaltnissen eintreten.

Zu beachten ist jedoch die Fortschreibung des schliissigen Konzepts; der
Bedarf ist entsprechend zu dynamisieren (BSG, 29.04.2015, B 14 AS 6/14
R). Bei einer Deckelung auf den bisherigen Bedarf, ist dieser entsprechend
der Steigerung im schlissigen Konzept zu dynamisieren (BSG,
17.02.2016, B 4 AS 12/15 R).

Beispiel:

Der LB zieht innerhalb des Vergleichsraums um; der Umzug war nicht erforderlich. Es wer-
den die bisherigen Aufwendungen von 250 € beriicksichtigt. Zum 01.01. erhéhen sich die
angemessenen Aufwendungen fir einen Ein-Personen-Haushalt von 340 € auf 375 €. Die
Steigerung betragt 10,29%. Fir den LB sind ab dem 01.01. monatlich 275,73 € KdU zu
berlicksichtigen (= 250 € + 10,29%).

Eine Deckelung endet, sobald die Hilfebedurftigkeit fir mindestens einen
Monat durch bedarfsdeckendes Einkommen beendet wird (BSG,
09.04.2014, B 14 AS 23/13 R).

Die Zusicherung ist nur fir eine konkrete Wohnung zu erteilen, die dem
Leistungsberechtigten zum Zeitpunkt der Zusicherung auch tatsachlich zur
Verfigung steht (LSG NRW, 17.09.2008, L 20 B 75/08 AS; LSG BRB,
28.08.2008, L 34 B 1334/08 AS PKH).

Die Zusicherung umfasst nicht die Aufwendungen flir die Heizung (LSG
NRW, 09.12.2013, L 2 AS 843/13 B). Um die Hb6he der zukinftigen Heiz-
kosten einschéatzen zu kdnnen, ist dennoch in der Regel der Energieaus-
weis zu verlangen.

Die Zusicherung betrifft einzig die Aufwendungen fir die neue Wohnung.
Eine Zusicherung zu einem Umzug bendtigt der Leistungsberechtigte
nicht. Es ist nicht Aufgabe des Jobcenters, die Wahl des Wohnortes zu
beschranken oder zu verhindern, denn das Grundrecht auf Freiziigigkeit
berechtigt grundsatzlich zur Wohnsitznahme an jedem gewiinschten Ort
(vgl. Art. 11 GG). Das Grundrecht garantiert nicht nur die freie Wohnort-
wahl, sondern auch die freie Wohnungswahl (LSG BRB, 27.10.2008, L 5 B
2010/08 AS ER). Dabei ist der Leistungsberechtigte hinsichtlich der ange-
messenen Wohnungsgrof3e und der tibernahmefahigen Umzugskosten zu
beraten.

konkrete
Wohnung

Energieausweis

Freizugigkeit
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Nur der erwerbsfahige Leistungsberechtigte braucht eine Zusicherung.
Mal3gebender Zeitpunkt ist der Abschluss des Mietvertrages: Wer zu die-
sem Zeitpunkt nicht hilfebedurftig war, bendtigt auch keine Zusicherung.
Das gilt nicht, wenn jemand vor Eintritt der Hilfebedurftigkeit bésglaubig
eine ,Luxuswohnung® mietet. Bdsglaubig handelt derjenige, der

e mit dem Eintritt der Hilfebedurftigkeit rechnen musste und

¢ die Unangemessenheit der Kosten entweder kannte oder hatte kennen
mussen, z. B. aus vorherigem Hilfebezug oder wegen der besonderen
Hohe der Kosten (,Luxuswohnung®).

Ob es sich um eine ,Luxuswohnung® handelt, kann sich nur nach den Be-
sonderheiten des Einzelfalls richten: Von einer ,Luxuswohnung® ist nicht
auszugehen, wenn die tatsachlichen Aufwendungen den Richtwert nicht
mindestens um 100% Ubersteigen.

Je nach Grad der Bosglaubigkeit und Hohe der Kosten sind die unange-
messenen Kosten nicht oder jedenfalls nicht flr sechs Monate zu (iberneh-
men (BSG, 30.08.2010, B 4 AS 10/10 R).

Wahrend der Karenzzeit gilt § 22 Abs. 4 Satz 2 SGB Il, unabhangig vom
Zeitpunkt des Abschlusses des Mietvertrages.

Beispiel:

Antrag auf Burgergeld: 15.03.2024; Umzug erfolgte am 14.03.2024; Abschluss des Miet-
vertrags war am 13.03.2024.

L6sung: Die Karenzzeit beginnt am 01.03.2024. Die Aufwendungen fir KdU sind auf die
angemessene Hohe begrenzt.

10. 2 Ortliche Zustandigkeit

Die Zusicherung ist bei dem fur die neue Wohnung ortlich zustandigen Job-
center einzuholen (Zuzugsort). Zur Zusicherung ist der Leistungstrager nur
verpflichtet, wenn die Aufwendungen fir die neue Unterkunft angemessen
sind (8 22 Abs. 4 SGB 1I).

Hinweis: Das Jobcenter Oberberg nimmt die Aufgaben des kommunalen
Tragers nach § 22 Abs. 4 SGB Il wahr, unabhangig vom Standort!

Um die Zusicherung erteilen zu kénnen, soll der Leistungsberechtigte még-
lichst ein schriftliches und verbindliches Wohnungsangebot (z. B. ausge-
fullter Vordruck Mietbescheinigung) oder den Entwurf des Mietvertrages
vorlegen. Er kann aber auch die Konditionen fur die Anmietung der Woh-
nung schriftlich oder zur Niederschrift erklaren. Er muss auf3erdem mittei-
len, welche Personen in die Wohnung einziehen werden.

10. 3 Pflicht zur Zusicherung
Das Jobcenter ist nur zur Zusicherung der zukinftigen Aufwendungen ver-
pflichtet, wenn die Zusicherung vor Unterzeichnung des Vertrages begehrt

wird und die Aufwendungen fiir die neue Wohnung angemessen sind.

Seit dem 01.08.2016 ist fir die Zusicherung nach § 22 Abs. 4 SGB Il nicht
mehr zu prifen, ob der Umzug auch erforderlich ist. Nach dem Wortlaut

Zustandigkeit

Verfahren
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Voraussetzungen
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des Gesetzes ist allein auf die Angemessenheit abzustellen. An dieser
Stelle hat der Gesetzgeber jedoch die Wechselwirkung zu § 22 Abs. 1 Satz
2 SGB Il a. F. verkannt; danach sind nach einem nicht erforderlichen Um-
zug (innerhalb des Vergleichsraums) nur die bisherigen Kosten als Bedarf
anzuerkennen.

Fur den Fall, dass der Leistungsberechtigte in einer angemessenen Unter-
kunft wohnt und beabsichtigt, innerhalb des Vergleichsraumes eine noch
angemessene, aber teurere Wohnung zu mieten, sind Aufwendungen nur
in Hohe des bisherigen Bedarfs zuzusichern.

Eine Zusicherung ist nur erforderlich, sobald ein Leistungsberechtigter die
Leistungen beantragt hat. Vor Antragstellung oder Leistungsbeginn unter-
liegt der Leistungsberechtigte grundsatzlich nicht den Regeln des SGB Il
(BSG, 17.12.2009, B 4 AS 19/09 R).

Die Zusicherung ist schriftlich zu erteilen oder abzulehnen (§ 34 SGB X).
Eine Zusicherung durch konkludentes Verhalten ist nicht moglich (LSG
SAN, 16.08.2011, L 5 AS 65/11 B).

Zusicherung und Ablehnung sind in der Ablage eingestellt.

10. 4 Wohnungswechsel bei jungen Erwachsenen (bis 25 Jahre)

Der Auszug junger Erwachsener und die damit einhergehende Griundung
einer eigenen Bedarfsgemeinschaft sind vom Gesetzgeber im Regelfall
nicht vorgesehen. Daher besteht grundsatzlich auch keine Pflicht des kom-
munalen Tragers, die Unterkunftskosten zu tibernehmen, wenn junge Leis-
tungsberechtigte in eine eigene Wohnung ziehen.

Die Pflicht entsteht erst dann, wenn eine Zusicherung erteilt worden ist.

Der Zusicherungsvorbehalt bei jungen Erwachsenen soll den kostentrach-
tigen Erstbezug einer eigenen Wohnung durch Personen begrenzen, die
bislang wegen Unterstitzung innerhalb der Haushaltsgemeinschaft keinen
eigenen Anspruch oder als Teil einer Bedarfsgemeinschaft niedrigere Leis-
tungen bezogen haben (BT-Dr. 16/688, 14).

Junge Leistungsberechtigte sollen grundséatzlich und unabhangig von der
Unterhaltspflicht der Eltern in deren Wohnung verbleiben. Ein Auszug unter
dem Aspekt der ,Selbstverwirklichung“ soll nicht aus 6ffentlichen Mitteln
finanziert werden.

Zu einer Zusicherung ist das Jobcenter daher nur in Ausnahmesituationen
verpflichtet (vgl. 8 22 Abs. 5 SGB Il). Diese liegen z. B. vor, wenn

o der Leistungsberechtigte aus schwerwiegenden sozialen Griinden
nicht auf die Wohnung der Eltern oder eines Elternteils verwiesen wer-
den kann,

e der Bezug der Unterkunft zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt erfor-
derlich ist, oder

e ein sonstiger, ahnlich schwerwiegender Grund vorliegt.

Verfahren

Verfahren

Umzug eines U-25
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Bei der Prifung, ob die Zusicherung gegeben wird, sollte der ortliche Tra-
ger der offentlichen Jugendhilfe eingebunden werden, um dessen Sach-
kompetenz im konkreten Fall zu nutzen. Die abschlie3ende rechtliche Be-
urteilung bleibt jedoch dem Jobcenter vorbehalten.

Die Leistungen der Jugendamter fir junge Erwachsene sind zu beachten
und vorrangig zu prifen (vgl. 8 41 SGB VIII).

Der Anwendungsbereich des § 22 Abs. 5 SGB Il umfasst nicht Konstellati-
onen, in denen der junge Erwachsene bereits eine eigene Wohnung inne-
hat oder die Eltern aus der gemeinsamen Wohnung ausziehen (LSG BWB,
28.11.2016, L 1 AS 4236/16 ER-B).

Einer Zusicherung bedarf nur der erstmalige Auszug aus dem Elternhaus,
nicht dagegen

e darauffolgende, weitere Umzlige (SG Dresden, 30.11.2017, S 52 AS
4265/17) oder

e ein Auszug aus dem Haushalt der GroRReltern (LSG NRW, 13.03.2023,
L 7 AS 310/23 B ER).

Das Erfordernis der Zusicherung umfasst nur Félle, in denen der junge Er-
wachsene vor dem Umzug einen Vertrag schlieft. Daftr spricht die Warn-
funktion der Vorschrift: Bevor der hilfebedurftige junge Erwachsene sich
rechtlich verpflichtet, Mietkosten zu tragen, hat er die Anerkennung dieser
Aufwendungen vorher zu klaren. Bei einem Umzug ohne Eingehen vertrag-
licher Pflichten kommt diese Warnfunktion nicht zum Tragen (BSG,
25.04.2018, B 14 AS 21/17 R).

10. 4. 1 Schwerwiegende soziale Grinde

Schwerwiegende soziale Grunde, die das Zusammenleben mit den Eltern
oder einem Elternteil unmdglich machen, sind z. B. dann anzunehmen,
wenn das Zusammenleben wegen schwerer Verfehlungen unzumutbar ist
oder das Verhdltnis des Kindes zu einem (Stief-)Elternteil oder Lebens-
partner des Elternteils so stark belastet ist, dass ein Zusammenleben von
haufigen massiven Auseinandersetzungen gepragt ist.

Hierbei kann auch auf die in der Rechtsprechung entwickelten Grundséatze
zur Anderung des Bestimmungsrechtes der Eltern nach § 1612 BGB zu-
rickgegriffen werden:

Eltern kdnnen gegeniber einem unverheirateten Kind bestimmen, in wel-
cher Form sie Unterhalt gewéahren.

Naturalunterhalt im Haushalt der Eltern entlastet diese wirtschaftlich und
starkt den Einfluss auf das Kind. Das Kind hat keinen Anspruch auf Um-
wandlung von Naturalunterhalt in Geld. Die standige Rechtsprechung sieht
eine Anderung des Bestimmungsrechtes als erforderlich:

e bei unangemessener korperlicher Ziichtigung durch die Eltern,

e bei unangemessenen UberwachungsmaRnahmen der Eltern,

Einbindung des
Jugendamtes

Jugendhilfe
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e bei menschenunwirdiger Beeintrachtigung der Lebensfiihrung und
Entwicklungsmaoglichkeiten des Kindes,

¢ bei unangemessenen Erziehungsmaflinahmen im Zusammenhang mit
zweifelhaften Erziehungszielen.

Gelegentliche Auseinandersetzungen und Meinungsverschiedenheiten
zwischen dem jungen Leistungsberechtigten und seinen Eltern rechtferti-
gen keinen Auszug aus dem Elternhaus (vgl. LSG BRB, 31.08.2007, L 5
AS 29/06).

Nicht jede familidre Auseinandersetzung stellt einen schwerwiegenden so-
zialen Grund dar. Vor allem Streit Uber alltagliche Dinge rechtfertigt keine
Zusicherung. Solange es dem leistungsberechtigten Familienmitglied zu-
mutbar erscheint, solche Probleme auszuhalten und zu l6sen, ist ein
schwerwiegender Grund zu verneinen (LSG NRW, 28.08.2007, L 20 B
142/07 AS ER).

Die innerfamiliaren Probleme missen erhebliche Auswirkungen auf das
psychische und/oder physische Wohlbefinden des Kindes haben.

Bei Zweifeln, ob ein Auszug wirklich erforderlich ist, sollten beide Seiten
befragt werden. Uber das Ergebnis der Befragung ist eine Niederschrift zu
fertigen, die von den Erklarenden zu unterzeichnen ist.

DarlUber hinaus besteht die Mdglichkeit, das Kind darauf zu verweisen,
beim Vormundschaftsgericht Klage auf Abanderung der elterlichen Unter-
haltsbestimmung zu erheben.

Schwerwiegende soziale Griinde kénnen z. B. sein, wenn

e das Zusammenleben von Eltern und Kind wechselseitig nicht mehr zu-
mutbar ist,

e die Eltern den jungen Leistungsberechtigten aus der Wohnung verwie-
sen haben und eine Rickkehr verweigern,

o ohne Umzug Gefahr fur das korperliche, geistige oder seelische Wohl
des jungen Leistungsberechtigten, seiner Eltern oder Geschwistern be-
steht,

e der junge Leistungsberechtigte fremd untergebracht ist oder sich in ei-
ner Einrichtung nach § 67 SGB XlI oder einer anderen Einrichtung nach
dem SGB II, SGB VIl oder SGB XII aufhalt (im Vordergrund steht der
» 1 herapie“-Erfolg, welcher durch Zuriickziehen zu den Eltern nicht ge-
fahrdet werden soll).

10. 4. 2 Eingliederung in den Arbeitsmarkt

Der Bezug einer eigenen Wohnung ist zur Eingliederung in den Arbeits-
markt z. B. dann erforderlich, wenn zwischen Wohn- und Arbeitsort eine so

Beispiele fur
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grol3e Entfernung liegt, dass Pendeln unzumutbar ist und der Leistungsbe-
rechtigte nicht voriibergehend auf eine Zweitwohnung verwiesen werden
kann (z. B. mobliertes Zimmer).

Zur Bestimmung der zumutbaren Pendelzeit ist § 140 Abs. 4 SGB Il her-
anzuziehen. Demnach ist bei einer Beschéftigung, die mehr als 6 Stunden
taglich dauert, eine Pendelzeit von taglich 2,5 Stunden zumutbar.

Bei einer Beschéftigung von bis zu 6 Stunden taglich soll die Fahrtzeit nicht
langer als zwei Stunden taglich betragen.

Denkbar ist auch, dass eine belastete Eltern-Kind-Beziehung den Erfolg
einer MalRhahme wesentlich erschweren kdnnte.

10. 4. 3 Sonstige schwerwiegende Grunde

Ob ein sonstiger Grund gegen einen Verweis auf den Verbleib im Eltern-
haus vorliegt, der ahnlich schwer wiegt wie die zuvor genannten Grinde,
erfordert eine Wertung aller Belange.

Als ahnlich schwerwiegender Grund kann z. B. ein Auszug aus der Woh-
nung der Eltern anzusehen sein wegen einer bevorstehenden Eheschlie-
Bung. Allein der Wunsch, mit einem Freund oder einer Freundin zusam-
menzuziehen, ist hingegen noch kein schwerwiegender Grund (LSG NRW,
22.09.2016, L 7 AS 162/15).

Ist eine unter 25-Jahrige schwanger und méchte mit dem Kindsvater zu-
sammenziehen, kann hierin ein ahnlich schwerwiegender Grund zu sehen
sein.

Dies entspricht auch der Intention des § 22 Abs. 5 SGB I, der nicht erfor-
derliche Wohnungserstbeziige von unter 25-Jahrigen ohne eigenes Ein-
kommen verhindern soll, nicht aber das Griinden einer Familie.

Die Schwangerschaft allein hingegen begriindet noch keinen &hnlich
schwerwiegenden Grund im Sinne des Gesetzes. Vor allem bei Minderjah-
rigen ist im Einzelfall zu prifen, ob ein Verbleib der Schwangeren oder von
Mutter und Kind im Haushalt der Eltern/Grol3eltern nicht ausdriicklich zum
Wohl von Mutter und Kind beitragt. Dies ist der Fall, wenn der Wohnbedarf
von Mutter und Kind ausreichend gedeckt werden kann und die Familie in
~-geordneten Verhaltnissen® lebt.

Davon ist nicht auszugehen,

¢ wenn die Konflikte ein Niveau erreichen, das ein weitgehend harmoni-
sches Leben in der Elternwohnung nicht erwarten lasst, und damit die
Grundlage fehlt fir eine positive Entwicklung der Familie, vor allem des
Kindes (LSG HAM, 02.05.2006, L 5 B 160/06 ER AS) oder

o Dbei andauernden Streitigkeiten tber die Entscheidung zu Gunsten des
ungeborenen Kindes (SG B, 19.06.2006, S 103 AS 3267/06 ER).

Die aufgezahlten Griinde sind nicht abschlieRend. Es handelt sich stets um
eine Einzelfallentscheidung. In jedem Fall muss das Jobcenter auch das

zumutbare
Pendelzeiten

Schwangerschaft

-68 -


http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_3/__121.html
http://bundesrecht.juris.de/sgb_2/__22.html
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-Oberberg/Rechtsprechung/KdU%20-%20schwerwiegende%20soziale%20Gründe%20-%20LSG%20Hamburg%2002.05.2006.pdf
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-Oberberg/Rechtsprechung/KdU%20-%20schwerwiegende%20soziale%20Gründe%20-%20SG%20Berlin%2019.06.2006.pdf

Hinweise des Jobcenters Oberberg zu § 22 SGB I
- Leistungen fur Unterkunft und Heizung -

ungeschriebene Tatbestandsmerkmal ,Angemessenheit der Unterkunfts-
kosten® prifen.

10. 4. 4 Zeitpunkt und Gegenstand der Zusicherung

Die Leistung von Unterkunftskosten muss grundsatzlich vor dem Ab-
schluss des Vertrages Uber die Unterkunft beantragt und zugesichert sein.
Der gesetzlich bestimmte Zeitpunkt der Zusicherung ist nicht eingehalten,
wenn sie zwar vor dem Umzug erteilt wird, dem Vertragsbeginn oder vor
der Falligkeit der ersten Mietzahlung, aber nach Unterzeichnung des Miet-
vertrages.

Gegenstand der Zusicherung ist die Berlcksichtigung von Unterkunfts-
und Heizkosten bei der kunftigen Bedarfsberechnung, nicht aber SGB-II-
Leistungen in einer bestimmten HOhe. Eine Zusicherung bindet den Leis-
tungstrager bei gleichbleibenden tatsachlichen und rechtlichen Verhaltnis-
sen dauerhaft daran, dass der junge Leistungsberechtigte bis zur Vollen-
dung des 25. Lebensjahres aufRerhalb des Haushaltes der Eltern Unter-
kunft nehmen darf.

Ohne Zusicherung zahlt das Jobcenter keine Leistungen fir Unterkunft und
Heizung.

Die Zusicherung ist schriftlich zu erteilen oder abzulehnen.

Zusicherung und Ablehnung sind in der Ablage eingestellt.

10. 4. 5 Umzug vor Eintritt der Hilfebedurftigkeit

§ 22 Abs. 5 Satz 4 SGB Il stellt klar, dass eine vorherige Klarung der Vo-
raussetzungen unerlasslich ist. Es soll verhindert werden, dass junge Er-
wachsene Tatsachen schaffen, die zu Lasten des Leistungstragers und da-
mit der Steuerzahler gehen.

Grundsatzlich brauchen nur die Personen eine Zusicherung, die zum Zeit-
punkt des Umzuges Leistungen beantragt haben oder erhalten (LSG FSS,
02.07.2009, L 3 AS 128/08). Abzustellen ist auf den Zeitpunkt des Einge-
hens des Mietverhaltnisses (BSG 30.08.2010, B 4 AS 10/10 R). Eine Zusi-
cherung brauchen auch Personen, die zum Zeitpunkt des Umzuges ihre
Hilfebedurftigkeit vorhersehen konnten.

War die Bedurftigkeit vorhersehbar, ist zu prifen, ob zum Zeitpunkt des
Umzuges die Pflicht zur Zusicherung bestanden hatte oder zum Zeitpunkt
der Antragstellung besteht.

Die Birgschaft eines Dritten im Mietvertrag schlief3t einen Anspruch nicht
aus (SG Karlsruhe, 06.08.2013, S 12 AS 601/13).

Verfahren

Musterschreiben
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10. 4. 6 Entbehrlichkeit der Zusicherung

Die Zusicherung ist ausnahmsweise nicht erforderlich, wenn es dem jun-
gen Leistungsberechtigten aus wichtigem Grund nicht zuzumuten war, die
Zusicherung einzuholen.

Das ist der Fall, wenn die Entscheidung des Leistungstragers wegen be-
sonderer Dringlichkeit des Auszuges nicht rechtzeitig eingeholt werden
konnte.

Bei der Prifung, ob der Auszug besonders dringlich war, ist ein sehr enger
Mal3stab anzulegen, so dass nur in wenigen begrindeten Einzelféllen von
der Einholung der Zusicherung abgesehen werden kann.

i Priiffragen ,,Umzug von unter 25-jGhrigen*

: 1. Hat der Betroffene das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet?
i 2. Handelt es sich um den erstmaligen Auszug aus dem Elternhaus?
i 3. War der Betroffene zum Zeitpunkt des Umzuges hilfebeduirftig oder :
: konnte seine Hilfebedyirftigkeit vorhersehen?
i 4. SchlieRt der Leistungsberechtigte vor dem Umzug einen Vertrag
i Uber die neue Unterkunft?
Es muissen also nach dem Umzug Bedarfe fir Unterkunft und Hei- :
: zung entstehen.
i 5. Darf der Betroffene aus schwerwiegenden sozialen Griinden nicht
: auf die Wohnung der Eltern verwiesen werden? i
: oder :
6. Istder Bezug der Unterkunft erforderlich zur Eingliederung in Arbeit?
i oder i
Liegt ein sonstiger &hnlich schwerwiegender Grund vor?
Sind die Kosten der neuen Unterkunft angemessen?

11. Wohnungsbeschaffungskosten, Umzugskosten, Mietsicherung

Die mit einem Wohnungswechsel verbundenen Aufwendungen (Woh-
nungsbeschaffungskosten, Mietkaution, Genossenschaftsanteile und Um-
zugskosten) sind nicht im Regelbedarf enthalten und sind als einmalige
Aufwendungen fir die Unterkunft besonders hervorgehoben.

Grundvoraussetzung fiir eine Ubernahme der Aufwendungen ist, dass de-
ren Ubernahme vor Entstehen der Kosten zugesichert worden ist (§ 22
Abs. 6 SGB Il, BSG, 06.08.2014, B 4 AS 37/13 R; LSG NRW, 11.02.2010,
L 12 B 94/09 AS NZB). Der Leistungsberechtigte ist gehalten, sich vor dem
Eingehen von Zahlungspflichten Gewissheit dartiber zu verschaffen, ob er
diese Uberhaupt erfullen kann. Die Zustimmung fir bereits eingegangene
Pflichten ist abzulehnen.

Die Zusicherung nach § 22 Abs. 4 SGB Il ist nicht Voraussetzung flr die
Ubernahme von Leistungen nach Abs. 6. Aus der Zusicherung nach Abs.

Ausnahme

Kosten
des Umzuges
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4 entsteht auch kein Anspruch auf die Zusicherung nach Abs. 6 (LSG
NRW, 27.08.2009, L 19 B 213/09 AS ER).

Die Entscheidung Uber die Zusicherung steht im Ermessen des Leistungs-
tragers (,konnen... als Bedarf anerkannt werden®).

Dieses Ermessen wird jedoch eingeschrankt, fir den Fall, dass

e der Umzug als MalRnahme zur Senkung unangemessener Kosten
durch den Leistungstrager veranlasst worden ist oder

e der Umzug sonst notwendig ist oder

e ohne die Zusicherung der o. g. Kosten eine Unterkunft in einem ange-
messenen Zeitraum nicht zu finden ist.

In allen Fallen mussen die Kosten fur die neue Wohnung angemessen sein
(LSG NRW, 22.11.2010, L 19 AS 29/09). Hierbei handelt es sich um eine
ungeschriebene Voraussetzung.

Ein Umzug ist grundsatzlich nur ,zusicherungsfahig“, wenn er geboten ist
zur Minderung der Unterkunftskosten oder zur Eingliederung in Arbeit.
Dient der Umzug der Verminderung der Unterkunftskosten, ist er grund-
satzlich nur innerhalb des Vergleichsraums zusicherungsfahig (BSG,
06.05.2010, B 14 AS 7/09 R). Das ist ausnahmsweise anders, wenn

e ein Umzug aus gesundheitlichen Griinden aus dem Vergleichsraum
heraus geboten erscheint; es gilt jedoch der Grundsatz, dass Gesund-
heitsstorungen zuallererst mit medizinischen Mitteln zu begegnen ist
(LSG BRB, 17.12.2018, L 31 AS 2158/18 B ER),

e der Leistungsberechtigte nach einer Kostensenkungsaufforderung
zwar den Vergleichsraum verlasst, aber innerhalb seines sozialen Um-
felds verbleibt,

o sich innerhalb des Vergleichsraums keine angemessene Wohnung fin-
den l&sst,

e der Leistungsberechtigte auf die Néahe von Verwandten angewiesen ist,
etwa bei Pflegebedurftigkeit oder zur Kinderbetreuung.

Wer die Zusicherung der Kosten nicht vor dem Umzug beantragt und nichts
unternommen hat, um eine kostengunstige Wohnung zu finden, hat keinen
Anspruch auf Umzugskosten fir eine unangemessene Unterkunft, auch
wenn der Auszug aus der bisherigen Wohnung grundsétzlich erforderlich
war (LSG Sachsen, 10.06.2021, L 3 AS 607/18).

§ 22 Abs. 6 SGB Il findet nur Anwendung auf Umzuge innerhalb des Bun-
desgebietes.

Fur einen Umzug zum Zwecke der Arbeitsaufnahme kommen vorrangig
Leistungen nach 8§ 16 Abs. 1 Satz 2 SGB Il i. V. m. 44 SGB Il in Betracht.
Hier kann unter bestimmten Voraussetzungen auch ein Umzug in einen

Ermessen

Soll-Leistung
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Mitgliedsstaat der Europaischen Union geférdert werden; das gleiche gilt
fur einen Umzug in einen Vertragsstaat des Abkommens uber den Euro-
paischen Wirtschaftsraum oder in die Schweiz (LSG NRW, 30.06.2010, L
19 AS 1006/10 B ER).

11. 1 Notwendigkeit eines Umzuges
Ein Umzug ist immer dann notwendig, wenn er erforderlich ist.

Bei der Beurteilung der Erforderlichkeit ist das Ziel des SGB Il zu berick-
sichtigen, Menschen schnell in Arbeit zu integrieren. Es ist nicht Aufgabe
des Jobcenters, Umziige zu finanzieren, die einem rein privaten Zweck
dienen (BSG, 06.05.2010, B 14 AS 7/09 R). Insofern ist zu prifen, ob

e der gewiinschte Wohnungswechsel wahrend der Zeit der Hilfebedirf-
tigkeit realisiert werden muss oder

o 0b dem Leistungsberechtigten zuzumuten ist, zundchst eine Erwerbs-
tatigkeit aufzunehmen, um dann die beantragte Leistung aus eigenen
Kraften realisieren zu kdnnen.

Ein Umzug ist erforderlich, wenn das Wohnen in der Wohnung nach objek-
tiven Gesichtspunkten unzumutbar ist und sich auch Nichtleistungsberech-
tigte mit niedrigem Einkommen zu einem Umzug entschléssen (BSG,
24.11.2011, B 14 AS 107/10 R). Die Erforderlichkeit des Umzuges richtet
sich nach den Verhéaltnissen im Einzelfall; diese sind vom Jobcenter zu er-
mitteln (LSG NRW, 18.11.2010, L 7 AS 1853/10 B).

Erforderlich kann ein Umzug z. B. sein, wenn

e das Jobhcenter den Leistungsberechtigten zur Kostensenkung aufgefor-
dert hat,

e wegen Arbeitsaufnahme auRerhalb des Wohnortes eine tagliche Riick-
kehr unzumutbar ist oder durch Einsparung der Fahrtkosten Hilfebe-
durftigkeit beseitigt/gemindert werden kann; nicht ausreichend ist die
(vage) Hoffnung auf die Verbesserung der Arbeitsmarktposition,

o die derzeit bewohnte Wohnung durch (dauerhafte) Aufnahme oder
Auszug weiterer Personen infaus dem Haushalt zu klein/zu grof3 ge-
worden ist (z. B. Geburt mehrerer Kinder, Zuzug des Ehegatten, Tren-
nung vom Partner),

e die Wohnflache ungunstig aufgeteilt ist und die Geburt eines Kindes
bevorsteht (LSG BRB, 15.12.2006, L 5 B 1147/06 AS ER),

¢ die Wohnverhéltnisse sehr beengt sind; dabei sind z. B. die Zahl der
dauerhaft im Haushalt lebenden Kinder und deren Alter zu beriicksich-
tigen (SG K, 06.04.2009, S 14 AS 55/09 ER); es besteht grundsétzlich
kein Anspruch auf ein Zimmer fir jedes Kind; vorrangig ist zu klaren,
ob der Wohnbedarf gedeckt werden kann durch eine andere Aufteilung
der Wohnung oder geschickte Méblierung (LSG FSS, 04.03.2011, L 7
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AS 753/10 B ER),

ein Elternteil sonst nicht oder nur unter unzumutbaren Bedingungen
sein Umgangsrecht mit seinem minderjahrigen Kind austiben kann
(LSG HES, 19.03.2009, L 7 AS 53/09 B ER),

Alleinerziehende zu festgelegten Zeiten Kinder aus der Betreuung ab-
holen missen und dies nur durch einen Umzug zu realisieren ist,

der Leistungsberechtigte das Recht zur auf3erordentlichen Kiindigung
hat (vgl. 88 543, 569 BGB); z. B. weil ein Verbleib in der derzeitigen
Wohnung wegen schwerwiegender Mangel/drohenden Gesundheits-
schaden nicht zumutbar ist und der Vermieter trotz schriftlicher Abmah-
nung die Mangel nicht beseitigt (LSG FSS, 16.04.2008, L 3 B 136/08
AS-ER),

die Wohnung von Schimmel befallen ist (unter Umsténden); zu klaren
sind im Einzelfall folgende Punkte:
o Umfang des Schimmelbefalls
o Zu erwartende konkrete gesundheitliche Beeintrachtigungen
o Wie liel3en sich gesundheitliche Beeintrachtigungen vermeiden?
o Ggf. Art und Umfang einer Erkrankung des Leistungsberechtigten
o Umfang und Beeintrachtigung durch Sanierungsarbeiten
(LSG NRW, 17.01.2011, L 6 AS 1914/10 B ER)

die derzeitige Wohnung durch den Vermieter rechtmafig gekindigt
wurde und die Raumung der Wohnung bevorsteht; zu beachten ist, im
Einzelfall kann Vollstreckungsschutz beantragt werden,

die Wohnung des Leistungsberechtigten besonders schlecht isoliert ist
und im Winter nur durch standiges Heizen einigermaf3en erwarmt wer-
den kann; es sei denn, es besteht ein Anspruch gegen den Vermieter,
die Dammung zu verbessern (LSG BRB, 25.09.2009, L 32 AS
1758/08),

ein Konflikt mit anderen Hausbewohnern nicht behebbar ist und des-
halb ein Verbleib in der Wohnung nicht zumutbar erscheint. Dies kann
der Fall sein bei dauernder und extremer Ruhestorung oder personli-
cher Beleidigung sowie vorsatzlicher Sachbeschadigung. Der Leis-
tungsberechtigte muss alles unternehmen, um die Stérung zu beseiti-
gen oder zumindest die Situation zu beruhigen. In jedem Fall ist ihm
zuzumuten, zunachst seinen Vermieter um Hilfe zu bitten (LSG FSS,
25.01.2010, L 3 AS 700/09 B ER),

der Leistungsberechtigte nach kurzzeitiger Abwesenheit wieder in sein
soziales Umfeld zurtickkehren méchte (LSG NRW, 07.04.2008, L 7 B
5/08 AS).

fur eine alleinerziehende Mutter mit vier Kindern ein weiterer Verbleib
im Haus ihres alkoholabhangigen Ehemanns unzumutbar ist, gerade
wenn er sich nicht an das Kontaktaufnahmeverbot halt und ihr gegen-
Uber mehrfach schwer gewalttatig wurde (SG Minchen, 14.07.2021, S
13 AS 483/21).
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Ein Umzug kann auch erforderlich sein, wenn einzelne Punkte fur sich be-
trachtet einen Umzug nicht rechtfertigen, in der Summe jedoch einen Ver-
bleib in der Wohnung als nicht mehr zumutbar erscheinen lassen (LSG
BWB, 11.08.2011, L 12 AS 3144/11 ER-B: ,Summierung ungunstiger
Wohnverhaltnisse®).

Die vom Leistungsberechtigten vorgebrachten Griinde fur einen Umzug
sind vom Leistungsberechtigten nachzuweisen und ggf. bei einem Ortster-
min zu prufen.

Die Uberschreitung der Hohe der bisherigen Kosten muss in einem ange-
messenen Verhaltnis zur Ursache des Umzugs in die neue Wohnung ste-
hen (BSG 24.11.2011, B 14 AS 107/10 R).

Nicht erforderlich ist ein Umzug z. B.:

¢ wenn die Unterkunftskosten der zuklnftigen Wohnung unangemessen
sind; auch dann nicht, wenn die Aufwendungen geringer sind als fur die
bisherige Wohnung,

e wenn der Leistungsberechtigte von einer angemessenen Wohnung in
eine andere angemessene Wohnung umzieht, weil ihm beispielsweise
der Zuschnitt, die Lage oder die Ausstattung der Wohnung besser ge-
fallt,

e bei Wunsch nach anderer Wohnumgebung, z. B. Umzug aus einem
sozialen Brennpunkt in einen ,besseren“ Stadtteil zur Verbesserung
der Gemlutslage (SG Munster, 15.11.2018, S 11 AS 584/16),

o allein wegen der Unterschreitung der Hochstflache (BSG 24.11.2011,
B 14 AS 107/10 R),

e wegen einer Larmbelastigung, die das MaR des Ublichen nicht tber-
steigt; es kommt deshalb darauf an, auch Einzelheiten zur Art der Larm-
guelle zu erfragen (LSG BRB, 11.01.2012, L 18 AS 1172/10).

11. 2 Wohnungsbeschaffungskosten

Wohnungsbeschaffungskosten sind Aufwendungen, die mit dem Finden
und Mieten einer neuen Wohnung verbunden sind (BSG, 16.12.2008, B 4
AS 49/07 R) und nach Art und Hohe notwendig sind.

Fur die Bewilligung von Wohnungsbeschaffungskosten ist das Jobcenter
am Ort der bisherigen Unterkunft zustandig.

Bevor Leistungen nach § 22 Abs. 6 SGB Il eingesetzt werden, ist zu priifen,
ob vorrangige Leistungen fur den Umzug in Betracht kommen (z. B. § 16
SGB Il'i. V. m. § 44 SGB Ill).

Definition
»Wohnungsbe-
schaffungskos-
ten“

vorrangige Leis-
tungen
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In Betracht kommen etwa angemessene Kosten fir eine Kleinanzeige,
wenn trotz annoncierter Wohnungsangebote und Nachfrage bei Woh-
nungsbaugesellschaften keine fiir den Einzelfall angemessene Wohnung
vorhanden ist sowie Fahrtkosten zu Wohnungsbesichtigungen (LSG FSB,
25.04.2017, L 11 AS 873/15).

Zu Aufwendungen fir doppelte Mietzahlungen siehe Punkt 5.

Nicht in Betracht kommt die Ubernahme von Aufwendungen fir

die Kommunikation mit méglichen Vermietern (LSG NRW, 07.02.2011,
L 19 AS 185/11 B), Internetrecherchen oder die Beschaffung einer Zei-
tung mit Wohnungsangeboten. Diese Aufwendungen werden in dem
Regelbedarf abgegolten.

die Einschaltung eines Maklers, wenn hinreichend nicht maklergebun-
dene Wohnungen verfugbar sind (LSG NRW, 02.04.2009, L 7 B 33/09
AS ER); auch dann nicht, wenn dadurch ein wesentlicher Teil des Woh-
nungsbestandes aus dem Suchbereich des Leistungsberechtigten aus-
scheidet. Kommt die Ubernahme der Maklergebiihren ausnahmsweise
in Betracht, ist zu berticksichtigen, dass dem Makler sein Lohn erst zu-
steht, wenn auf Grund seiner Vermittlung ein Mietvertrag zustande
kommt (§ 652 Abs. 1 BGB). Ab dem 01.06.2015 gilt das sog. ,Bestel-
lerprinzip®, so dass fur den Wohnungssuchenden nur dann Maklerge-
bldhren anfallen, soweit er selber einen Makler beauftragt hat.

Die Ubernahme von Maklergebiihren, die fiir den Verkauf einer Immo-
bilie anfallen, sind ausgeschlossen (BSG, 18.02.2010, B 4 AS 28/09 R;
LSG NRW, 02.03.2009, L 19 AS 61/08).

Notarkosten fiir einen Wohnungskaufvertrag und eine Grundschuldbe-
stellung (LSG HES, 24.11.2011, L 1 AS 93/10).

Kosten einer Einzugs- oder Auszugsrenovierung sind keine Wohnungsbe-
schaffungskosten (vgl. 7. 1).

i Pruffragen ,,Wohnungsbeschaffungskosten”

Sind die Kosten mit dem Finden und Mieten der neuen Wohnung ver- }
bunden? :
Sind die Kosten angemessen?

Findet der Umzug innerhalb des Bundesgebiets statt? :
Kommen keine Leistungen nach § 16 Abs. 1 Satz2 SGBIli. V. m. § 44 :
SGB Il in Betracht? :
Ist der Umzug erforderlich? :
Hat das Jobcenter vor Entstehen der Kosten eine Zusicherung erteilt? :
Sind die Kosten der neuen Unterkunft angemessen? :

Maklerkosten

Ein- und Aus-
zugsrenovierung
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11. 3 Umzugskosten

Als Umzug bezeichnet man den Wechsel einer Unterkunft unter Mitnah-
men eines wesentlichen Teils des bisherigen Hausrates (LSG BRB,
05.02.2008, L 10 B 2193/07 AS ER).

Umzugskosten sind Kosten, die einmalig durch die Bedarfslage ,Umzug*
verursacht werden (BSG, 10.08.2016, B 14 AS 58/15 R). Hierzu zahlen vor
allem die Aufwendungen fir den Transport von Mébeln und Hausrat in die
neue Wohnung, einschlie3lich der Demontage, Verpackung und Wieder-
aufbau.

Bevor Leistungen nach § 22 Abs. 6 SGB Il eingesetzt werden, ist zu prifen,
ob vorrangige Leistungen fur den Umzug in Betracht kommen (z. B. § 16
Abs. 1 Satz 2 SGB Il'i. V. m. § 44 SGB Ill).

Zustandig fur die Bewilligung der Umzugskosten ist das bis zum Umzug
zustandige Jobcenter.

Grundsatzlich muss der Leistungsberechtigte den Umzug organisieren und
durchfuhren; das griindet in seiner Pflicht, seine Hilfebedurftigkeit zu ver-
ringern (8 2 Abs. 1 Satz 1 SGB Il). Es ist ihm grundsatzlich zuzumuten, den
Umzug in Eigenregie gemeinsam mit Familie, Freunden und Bekannten
durchzufiihren, schlieB3lich ist dies eine allgemein Ubliche Verfahrensweise
(vgl. LSG NRW, 24.10.2007, L 19 B 93/07 AS).

Welche Umzugskosten in welcher Héhe zu Gbernehmen sind, richtet sich
nach den Besonderheiten des Einzelfalls (LSG BRB, 17.04.2008, L 5 B
373/08 AS ER).

Zu den Umzugskosten zahlen in der Regel die Miete fur einen Umzugswa-
gen sowie die Kosten fur Benzin und Vollkaskoversicherung; nicht jedoch
der Selbstbehalt einer Versicherung im Schadensfall. Dieser fallt regelma-
Big bei Umzligen nicht an und ist in der Regel auf Fahrlassigkeit zurtickzu-
fuhren (LSG BWB, 07.09.2010, L 1 AS 2177/10). Ferner entsteht der
Selbstbehalt aus der Teilnahme am StraRenverkehr, nicht aus der Nutzung
einer Unterkunft (BSG, 06.10.2011, B 14 AS 152/10 R).

Dem Leistungsberechtigten ist zuzumuten, Angebote zu vergleichen und
das ginstigste Angebot in Anspruch zu nehmen. Bei einem Umzug inner-
halb des bisherigen Wohnortes sind in der Regel bis zu 120 € angemessen;
bis zu diesem Betrag ist die Vorlage von Kostenvoranschlagen regelmafig
nicht erforderlich.

Arbeitslosen Leistungsberechtigten ist es aul3erdem zuzumuten, soweit
moglich, den Umzug ,in der Woche® durchzufiihren, da die Miete fur einen
Umzugswagen am Wochenende in der Regel héher ist.

Zu den Umzugskosten zahlen auch die angemessenen Aufwendungen fur
die Bekdstigung von Helfern (z. B. Freunde, Verwandte, Bekannte). Ange-
messen sind 15 € je Helfer. In der Regel durften vier Helfer fir einen Um-
zug ausreichend sein.

Definition
,Umzug“

Definition

,Umzugskosten“

vorrangige Leis-
tungen

Selbsthilfe

Besonderheiten
des Einzelfalls

Umzugswagen
Benzinkosten
Versicherung

»Helfergeld“
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Zu den Umzugskosten gehéren nicht nur die Aufwendungen, die unmittel-
bar mit dem Transport des Umzugsgutes anfallen, sondern auch Aufwen-
dungen, die mittelbar im Zusammenhang mit dem Umzug stehen. Dazu
zahlen z. B. unvermeidbare Kosten fur einen Nachsendeauftrag und das
Ummelden des Telefon- und Internetanschlusses (LSG Niedersachsen-
Bremen, 06.10.2015, L 6 AS 1349/13; BSG, 10.08.2016, B 14 AS 58/15
R).

Nicht zu den Umzugskosten gehdren in der Regel:

¢ Umzugskartons und Verpackungsmaterial; es ist dem Leistungsberech-
tigten zuzumuten, im Einzelhandel (z. B. Aldi, Lidl) nach kostenlosen
Kartons zu fragen (vgl. LSG NRW, 30.12.2005, L 19 B 105/05 AS) oder
Umzugskartons zu mieten (BSG, 06.05.2010, B 14 AS 7/09 R).

e Entsorgungskosten fur nicht mehr benétigten Hausrat (SG K,
11.12.2008, S 14 AS 70/07).

e Ausgleich flir Schaden, die wahrend des Umzuges entstanden sind (SG
K, 11.12.2008, S 14 AS 70/07).

¢ Aufwendungen fur die Wiederbeschaffung von Mdébeln, die nach dem
Umzug nicht mehr brauchbar sind; in besonderen Ausnahmesituationen
kann ein Anspruch nach 8§ 24 Abs. 3 Nr. 1 SGB Il bestehen (BSG,
01.07.2009, B 4 AS 77/08 R).

e Aufwendungen flr den Transport von Fachliteratur, die zu beruflichen
Zwecken bendtigt wird; 8 22 Abs. 6 SGB Il umfasst nur existenziell not-
wendige Bedarfe (LSG HES, 24.01.2012, L 9 AS 698/11 B ER).

Die Ubernahme der Aufwendungen fiir einen gewerblich organisierten Um-
zug kommt in Betracht, soweit ein Leistungsberechtigter aus wichtigem
Grund nicht in der Lage ist, den Umzug ohne professionelle Hilfe zu be-
werkstelligen (z. B. wegen Alters, Behinderung, korperlicher Gebrechlich-
keit oder sonstigen in der Person liegenden Griinden). Ein wichtiger Grund
fur die Beauftragung eines Dritten kann grundsatzlich nur in seltenen Ein-
zelfallen vorliegen, da davon ausgegangen werden muss, dass erwerbsfa-
hige Personen in der Lage sind, ihren Umzug im Wege der Selbsthilfe
durchzufuhren.

Sofern dies jedoch nachweislich nicht moglich ist, ist nach Vorlage von
mindestens drei Kostenvoranschlagen der glinstigste gewerbliche Anbieter
auszuwahlen. Der Kostenvoranschlag muss die Kosten fur den konkreten
Umzug des Leistungsberechtigten wiedergeben. Es sollte ersichtlich sein,
von welcher Art das Umzugsgut ist, welchen Umfang es hat, wie viele Um-
zugskisten und Tréger benotigt werden und wie viel Zeit der Umzug in An-
spruch nehmen wird (LSG BRB, 17.04.2008, L 5 B 373/08 AS ER).

Das Umzugsunternehmen ist nur fur die Aufgaben zu beauftragen, die der
Leistungsberechtigte nachweislich nicht selbst durchfihren kann. In der
Regel beschrankt sich das auf den Ab- und Aufbau von Mdbeln und den
Transport. Das Verpacken des Hausrates ist dem Leistungsberechtigten
grundsatzlich selbst zuzumuten.

Sonstige
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Zur Abgrenzung der notwendigen tbernahmefahigen Umzugskosten kén-
nen wir erganzend auf das Bundesumzugskostengesetz zurtickgreifen.

i Priiffragen ,,Umzugskosten*

1. Handelt es sich um Kosten, die einmalig durch die besondere Bedarfs-

: lage ,Umzug*“ verursacht wurden?

i 2. Sind die Kosten angemessen?

i 3. Findet der Umzug innerhalb des Bundesgebiets statt?

{4. Kommen keine Leistungen nach § 16 Abs. 1 Satz2 SGB1li. V. m. § 44
i SGB Il in Betracht?

{5. Ist der Umzug erforderlich?

i 6. Hat das Jobcenter vor Entstehen der Kosten eine Zusicherung erteilt?

: 7. Sind die Kosten der neuen Unterkunft angemessen?

.
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11. 4 Mietsicherung

Bei einer Mietwohnung verlangt der Vermieter regelmalig eine Mietsiche-
rung in Form einer Kaution oder des Erwerbes von Genossenschaftsantei-
len.

11. 4. 1 Kaution

Die privatrechtlichen Regelungen bezliglich der Kaution sind hauptséchlich
in 8 551 BGB niedergelegt.

Danach ist der Abschluss einer Kautionsvereinbarung zwar nicht vorge-
schrieben, aber erlaubt. Fast alle Mustermietvertrdge sehen jedoch die
Vereinbarung einer Mietsicherheit vor. Die Hohe der Mietkaution kann frei
ausgehandelt werden. Jedoch gibt es eine absolute Obergrenze: Mehr als
drei Monatsmieten darf der Vermieter nicht fordern — ohne Neben- und
Heizkosten!

Der Mieter ist berechtigt, die Kaution in drei Monatsraten zu zahlen (§ 551
Abs. 2 BGB). Die erste Rate ist bei Beginn des Mietverhaltnisses féllig. Die
weiteren Teilzahlungen werden zusammen mit den unmittelbar folgenden
Mietzahlungen fallig. Der Vermieter muss die Kaution von seinem tbrigen
Vermaogen getrennt auf einem Sonderkonto (Kautionskonto) anlegen.

Andere Mietsicherheiten sind mdglich, missen aber zwischen Mieter und
Vermieter extra vereinbart werden. Denkbar ist z. B. ein gemeinsames
Sparbuch, ein Sparbuch mit Sperrvermerk, eine Blrgschaftserklarung.

Nach Beendigung des Mietverhaltnisses muss der Vermieter die Kaution
innerhalb einer angemessenen Frist abrechnen und auszahlen, wenn er
keine Anspriiche mehr gegen den Mieter hat. Die Kaution dient nur der
Sicherung von Forderungen des Vermieters aus dem konkreten Mietver-
haltnis. Der Vermieter darf nicht mietvertragsfremde Anspriiche aufrech-
nen; auch keine Anspriiche aus einem friheren Mietverhaltnis (BGH,
11.07.2012, VIII ZR 36/12). Er darf die Kaution nicht langer einbehalten als

Kaution
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notig. Fur noch ausstehende Neben- und Heizkostenabrechnungen darf er
einen Teilbetrag zuriickhalten, wenn eine Nachzahlung des Mieters zu er-
warten ist; in der Regel jedoch nicht mehr als 3 — 4 Vorauszahlungsbe-
trage.

Die Mietkaution ist in der Regel als Darlehen zu erbringen (8 22 Abs. 6
SGB I). In einer atypischen Bedarfslage kommt die Bewilligung als Beihilfe
in Betracht; dies erfordert eine Ermessensentscheidung. Dabei sind alle
Umsténde des Einzelfalls zu berticksichtigen. Das Fehlen eigener Mittel ist
Voraussetzung und damit der typische Fall (LSG HAM, 23.02.2017, L 4 AS
135/15).

8 22 Abs. 6 Satz 1, 2. HS SGB Il raumt dem Jobcenter auch bei einem
Bezug einer unangemessen teuren Wohnung Ermessen ein, eine Mietkau-
tion als Bedarf anzuerkennen. Es ist Ermessensnichtgebrauch, wenn ein
Jobcenter die Ablehnung einer Mietkaution nur darauf stitzt, die Kosten
der Unterkunft waren unangemessen, ohne die aktuelle Situation des An-
tragstellers sachgerecht zu wirdigen (SG Minchen, 14.07.2021, S 13 AS
483/21).

Das Kopfteilprinzip ist auf Leistungen fiir eine Mietkaution nicht anzuwen-
den. Leistungsberechtigt ist grundsatzlich nur der, der die Kaution nach
dem Mietvertrag schuldet (LSG SAN, 18.10.2018, L 5 AS 295/18).

Die Zusicherung erteilt das fir die neue Wohnung d&rtlich zustandige Job-
center. Eine vom aufnehmenden Jobcenter verlangte ,Notwendigkeitsbe-
scheinigung® ist nicht auszustellen.

11. 4. 2 Genossenschaftsanteile

Die Genossenschaftsanteile bilden das Stammkapital einer Genossen-
schaft, mit dem die Genossenschaft wirtschaftet (z. B. Bau von neuen
Wohnhausern). Will der Leistungsberechtigte eine Genossenschaftswoh-
nung beziehen, muss er Mitglied der Genossenschaft werden und einen
Anteil zeichnen, entsprechend der Regelung in der Satzung der Genos-
senschaft. Die Zahl der Anteile ist abhangig von der Wohnungsgréliie.

Bei Auszug aus der Wohnung kann der Leistungsberechtigte sein Ge-
schaftsguthaben (= Genossenschaftsanteile zzgl. Zinsen) kindigen. Das
Guthaben wird in der Regel mit einer Frist von einem Jahr zum Jahresende
ausgezabhilt.

Genossenschaftsanteile sind in der Regel als Darlehen zu erbringen (8 22
Abs. 6 SGB II). In einer atypischen Bedarfslage kommt die Bewilligung als
Beihilfe in Betracht; dies erfordert eine Ermessensentscheidung. Dabei
sind alle Umstande des Einzelfalls zu berticksichtigen. Das Fehlen eigener
Mittel ist Voraussetzung und damit der typische Fall (LSG HAM,
23.02.2017, L 4 AS 135/15).

Die Zusicherung erteilt das fur die neue Wohnung 0rtlich zustandige Job-
center. Eine vom aufnehmenden Jobcenter verlangte ,Notwendigkeitsbe-
scheinigung* ist nicht auszustellen.

Zustandigkeit
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11. 4. 3 Verfahren

Soweit der Leistungsberechtigte die Kaution oder die Ubernahme der Ge-
nossenschaftsanteile vor Unterzeichnung des Mietvertrages beantragt hat
und die Ubernahme zugesichert worden ist, ist vor der Bewilligung und
Auszahlung der Kaution mit dem Leistungsberechtigten eine Verhand-
lungsniederschrift aufzunehmen.

In der Verhandlungsniederschrift tritt der Leistungsberechtigte seinen
Ruckzahlungsanspruch an das Jobcenter ab. Damit einer Ruckzahlung
nichts im Wege steht, verpflichtet sich der Leistungsberechtigte zu ver-
tragstreuem Verhalten entsprechend dem Mietvertrag, so dass der Vermie-
ter kein Rickhaltungsrecht hat.

Der Leistungsberechtigte muss sich auRerdem mit der Weitergabe der Ab-
tretungserklarung an den Vermieter einverstanden erklaren.

Eine Kopie der Verhandlungsniederschrift ist dem Vermieter zu tbersen-
den. Der Vermieter bestatigt dann, dass er diese zur Kenntnis genommen
hat und die Kaution oder Genossenschaftsanteile nur an das Jobcenter
zurlckzahlt.

Erst dann sind Kaution oder Genossenschaftsanteile auszuzahlen und ein
Bewilligungsbescheid zu erteilen. Das Darlehen ist nicht allen Leistungs-
berechtigten in der Bedarfsgemeinschaft zu gewahren, sondern nur den
Mietern, also den Personen, die den Mietvertrag unterschrieben haben.

Der Darlehensnehmer tilgt durch Aufrechnung in Hohe von 10% seines
Regelbedarfs; ab 01.07.2023 in Hohe von 5%. Die Aufrechnung ist durch
Bescheid zu erklaren. Die Riickzahlungspflicht beginnt im Monat nach der
Zahlung der Kaution an den Vermieter (8§ 42a Abs. 2 SGB II).

Gegen die Aufrechnung der Mietkaution bestehen grundsatzlich keine ver-
fassungsrechtlichen Bedenken. Allerdings ist eine Unterdeckung existenz-
notwendiger Bedarfe zu vermeiden, zumal die Mietkaution in die Bemes-
sung des Regelbedarfs nicht eingeflossen ist und ihre Tilgung langere Zeit
dauern kann (BSG, 28.11.2018, B 14 AS 31/17 R).

Um eine dauerhafte Bedarfsunterdeckung im Einzelfall zu vermeiden, kann
der Aufrechnungszeitraum auf drei Jahre begrenzt werden (vgl. 8 43 Abs.
4 SGB Il). In besonderen Ausnahmeféllen kann auch ein (Teil-)Erlass in
Betracht kommen (8 44 SGB II).

Die Aufrechnung ist wahrend eines Minderungszeitraumes zu begrenzen
oder auszusetzen; Aufrechnung und Leistungsminderung dirfen 30% des
Regelbedarfs nicht Gberschreiten (8 43 Abs. 3 SGB Il).

Die zu verwendende Verhandlungsniederschrift, das Schreiben an den
Vermieter, sowie ein Bewilligungsbescheid sind in der Ablage eingestellt.

Sofern dem Vermieter anstatt der Barkaution eine Birgschaft ausreicht, ist
eine Blrgschaftserklarung abzugeben. Die zu verwendende Birgschafts-
erklarung ist in der Ablage eingestellt.
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11. 4. 4 Ruckabwicklung

Bereits bei der Bewilligung der Kaution/Burgschaft ist der Leistungsberech-
tigte Uber die Ruckabwicklung zu informieren fir den Fall, dass

o der Leistungsberechtigte aus dem SGB-II-Bezug ausscheidet oder
o der Vermieter die Kaution nicht vollstandig auszahlt oder bei Birg-
schaftserklarung die Kaution auszuzahlen ist.

11. 4. 4. 1 Kaution

Das Darlehen wird sofort fallig in Hohe der Restschuld, bei Ruckzahlung
durch den Vermieter oder am Ende des Leistungsbezuges. Mit dem Dar-
lehensnehmer ist eine Vereinbarung Uber die Rickzahlung zu schlieRen;
hierbei sind seine wirtschaftlichen Verhaltnisse zu bertcksichtigen (8 42a
Abs. 3 SGB II).

In der Regel ist es dem Leistungsberechtigten zuzumuten, monatlich einen
Betrag zu erstatten in Hohe der Halfte seines Einkommens, das seinen
Gesamtbedarf zuzlglich 10% des Regelbedarfs lberschreitet.

Beispiel:

Der Leistungsberechtigte nimmt eine Arbeit auf und ist nicht mehr hilfebedirftig. Sein an-
rechenbares Einkommen betragt 1.200 €. Abzlglich der tatsachlichen KdU von 400 € ver-
bleiben 800 €. Davon ist der Regelbedarf zuzliglich 10% abzuziehen, also 625,56 € (= 563
€ + 10%). Es verbleiben 174,44 €. Dem Leistungsberechtigten ist es grundsétzlich zuzu-
muten, einen Betrag von bis zu 87,22 € (= 174,44 € x %) monatlich zu erstatten.

Reagiert der Leistungsberechtigte nicht auf das Schreiben, ist davon aus-
zugehen, dass er die Kaution in einer Summe erstatten kann. Der Kauti-
onsbetrag ist insofern in einer Summe zum Soll zu stellen.

Ein entsprechendes Schreiben befindet sich in der Ablage.

Zieht der Leistungsberechtigte aus seiner Wohnung aus, wird die Kaution
vom Vermieter an das Jobcenter erstattet, da der Leistungsberechtigte den
Ruckzahlungsanspruch vor Bewilligung der Kaution an das Jobcenter ab-
getreten hat.

Hat sich der Leistungsberechtigte nicht vertragsgerecht verhalten, behalt
der Vermieter die Kaution ganz oder zum Teil.

Die ,verlorene” Kaution ist weiter aufzurechnen (siehe oben).

11. 4. 4. 2 Birgschaft

Scheidet der Leistungsberechtigte aus dem SGB-II-Bezug aus, ist es nicht
erforderlich, die Blrgschaft zu widerrufen. Die Burgschaftserklarung ent-
halt bereits den Hinweis, dass die Birgschaft erlischt, wenn der Leistungs-
berechtigte aus dem SGB-II-Bezug ausscheidet. Es reicht insofern aus,
den Vermieter dartiber zu informieren, dass sein Mieter nicht mehr hilfebe-
durftig ist.

Rickabwicklung
Kaution

Musterschreiben

Mitteilung an Ver-
mieter
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Ein entsprechendes Schreiben befindet sich in der Ablage.

Zieht der Leistungsberechtigte aus seiner Wohnung aus und der Vermieter
fordert die Auszahlung der Kaution, weil der Leistungsberechtigte sich
nicht vertragsgerecht verhalten hat, sind beide Parteien zum Sachverhalt
zu befragen (SG Koéln, 29.10.2009, S 3 AS 107/08).

Fordert der Vermieter die Kaution zu Recht, ist zu prifen, inwiefern der
Leistungsberechtigte die Zahlung vorséatzlich oder grob fahrlassig verur-
sacht hat und er zum Ersatz der Zahlung verpflichtet ist (vgl. § 34 SGB II).
In diesem Fall kommt eine Aufrechnung nach 8§ 43 Abs. 1 Nr. 2 SGB Il in
Betracht; aufzurechnen sind 30% des Regelbedarfs (8§ 43 Abs. 2 SGB II).

Bei einer vom Jobcenter abgegebenen Birgschaft handelt es sich um eine
selbstschuldnerische Birgschaft i. S. d. 88 765, 773 Abs. 1 Nr. 1 BGB.
Streitigkeiten zwischen Jobcenter und Vermieter um eine Zahlung aus der
Birgschaft sind privatrechtlicher Natur; der Rechtsweg zu den Sozialge-
richten ist unzulassig (BSG, 12.04.2018, B 14 SF 1/18 R).

12. Unmittelbare Zahlung an Vermieter oder andere Empfangsberech-
tigte

Grundsatzlich sind Unterkunfts- und Heizkosten an den Leistungsberech-
tigten zu Uberweisen (vgl. 8 42 SGB Il).

Der Vermieter hat bei einer Direktzahlung keinen Anspruch auf Angabe
eines konkreten Verwendungszwecks der Uberweisung (LSG NSB,
03.02.2022, L 11 AS 578/20).

Allerdings gibt es Leistungsberechtigte, die die fir Unterkunft und Heizung
bewilligten Mittel anderweitig verwenden. Um unndétige Doppelleistungen
zu vermeiden (vgl. Ubernahme von Mietschulden), erméglicht § 22 Abs. 7
SGB Il die Zahlung von Unterkunfts- und Heizkosten an den Vermieter o-
der andere Empfangsberechtigte. Empfangsberechtigt in diesem Sinne
sind z. B. das Gaswerk fur die Heizkosten oder eine Bank fur die Zinsen
bei Hauseigentimern.

Die Hohe der Zahlung ist begrenzt auf die bewilligte Leistung (SG K,
26.09.2008, S 15 AS 184/08 ER). Ein darlber liegender Restbetrag kann
nur gezahlt werden, wenn der Leistungsberechtigte zustimmt.

Die zweckentsprechende Verwendung ist dann nicht sichergestellt, wenn
der Leistungsberechtigte die Miete und Heizkosten nicht an den Vermieter
oder das Versorgungsunternehmen weiterleitet. Dabei ist es unbeachtlich,
ob die Mittel fir Zwecke ausgegeben wurden, die Bestandteile des even-
tuell gekirzten Regelbedarfs sind oder ob sie vollig anderen Zwecken
dienten (z. B. Schuldentilgung).

Die zweckentsprechende Verwendung ist auch dann nicht sichergestellt,
wenn der Leistungsempfanger die Mietforderung des Vermieters offenkun-
dig nicht erfillen will (LSG HES, 24.02.2023, L 7 AS 41/22).

Musterschreiben

Schadenersatz

Aufrechnung

Einwilligung des
Leistungsberech-
tigten

Zweckmalige
Verwendung

-82 -


file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-Oberberg/Musterschreiben/§%2022%20Abs.%206%20SGB%20II%20-%20Bürgschaft%20erloschen.doc
file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-Oberberg/Rechtsprechung/SG%20Köln/SG%20Köln%202009-10-29%20-%20KdU%20-%20Kaution%20-%20Bürgschaft%20-%20Verstoß%20gegen%20Mietvertrag%20erforderlich.tif
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__34.html
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__43.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__765.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__773.html
https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/736271/
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__42.html
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__22.html
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__22.html
file:///C:/Users/BansenF/AppData/Local/Microsoft/Rechtsprechung/Heizkosten%20-%20Zahlung%20an%20Energieversorger%20ist%20auf%20die%20berücksichtigten%20mtl.%20Heizkosten%20beschränkt%20-%20SG%20K%2026.09.2008.tif
file:///C:/Users/BansenF/AppData/Local/Microsoft/Rechtsprechung/Heizkosten%20-%20Zahlung%20an%20Energieversorger%20ist%20auf%20die%20berücksichtigten%20mtl.%20Heizkosten%20beschränkt%20-%20SG%20K%2026.09.2008.tif

Hinweise des Jobcenters Oberberg zu § 22 SGB I
- Leistungen fir Unterkunft und Heizung -

Eine Direktzahlung an einen Dritten nach 8§ 22 Abs. 7 S. 2 SGB Il ist auch
rechtmafig, wenn der Leistungsbezieher ankiindigt, die Nutzungsgebuh-
ren fir seine Obdachlosenunterkunft einbehalten zu wollen. Das Jobcenter
muss den Leistungsbezieher nicht anhoren, bevor es von seinem Wunsch
abweicht (LSG NRW, 28.10.2022, L 21 AS 188/22).

Eine Uberweisung an Dritte setzt einen konkreten Zweifel an der zweck-
entsprechenden Verwendung voraus; eine bloRe Vermutung reicht nicht.

Eine Abzweigung soll vor allem erfolgen in den Fallen des § 22 Abs. 7 Satz
3 SGBIIL.

Da die Auszahlung der Leistungen an Dritte einen Eingriff in die Rechte
des Leistungsberechtigten darstellt, ist der Leistungsberechtigte vorher an-
zuhdoren (vgl. 8 24 SGB X). Es ist zu klaren, welche Grinde der Leistungs-
berechtigte fur die Nichtzahlung der Miete hatte. Stellt sich heraus, dass
der Leistungsberechtigte die Mittel einmalig anderweitig verwendet hat, ist
eine Zahlung an Dritte nicht unbedingt zu veranlassen. Gibt es jedoch An-
haltspunkte dafir, dass die zweckwidrige Verwendung kein Einzelfall
bleibt, sind Miete und Heizkosten unmittelbar an den Dritten zu Uberwei-
sen.

Die Dauer der Zahlung an Dritte ist grundsatzlich auf den Bewilligungszeit-
raum zu befristen. Nach Ablauf des Bewilligungszeitraumes ist zu priifen,
ob der Leistungsberechtigte sein Zahlungsverhalten andern wird. Nimmt
er z. B. eine Schuldnerberatung in Anspruch, kann eventuell durch Rick-
sprache mit dieser beurteilt werden, ob sich das Zahlungsverhalten positiv
verandert hat oder die Zahlung an Dritte noch erforderlich/zweckmafig er-
scheint. Damit dem Leistungsberechtigten die Eigenverantwortung fur
seine wirtschaftlichen Verhaltnisse bewusst bleibt, sollte eine dauerhafte
Zahlung an Dritte mdglichst vermieden werden.

Der zu verwendende Bescheid ist in der Ablage eingestellt.

Die Leistungen sind an den Vermieter oder andere Empfangsberechtigte
zu zahlen, wenn der Leistungsberechtigte dies beantragt. Antragsberech-
tigt ist nur der Leistungsberechtigte selbst, nicht der Vermieter oder andere
Empfangsberechtigte.

Der Vermieter ist in jedem Fall Uber die Abzweigung zu informieren. Ein
Musterschreiben ist in der Ablage eingestellt.

Das Jobcenter darf dem Vermieter aus Grinden des Datenschutzes
grundsétzlich keine weiteren Auskinfte erteilen. Er hat auch keinen An-
spruch auf Angabe eines konkreten Verwendungszwecks der Uberwei-
sung bei einer Direktzahlung (LSG NSB, 03.02.2022, L 11 AS 578/20).
Zwischen Jobcenter und Vermieter entsteht durch die Abzweigung kein
Rechtsverhéltnis, denn der Vermieter ist nicht leistungsberechtigt i. S. d. §
7 SGB Il und kann sich auch nicht auf eine vertragliche Anspruchsgrund-
lage berufen (LSG NRW, 11.11.2010, L 9 AS 480/10).

§ 22 Abs. 7 SGB Il ist keine Anspruchsgrundlage von Vermietern. Die
Norm dient dem Schutz des Hilfebedurftigen (LSG SHS, 21.09.2012, L 3
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AS 42/10). Der Vermieter erhalt auch durch eine Direktzahlung keinen ei-
genen Anspruch, sondern nur eine Empfangsberechtigung. Auch durch
eine im Mietvertrag vereinbarte Abtretung erhéalt der Vermieter keinen Zah-
lungsanspruch, da Birgergeld grundsatzlich nicht pfandbar ist (LSG FSB,
05.08.2015, L 7 AS 263/15).

Der Vermieter hat keinen Zahlungsanspruch gegentiber dem Jobcenter;
auch nicht aus einem gesetzlich begrindeten Schuldbeitritt des Jobcenters
(BSG, 09.08.2018, B 14 AS 38/17 R).

Zu Unrecht erbrachte Kosten der Unterkunft und Heizung sind auch dann
vom Leistungsberechtigten zuriickzufordern, wenn die Leistung direkt an
den Vermieter gezahlt wurde (LSG FSB, 21.01.2013, L 7 AS 381/12). Ein
Erstattungsanspruch gegeniiber dem Vermieter kommt ausnahmsweise in
Betracht, wenn der Mieter die Unterkunftskosten an den Vermieter wirk-
sam abgetreten hat. Der Anspruch ergibt sich aus 8 53 Abs. 6 SGB | (SG
Karlsruhe, 26.03.2010, S 17 AS 1435/09).

Wurde die Miete versehentlich tber die Dauer des Mietverhéaltnisses hin-
aus an den Vermieter gezahlt und wusste dieser, dass ihm der Betrag we-
gen der Beendigung des Mietvertrages nicht mehr zustand, hat das Job-
center einen direkten Rickzahlungsanspruch gegenuber dem Vermieter
nach § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 BGB (BGH, 31.01.2018, VIII ZR 39/17).

13. Ubernahme von Miet- und Energieschulden

Forderungen werden grundséatzlich zu Schulden, wenn sie nicht innerhalb
des Zahlungsziels (Falligkeit) beglichen werden (Ausnahme siehe 7. 2).
Die Forderung ist 8 22 Abs. 1 SGB Il zuzuordnen und nicht § 22 Abs. 8
SGB Il, wenn sie einem wahrend der Hilfebediirftigkeit eingetretenen und
bisher noch nicht gedeckten Bedarf zuzuordnen ist (BSG, 13.07.2022, B
7114 AS 52/21 R).

Begleicht der Leistungsberechtigte die Schulden, die zur Wohnungslosig-
keit gefiihrt hatten, indem er sich von Dritten Geld leiht, sind diese Verbind-
lichkeiten grundsétzlich keine Schulden im Sinne des § 22 Abs. 8 SGB I
und nicht zu tbernehmen (LSG BRB, 30.01.2009, L 25 AS 1752/07). Eine
Ubernahme kann ausnahmsweise in Betracht kommen, wenn der Antrag
rechtswidrig abgelehnt oder tber ihn nicht rechtzeitig entschieden wurde
und deshalb ein Darlehen bei einem Dritten erforderlich war, um die Woh-
nungslosigkeit abzuwenden (BSG, 17.06.2010, B 14 AS 58/09 R).

Der Hohe nach ist das Darlehen begrenzt auf den Betrag, den der Leis-
tungsberechtigte als Privatdarlehen erlangt und zum Ausgleich von Miet-
schulden verwendet hat (BSG, 13.07.2022, 52/21 R).

Mietschulden umfassen nicht nur Zahlungsriickstéande fir den gesamten
Monat, sondern auch Teilbetrdge. Dies kann der Fall sein, wenn die SGB-
ll-Leistungen erst wahrend des laufenden Monats beantragt und aus-
nahmsweise auch nur fur den Teilmonat bewilligt werden und die Miete
noch nicht gezahlt wurde. Da die SGB-II-Leistungen dann unter Beriick-
sichtigung der nur anteiligen Unterkunftskosten gewéahrt werden, kann es
zu Schulden in Hohe eines Teils der Miete kommen.

Ruckzahlungs-
anspruch

Schulden

Privatdarlehen
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Prozesskosten einer Raumungsklage sind grundsatzlich keine Kosten der
Unterkunft und nicht zu Ubernehmen (LSG HAM, 27.09.2018, L 4 AS
258/17; LSG BRB, 03.12.2009, L 29 AS 1752/09 B ER). Die Kosten einer
Raumungsklage stellen ausnahmsweise einen Bedarf nach § 22 Abs. 1
SGB Il dar, wenn das Jobcenter die Mietschulden durch eine unrechtma-
Rige Leistungsversagung verursacht hat (LSG BWB, 27.06.2017, L 9 AS
1742/14).

Zu den Mietschulden kdnnen auch Gerichtskosten und Gerichtsvollzieher-
gebuhren gehdren sowie die Kosten des Vermieters, die er an die Fortfuh-
rung des Mietverhaltnisses geknlpft hat (LSG BRB, 21.02.2022, L 32 AS
139/22 B ER).

Eine nichtgezahlte Kaution zahlt auch zu den Mietschulden im Sinne des §
22 Abs. 8 SGB Il. Eine Nichtzahlung kann jedoch nur zu einer Kiindigung
des Mietvertrages fuhren, wenn sie innerhalb einer angemessenen Frist im
Sinne des 8§ 314 Abs. 3 BGB erfolgt (LSG SHS, 16.09.2015, L 6 AS 180/15
B ER). Angemessen ist eine Frist von maximal sechs Monaten (Grlineberg
in Palandt, 79. Auflage, Rd. 10 zu § 314 BGB).

Das Vermeiden eines Schulwechsels allein rechtfertigt in der Regel nicht
die Ubernahme von Mietschulden (LSG BRB, 23.08.2023, L 31 AS 627/23
B ER).

13. 1 Leistungsberechtigte/Zustandigkeit

Leistungen zur Ubernahme von Miet- oder Energieschulden kann nur er-
halten, wer laufende Unterkunfts- und Heizkosten erhalt.

Personen, die nicht hilfebedurftig im Sinne des § 9 SGB Il sind und Miet-
oder Energieschulden haben, kbénnen nach § 21 Satz 2 SGB XII Leistungen
nach § 36 SGB XIll erhalten. Fiir diesen Personenkreis ist das ortliche So-
zialamt zustandig.

Fir Personen mit Miet- oder Energieschulden,

e die laufende Unterkunfts- und Heizkosten erhalten, ist das Jobcenter
zustandig,

o die offensichtlich keinen Anspruch auf SGB-II-Leistungen haben, weil
sie z. B. zu alt sind oder eine Rente wegen dauerhafter Erwerbsminde-
rung beziehen, ist das Sozialamt zustandig,

e die zum Zeitpunkt ihrer Vorsprache nicht im Hilfebezug stehen, bei de-
nen die Hilfebedirftigkeit aber zu prifen ist, ist das Jobcenter zustan-
dig.

e Ergibt sich ein Anspruch auf laufende Leistungen, bleibt das Jobcenter
zustandig. Ergibt die Prifung, dass keine Hilfebedurftigkeiti. S. d. § 9
SGB Il besteht, ist der Antrag abzulehnen und der Vorgang an das So-
zialamt weiterzuleiten.

Gerichtkosten/Ge-
richtsvollzieher-
kosten

SGB Xl —
Leistungen
Zustandigkeit
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Leben SGB-II- und SGB-XII-Leistungsempfanger in einem gemeinsamen
Haushalt, ist Gber den Antrag auf Ubernahme der Mietschulden kopfantei-
lig nach SGB Il und SGB XlI zu entscheiden.

Um den gesetzlichen Zweck zu erreichen, namlich die dauerhafte Siche-
rung der Unterkunft, mussen die Entscheidungen im SGB Il und SGB XI|
untereinander abgestimmt werden. Daflr ist eine Kontaktaufnahme zwi-
schen Jobcenter und Sozialamt erforderlich. Leistungen in Hohe der kopf-
anteiligen Ruckstande kommen nur in Betracht, wenn der jeweils andere
Trager ebenfalls zahilt.

Alleinstehende Untersuchungshéftlinge oder Inhaftierte (auch sog. Frei-
ganger; BSG, 24.02.2011, B 14 AS 81/09 R) haben ab dem ersten Tag
ihres Aufenthaltes in der Vollzugsanstalt keinen Anspruch auf Ubernahme
von Mietschulden oder laufende Miete, da sie von den SGB-II-Leistungen
ausgeschlossen sind (8 7 Abs. 4 Satz 2 SGB I1). Dieser Personenkreis ist
an das Kreissozialamt zu verweisen; dort wird ein Anspruch nach 88 67,
68 SGB XII geprift. Antrage sind unverziglich weiterzuleiten (8 16 SGB I).

13. 2 Voraussetzungen

Die Ubernahme von Schulden ist vom Hauptantrag umfasst und nicht ge-
sondert zu beantragen. Es geniigt die Anzeige des Bedarfs, die dem Job-
center ermoglicht, die Ubernahme von Mietschulden zu prifen (BSG,
13.07.2022, B 7/14 AS 52/21 R).

Die Leistung nach § 22 Abs. 8 SGB Il liegt grundsatzlich im Ermessen des
Jobcenters. Die Ermessensentscheidung muss Folgendes bertcksichtigen
(LSG NRW, 14.12.2010, L 7 AS 1536/10 B ER; LSG NSB, 09.06.2010, L
13 AS 147/10 B ER):

e die HOhe der Riickstande,
e jhre Ursachen,

e denvon der RAumung oder Energiesperre bedrohten Personenkreis (z.
B. Kinder, Behinderte),

e das bisherige Verhalten des Hilfesuchenden (z. B. wiederholter Riick-
stand; eigene Bemuhungen, die Rickstande auszugleichen),

o den Willen zur Selbsthilfe (z. B. durch das Bemiihen um Ratenzahlung
oder eine Arbeit, damit er die Schulden unter Einsatz des Lohnes selbst
bezahlen kann; LSG BRB, 22.07.2010, L 5 AS 1049/10 B ER),

e missbrauchliches Verhalten; das ist z. B. der Fall, wenn der Leistungs-
berechtigte seine Abschlage nicht zahlt und die Notlage gezielt herbei-
fuhrt (LSG NSB, 21.03.2023, L 6 AS 90/23 B ER; LSG SHS,
29.03.2012, L 3 AS 28/12 B ER).
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¢ Folgen finanzieller, sozialer, gesundheitlicher oder sonstiger Art, die ei-
nen Verlust der Wohnung fur die Betroffenen hétte (BSG, 13.07.2022,
B 7/14 AS 52/21 R). Abzuwéagen sein kénnen z. B.

o Gesundheit und Alter der Wohnungsnutzenden

o Zumutbarkeit eines Umzugs angesichts der bisherigen Nut-
zungsdauer

o Zahlungsbereitschaft durch die Anweisung an das Jobcenter,
die Miete direkt an den Vermieter zu zahlen

o Anwaltskosten und Kosten einer Raumungsklage

o Differenz zwischen den Kosten der derzeitigen Wohnung und
den in einer anderen Unterkunft maximal zu Gbernehmenden
Aufwendungen

o Umfang der vom Jobcenter zu ibernehmenden Umzugskosten.

e Das Vermeiden eines Schulwechsels rechtfertigt allein nicht die Uber-
nahme von Mietschulden (LSG BRB, 23.08.2023, L 31 AS 627/23 B
ER).

Um eine Soll-Leistung handelt es sich nur, wenn

¢ die Bewilligung der Leistungen gerechtfertigt und
¢ notwendig ist und
e sonst Wohnungslosigkeit einzutreten droht.

Grundvoraussetzung fur die Leistungen ist:
Das Ziel muss erreichbar sein, also die Sicherung der Unterkunft oder Be-
hebung einer vergleichbaren Notlage.

Das bedeutet, dass bei der Ubernahme von Mietschulden der Leistungs-
berechtigte dauerhatft in der Wohnung verbleiben kann. Dazu ist zu klaren,
ob alle méglichen Kiindigungsgriinde durch die Ubernahme der Schulden
tatsachlich beseitigt werden kénnen; dies erfordert eine schriftliche Besta-
tigung des Vermieters.

Hinderungsgriinde sind z. B. sonstige Kiindigungsgriinde nach BGB oder
bereits erwirkter Raumungstitel. Die Unterkunft ist auch dann nicht lang-
fristig gesichert, wenn die Vollstreckung eines Raumungstitels ausgesetzt
wurde (LSG NRW, 31.08.2010, L 19 AS 1106/10 B ER).

Ist der Leistungsberechtigte in der Lage, auf dem Wohnungsmarkt kurzfris-
tig eine angemessene Wohnung zu mieten, kommt eine Schuldeniber-
nahme nicht in Betracht. Der Leistungsberechtigte ist in diesem Fall nicht
von Obdachlosigkeit bedronht.

Es ist auRerdem zu prifen, ob die Wohnung kunftig fir den Leistungsbe-
rechtigten finanzierbar ist. Die Ubernahme von Mietschulden fiir eine un-
angemessene Wohnung scheidet in der Regel aus.

Die Ubernahme von Mietschulden fiir eine unangemessene Wohnung
kommt ausnahmsweise in Betracht, wenn dem Leistungsberechtigten die
Senkung unangemessener Unterkunftskosten zumindest mittelfristig nicht

Soll-Leistung

dauerhafter Erhalt
der Wohnung

kinftige
Finanzierung
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zumutbar ist z. B. wegen einer schweren Erkrankung (LSG BRB,
06.08.2008, L 28 B 1019/08 AS ER).

Bei der Priifung, ob die Bewilligung gerechtfertigt ist, sind in erster Linie die
Selbsthilfemdglichkeiten des Leistungsberechtigten und seine wirtschaftli-
che Situation zu bertcksichtigen (dhnlich LSG BRB, 22.07.2010, L 5 AS
1049/10 B ER).

Daher ist in einem ersten Schritt immer zu prifen, ob der Leistungsberech-
tigte oder seine Angehdrigen in der Bedarfsgemeinschaft Uber Schonver-
mdogen nach § 12 Abs. 2 Satz 1, Abs. 4 Satz 1 SGB Il verfugen. Soweit
dies der Fall ist, scheidet eine Hilfe nach § 22 Abs. 8 SGB Il aus oder ist
ggf. geringer zu bemessen.

In einem zweiten Schritt ist zu prufen, ob weitere Selbsthilfemdglichkeiten
bestehen. Das ist z. B. der Fall, wenn

e der Vermieter einer angemessenen Ratenzahlung zustimmt,
e im Mietvertrag eine Schuldmietibernahme (88 414 ff. BGB) oder eine
selbstschuldnerische Birgschaft (§ 773 BGB) geregelt ist und der An-

tragsteller diese vorrangige Hilfe realisieren kann.

Eine Ubernahme von Schulden ist in der Regel nicht gerechtfertigt, wenn

e der Leistungsberechtigte sich ein sozialwidriges, unwirtschaftliches
und die Moglichkeiten der Selbsthilfe ignorierendes Verhalten entge-
genhalten lassen muss. Das ist z. B. der Fall, wenn

o er sein Verhalten nicht danach einrichtet, eine Sicherstellung der
Energiezufuhr durch regelmaflige Zahlungen zu gewadhrleisten
(LSG NSB, 15.10.2008, L 7 AS 442/08 ER),

o der Leistungsberechtigte zundchst gegeniiber Dritten Schulden ge-
tilgt hat und die ihm zur Verfigung stehenden Mittel nicht fur die
Miete eingesetzt hat (LSG NRW, 24.03.2010, L 12 B 120/09 SO
ER).

e die Schulden aus einer unterbliebenen Senkung der Unterkunftskosten
resultieren (LSG BRB, 04.12.2008, L 29 B 1928/08 AS ER).

e der Leistungsberechtigte die vollen Unterkunftskosten vom Jobcenter
erhalten hat, die Leistungen aber sozialwidrig zweckentfremdet hat
(LSG BWB, 13.03.2013, L 2 AS 842/13 ER-B).

e die Energiekosten unangemessen sind und der Leistungsberechtigte
vor Abschluss des Mietvertrages auf die Unangemessenheit hingewie-
sen wurde oder er hatte erkennen mussen, dass er die Kosten nicht
aus seinen Mitteln tragen kann (LSG NRW, 10.07.2008, L 7 B 331/07
AS ER).

Notwendiq ist die Hilfe, wenn durch sie die drohende Wohnungslosigkeit
beseitigt wird. Drohende Wohnungslosigkeit bedeutet den drohenden Ver-

Schonvermégen

Selbsthilfe
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lust der bewohnten, kostenangemessenen Wohnung bei fehlender Mog-
lichkeit, angemessenen Ersatzwohnraum zu erhalten (BSG, 17.06.2010, B
14 AS 58/09 R).

Wohnungslosigkeit droht regelmafig dann, wenn der Vermieter berechtigt
ist, die Wohnung wegen Mietriickstanden aul3erordentlich zu kiindigen.
Kindigung oder Raumungsklage sind nicht erforderlich, kbnnen aber eine
schnellere Bearbeitung beim Jobcenter gebieten (BSG, 13.07.2022, B 7/14
AS 52/21 R).

Der Vermieter hat das Recht, fristlos zu kiindigen, wenn der Mieter

e an zwei aufeinander folgenden Terminen mit mehr als einer Mo-
natsmiete in Verzug ist

oder

¢ mit einem Gesamtbetrag von zwei Monatsmieten in Verzug ist (8
543 Abs. 2 Nr. 3 BGB).

Die Kundigung ist ausgeschlossen, wenn der Mieter vorher seine gesam-
ten Schulden bezahlt. Sie wird unwirksam, wenn sich der Mieter von seiner
Schuld durch Aufrechnung befreien konnte und unverzuglich nach der Kin-
digung die Aufrechnung erklart.

Die Kiindigung wird auch dann unwirksam, wenn der Mieter spatestens bis
zum Ablauf von zwei Monaten nach der Zustellung der RAumungsklage
seine gesamten Mietrlickstdnde bezahlt oder sich eine 6ffentliche Stelle
zur Ubernahme verpflichtet (§ 569 Abs. 3 Nr. 2 BGB). In diesem Fall wird
die Kindigung auch ohne Zustimmung des Vermieters unwirksam. Nach
Ablauf der zwei Monate muss mit dem Vermieter verhandelt werden, da
dieser sein Einverstandnis erklaren muss, wenn die Kindigung durch
Ubernahme der Mietschulden unwirksam werden soll.

Im Rahmen dieser Verhandlung kann im Einzelfall zur Abwendung der Voll-
ziehung eines Raumungsurteils auch erforderlich sein, Verfahrenskosten
zu Ubernehmen, um den Vermieter zur Fortsetzung des Mietverhaltnisses
zu bewegen.

Der Vermieter war bislang nicht berechtigt, zu kiindigen, wenn das Jobcen-
ter die Miete verspatet an den Vermieter Uberwiesen hatte (BGH,
21.10.2009, VIII ZR 64/09). Diese Rechtsprechung hat der BGH aufgege-
ben: Dem Verzug steht nicht mehr entgegen, dass der Mieter, um die Miete
entrichten zu kénnen, auf Sozialleistungen angewiesen war und diese
rechtzeitig beantragt hatte. Wirtschaftliche Schwierigkeiten befreien den
Schuldner auch dann nicht von den Folgen verspateter Zahlung, wenn sie
auf unverschuldeter Ursache beruhen (BGH, 04.02.2015, VIl ZR 175/14).

Mieter und Vermieter missen schriftlich kiindigen (8§ 568 BGB). Die Kiindi-
gung muss eigenhandig unterschrieben sein. Ein Verstol3 gegen die vor-
geschriebene Form fihrt zur Nichtigkeit (§ 125 BGB).

rechtméaRige Kun-
digung
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Die Kundigung ist zu begriinden (8 569 Abs. 4 BGB), sonst ist sie unwirk-
sam. Der Empfanger der Kiindigung muss sich ein Bild davon machen kdn-
nen, ob die Kindigung berechtigt ist. Kiindigt der Vermieter wegen Zah-
lungsverzugs, muss er den Zahlungsrickstand des Mieters in der Begriun-
dung nennen.

Der Mieter kann grundséatzlich der Kiindigung widersprechen, wenn die Be-
endigung des Mietverhaltnisses fiir ihn eine Harte bedeuten wirde (8 574
BGB). Diese Sozialklausel ist allerdings nicht anzuwenden, wenn ein wich-
tiger Grund vorliegt, der den Vermieter zur aufRerordentlichen Kiindigung
berechtigt.

Zieht der Mieter nicht aus, obwohl die Kiindigungsfrist abgelaufen ist, ver-
langert sich das Mietverhdaltnis auf unbestimmte Zeit, wenn der Vermieter
dem Mieter nicht innerhalb von 2 Wochen erklart, dass er an der Kiindigung
festhalt und das Mietverhéltnis nicht verlangern will (§ 545 BGB). Es ge-
nigt, wenn der Vermieter seinen Widerspruch bereits mit der Kiindigung
erklart. Beispiel: ,Ich fordere Sie auf, die Wohnung bis zum 31.03.2024 zu
raumen.”

Der Vermieter kann einer ,stillschweigenden Verlangerung des Mietver-
haltnisses“ auch mit einer R&umungsklage widersprechen.

i Priiffragen ,,Mietschulden*

1. Bezieht der Betroffene laufende Unterkunfts- und Heizkosten?

:2. Sind die Kosten angemessen? :

i3. Dient die Schuldentibernahme zur Sicherung der aktuellen Unterkunft? }

i4. Lehnt der Vermieter eine Ratenzahlung ab?

5. Ist im Mietvertrag keine Burgschaft geregelt oder kann der Betroffene :
diese nicht realisieren? :

6. Ist kein Schonvermégen vorhanden?

:7. Fehlt die Moglichkeit, eine angemessene Ersatzwohnung zu mieten?

:8. Besteht keine andere Selbsthilfemdglichkeit?

9. Droht Wohnungslosigkeit?

13. 3 Vergleichbare Notlage

Vergleichbar ist eine Notlage dann, wenn sie in ihren Wirkungen dem Ver-
lust der Wohnung gleichzusetzen ist. Das kann der Fall sein, wenn die Lie-
ferung von Heizenergie, Wasser oder Haushaltsstrom eingestellt worden
ist oder die Einstellung droht.

Werden die Ruckstande nicht tibernommen, wird der Leistungsberechtigte
zukunftig nicht mehr versorgt; der Strom wird ,abgeklemmt®. Das Wohnen
in der Unterkunft ist in der Regel faktisch nicht mehr zumutbar.

Bevor Hilfe geleistet wird, sind auch hier die Selbsthilfemdglichkeiten des
Leistungsberechtigten zu prifen.
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Zur Selbsthilfe gehort grundsétzlich auch der Wechsel zu einem anderen
Anbieter (LSG NRW, 08.10.2012, L 12 AS 1442/12 B ER). Nach der Libe-
ralisierung des Gasmarktes kann der Leistungsberechtigte den Anbieter
wechseln, ohne dass der bisherige Versorger die Moglichkeit hatte, wegen
Schulden die Durchleitung von Gas zu verhindern (LSG BRB, 24.03.2010,
L 10 AS 393/10 B ER).

Das gilt nicht, wenn dem Leistungsberechtigten ein Wechsel ausnahms-
weise nicht zumutbar ist oder er glaubhaft macht, dass seine Versuche,
einen anderen Anbieter zu finden, gescheitert sind. Es gibt jedoch auch
Stromanbieter, die Neukunden ohne Bonitatspriufung aufnehmen; z. B.
www.bester-stromanbieter.net;  www.schufa-nicht-notwendig.de (LSG
NRW, 23.12.2015, L 2 AS 2028/15 B ER).

Erneute Rickstande missen durch geeignete MaRnahmen verhindert wer-
den (z. B. Uberweisung des monatlichen Abschlages an den Versorger).
Der Hilfeempfanger ist verpflichtet, seinen Stromverbrauch im Auge zu be-
halten und sein weiteres Verbrauchsverhalten anzupassen (LSG BRB,
12.09.2012, L 14 AS 2105/12 B ER).

Die Uberweisung der Abschlage fiir Wasser und Heizung ist nach § 22 Abs.
7 SGB Il mdglich. Die Uberweisung der Abschlage fir den Haushaltsstrom
jedoch nicht, weil es sich hierbei nicht um Unterkunfts- und Heizkosten
handelt. Voraussetzung fir die Leistung ist daher, dass der Leistungsbe-
rechtigte einer Uberweisung des Abschlages zustimmt (LSG BRB,
11.12.2007, L 28 B 2169/07 AS ER).

Folgende allgemeine Voraussetzungen sind zu prifen:

e Lehnt der Energieversorger eine Ratenzahlung ab?

e Hat der Leistungsberechtigte dem Energieversorger Griinde genannt,
wonach eine Unterbrechung der Energieversorgung unverhaltnismanig

ist?

o Besteht die Mdglichkeit, von einem anderen Anbieter Energie zu bezie-
hen?

e Ist Schonvermdgen vorhanden?

e Droht eine Sperrung oder ist diese bereits eingetreten? Kommen Leis-
tungen nach 8 24 Abs. 1 SGB Il in Betracht?

e Ist dem Leistungsberechtigten auch eine vortibergehende Sperrung
nicht zumutbar?

o st die zukiinftige Zahlung der Abschlage sichergestellt?

o Wurde der Leistungsberechtigte Uber sein unangemessenes Ver-
brauchsverhalten belehrt?

Die Ubernahme von Energieschulden zur Behebung einer vergleichbaren
Notlage ist nicht gerechtfertigt, wenn die vom Energieversorger angedrohte
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Sperrung rechtswidrig ist (SG N, 06.02.2009, S 20 AS 95/09 ER). Dies ist
dann der Fall, wenn der Energieversorger gegen die Stromgrundversor-
gungsverordnung (StromGVV) oder die Gasgrundversorgungsverordnung
(GasGVV) verstoRt. Danach ist eine Sperrung der Versorgung unzulassig,
wenn

e der Zahlungspflichtige mit weniger als 100 € in Verzug ist,

e zwischen der Androhung der Sperrung und der tatsachlichen Einstel-
lung der Versorgung weniger als vier Wochen liegen,

e die Folgen der Unterbrechung unverhéaltnismafig zur Schwere der Zu-
widerhandlung sind oder

o der Leistungsberechtigte eine hinreichende Aussicht darlegt, seinen
Pflichten nachzukommen.

Der Leistungsberechtigte ist verpflichtet, die Unverhaltnismaiigkeit gegen-
Uber dem Energieversorger darzulegen. Der Grundversorger muss seine
Kunden auf diese Moglichkeit hinweisen; das entbindet den Grundversor-
ger nicht von seiner Pflicht einer eigenen VerhaltnismaRigkeitsprifung
(amtliche Begrindung zu § 19 GasGVV, Bundesratsdrucksache 397/21,
Seite 23).

Eine Liefersperre ist z. B. unverhaltnismaliig, wenn

e schwere Folgen fur die Versorgung von Kleinkindern, Kranken oder Be-
hinderten zu erwarten ist

e Heimarbeit gefahrdet ist

e Frostschaden oder

e Gesundheitsschaden drohen.

Die konkrete Sperrung ist mindestens acht Werktage vorher anzukiindi-
gen, um den Gas- oder Stromkunden in die Lage zu versetzen, sich auf
die Versorgungsunterbrechung einzustellen und Vorsorge zu treffen, um

weitergehende Schaden zu vermeiden.

Seit dem 01.12.2021 hat der Grundversorger noch weitere Pflichten;
er muss vor allem

o mit der Androhung der Unterbrechung tber die Mdglichkeiten informie-
ren, die Unterbrechung zu vermeiden

e mit der Ankiindigung der Unterbrechung eine Abwendungsvereinbarung
anbieten und diese als Muster auf seiner Internetseite vergdffentlichen
offentlichen (8 2 Abs. 3 Satz 5 GasGVV) und

o mit der Ratenzahlungsvereinbarung eine Weiterversorgung auf
Vorauszahlungsbasis anbieten.
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13. 3. 1 Haushaltsstrom

Leistungen nach § 22 Abs. 8 SGB Il kommen nur in Betracht, soweit kein
Anspruch nach 8 24 Abs. 1 SGB Il besteht. Dessen Voraussetzungen sind
erfillt, wenn es sich um wahrend der Bedarfszeit aufgelaufene Stromschul-
den handelt, sog. ,Neuschulden® wie die Nachzahlung aufgrund einer Jah-
resabrechnung, und der Bedarf nicht gedeckt werden kann und unabweis-
bar ist. Bei Stromschulden aus der Vergangenheit, sog. ,Altschulden®,
kommt § 22 Abs. 8 SGB Il in Betracht.

Die Versorgung mit Strom gehort zu den wichtigsten Teilen der Grundver-
sorgung. Im Rahmen der Ermessensausiibung ist daher mit besonderer
Sorgfalt zu prufen, ob Riuckstadnde ibernommen werden kénnen.

Warme Mabhlzeiten und warmes Wasser sollten in der Regel zur Verfiigung
stehen. Ist dies auf andere Weise sichergestellt, kann eine voriberge-
hende Abschaltung elektrischer Energie ermessensgerecht sein. Abzustel-
len ist vor allem auf das Alter der Personen im Haushalt und die Jahreszeit.

Wenn sich Kleinkinder, schulpflichtige Kinder oder Pflegebediirftige im
Haushalt befinden, ist auch eine vortibergehende Abschaltung nicht hin-
nehmbar (LSG NRW, 21.09.2009, L 7 B 311/09 AS ER).

Etwas anderes gilt, wenn der Hilfesuchende die Notlage selbst herbeifiihrt.
Dann sind vortibergehende Beeintrachtigungen hinzunehmen, wie feh-
lende Beleuchtung, der Ausfall von Haushaltsgeraten oder fehlende Koch-
moglichkeiten. Eine ausreichende Ernahrung von Kindern auf3erhalb des
Kleinkindalters kann fiir eine Ubergangszeit auch ohne warme Mahlzeiten
erfolgen. Sichergestellt sein soll aber in der Regel die Mdglichkeit zur Kor-
perpflege, zur Reinigung von Kleidung und Geschirr (LSG RPF,
27.12.2010, L 3 AS 557/10 B ER).

Je nach Lage des Einzelfalls ist es erforderlich, den Leistungsberechtigten
zu einem angemessenen Verbrauchsverhalten aufzufordern. Es muss si-
chergestellt sein, dass ,stromfressende“ Gerate zuklnftig nicht mehr ge-
nutzt werden.

Die nachfolgenden Werte kdnnen als Richtschnur fiir einen angemessenen
Verbrauch verwendet werden. Es handelt sich dabei nicht um den Anteil
Haushaltsstrom, der in den Regelbedarfen enthalten ist.

Pers. im HH/kWh-Verbrauch 1 2 3 4 5+

Verbrauch ohne elekirische 2.500 3.000 3.700 | 4.000 |5.000
Warmwasserbereitung

Verbrauch mit elektrischer

. 2.900 3.800 4.800 5.500 | 6.800
Warmwasserbereitung

13. 3. 2 Heizenergie

Fur die Ubernahme von Riickstanden fiir Heizenergie gelten die o. g. Vo-
raussetzungen. Der angemessene Verbrauch ist dem Abschnitt Heizkos-
ten zu entnehmen.
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Erganzend ist der Anspruch dahingehend einzuschrénken, dass in der war-
men Jahreszeit (vom 01.06. — 30.09.) eine Sperrung der Energiezufuhr in
der Regel hingenommen werden kann.

Priiffragen ,,Energieschulden*

Bezieht der Betroffene laufende Unterkunfts- und Heizkosten?
Droht eine Sperrung oder ist diese bereits eingetreten?
Ist die Sperrung rechtmafig?

PwbhE

nismagig ist?
Lehnt der Energieversorger eine Ratenzahlung ab?

o a

i ziehen?
7. lst kein Schonvermégen vorhanden?
: 8. Kommen keine Leistungen nach § 24 Abs. 1 SGB Il in Betracht?

i9. Ist dem Leistungsberechtigten auch eine vortibergehende Sperrung§

: nicht zumutbar?
:10. Ist die kunftige Zahlung der Abschlage sichergestellt?

§11. Bei Heizenergie: Wurde der Leistungsberechtigte tber sein unange-§

messenes Verbrauchsverhalten belehrt?

13. 4 Hilfe als Darlehen

Geldleistungen sollen als Darlehen gewahrt werden.

Ein zinsloses Darlehen ist also der Regelfall, von dem nur in atypischen
Fallen abzusehen ist. Dies kann z. B. der Fall sein, wenn auf Grund der
personlichen und wirtschaftlichen Situation des Leistungsberechtigten
nicht mit einer Ruckzahlung des Darlehens zu rechnen ist oder wenn das
Darlehen die Ergebnisse einer Schuldnerberatung zu gefahrden droht und
somit die angestrebte Arbeitsmarktintegration gefahrdet ist oder das Job-
center durch ein Fehlverhalten an der Entstehung der Schulden mitgewirkt
hat.

Ob die Hilfe als Zuschuss oder als Darlehen gewéhrt wird, steht im pflicht-
gemalen Ermessen des Jobcenters.

Als Darlehensnehmer sind diejenigen Personen zu wéhlen, die aus dem
Mietvertrag zivilrechtlich verpflichtet sind. Ihnen ist der entsprechende An-
teil zu bewilligen, soweit sie die Wohnung gemeinsam nutzen und im Leis-
tungsbezug nach dem SGB Il stehen. Eine faktische Mithaftung der nicht
am Mietvertrag Beteiligten soll auch mit Blick auf die Aufrechnungsmdg-
lichkeit des § 42a Abs. 1 S. 3 SGB Il vermieden werden, vor allem sollen
Kinder nicht fur die Mietschulden ihrer Eltern haften (BSG, 18.11.2014, B
4 AS 3/14 R). Das Gleiche gilt bei Energievertragen.

Fur die Bewilligung des Darlehens sind ausschlief3lich die entsprechenden
Musterbescheide zu verwenden (Miete, Heizenergie, Haushaltsstrom bei
drohender Sperrung, Haushaltsstrom bei eingetretener Sperrung). Glei-
ches qilt fur die Ablehnung entsprechender Antrage (Miete, Heizenergie,

Hat der Leistungsberechtigte dem Energieversorger ggf. Grinde ge-
nannt, wonach eine Unterbrechung der Energieversorgung unverhélt- }

Besteht keine Mdglichkeit, von einem anderen Anbieter Energie zu be-

Darlehen

Ermessen

Musterbescheide
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Haushaltsstrom bei drohender Sperrung, Haushaltsstrom bei eingetretener
Sperrung).

13. 5 Gerichtliche Mitteilungspflicht

§ 22 Abs. 9 SGB Il erlegt den Zivilgerichten bestimmte Mitwirkungspflichten
auf. Die Aufzahlung der Mitteilungspunkte in den Nrn. 1 bis 5 ist fur die Mit-
teilungspflicht der Gerichte erschdpfend. Die Mitteilung muss unverziglich
erfolgen.

Geht eine Mitteilung des Gerichts Uber eine RAumungsklage ein, so ist zu
prufen, ob Maflinahmen zu ergreifen sind. Hierzu sind die Betroffenen
schriftlich Gber die Moglichkeiten des § 22 Abs. 8 SGB Il und das Angebot
,Praventive Hilfe im Wohnungsnotfall der Wohnhilfen Oberberg zu infor-
mieren, allerdings nur, wenn sie SGB-II-Leistungen erhalten.

Das zu verwendende Infoschreiben ist in der Ablage eingestellt.

14. Heizkosten
Rechtsgrundlage fir die Ubernahme von Heizkosten ist § 22 SGB |I.

Danach werden Heizkosten in tatsachlicher Hohe erbracht, soweit sie an-
gemessen sind.

Dies gilt auch in der Karenzzeit. Die auf die Flache entfallenden Kosten sind
bis zur Hohe der angemessenen Wohnflache zu berticksichtigen.

Die tatsachlichen Heizkosten sind grundsétzlich die Vorauszahlungen an
den Vermieter oder Energieversorger sowie Nachzahlungsbetrage und Heiz-
beihilfe. § 22 Abs. 1 SGB Il umfasst demnach laufende und einmalige Kos-
ten.

Hierzu kbénnen auch die Kosten fir den Austausch eines Heizofens zahlen,
wenn der Vermieter nicht verpflichtet ist, einen Heizofen zur Verfigung zu
stellen (LSG NRW, 05.05.2022, L 19 AS 1736/21).

Kann der Vermieter, die Vorauszahlungen nicht nach Neben- und Heizkos-
ten aufschlisseln, sind die abstrakt angemessenen Nebenkosten zu
Grunde zu legen. Der verbleibende Betrag ist den Heizkosten zuzurechnen
(BSG, 18.11.2014, B 4 AS 9/14 R).

Wird eine Wohnung mit Strom geheizt und Heiz- und Haushaltsstrom nicht
von getrennten Zahlern erfasst, sind als Heizstrom die Gesamtkosten anzu-
setzen abziglich des Anteils, der im Regelbedarf fir Haushaltsstrom ermittelt
wurde (LSG FSB, 07.10.2013, L 7 AS 644/13 B ER).

Nach dem Regelbedarfs-Ermittlungs-Gesetz (RBEG) 2021 wurden die Re-
gelbedarfe anhand der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2018 ermit-
telt. In der Gesetzesbegrindung (Drucksache 486/20) sind die einzelnen
Posten detailliert aufgelistet fur die Einpersonenhaushalte und die Kinder bis
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17 Jahren. Der Anteil des Haushaltsstroms am Regelbedarf ist der Berech-
nung zugrunde zu legen.

Fur die Zeit ab dem 01.01.2024 sind folgende Anteile fiir Haushaltsstrom von
den Gesamtkosten abzusetzen:

Regel- % Stromanteil
bedarf 2024
alleinstehende Leistungsberechtigte 563 € 8,12 45,72 €
Partner (90%) 506 € 8,12 41,09 €
Sonstige Volljahrige (80%) 451 € 8,12 36,62 €
ein Kind zwischen 14 — 17 Jahren 471 € 5,07 23,88 €
6 — 13 Jahren 390 € 4,43 17,28 €
0 - 5Jahren 357 € 2,83 10,10 €

Die Werte der Vorjahre sind in der Anlage abgebildet.

14.1 Angemessenheit
Die Heizkosten stehen unter dem Vorbehalt der Angemessenheit.
Sie sind also nicht in jedem Fall und in jeder Hohe zu tbernehmen.

Die Leistungen fir Heizung missen sicherstellen, dass

e der zur Erhaltung der Lebensfunktionen und Gesundheit erforderliche
Bedarf gedeckt ist und

e dartber hinaus eine angemessene Lebensfiihrung mdglich ist.

Die Heizkosten sind vor allem dann unangemessen hoch, wenn sie die durch-
schnittlichen Kosten fir eine abstrakt angemessene Wohnung deutlich tber-
schreiten.

Bei der Priifung der Angemessenheit ist ein konkret-individueller Maf3stab
anzulegen. Die Kosten sind als angemessen anzusehen, soweit sie einen
Grenzwert nicht Uberschreiten, der unangemessenes Heizen indiziert (BSG,
22.09.2009, B 4 AS 70/08 R).

Ein solcher Grenzwert bestimmt sich nach dem bundesweiten Heizspiegel,
soweit ein kommunaler Heizspiegel nicht zur Verfigung steht (BSG,
02.07.2009, B 14 AS 36/08 R).

Der Heizspiegel basiert auf bundesweit erhobenen Heizdaten zentral beheiz-
ter Wohngebaude. Er wird jahrlich aktualisiert und verdffentlicht. Er ist gestaf-
felt nach Wohnflache und Energiearten. Er unterscheidet den Energiever-
brauch nach vier Stufen: niedrig, mittel, erhoht und zu hoch. Abzustellen ist
auf die rechte Spalte (,,zu hoch®).

Dieser Wert berlcksichtigt bereits unwirtschaftliches und tendenziell unéko-
logisches Heizen. Noch héhere Heizkosten entstehen in der Regel aus einem
Heizverhalten, das nicht mehr zu akzeptieren ist. Diese unguinstigste Ver-
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brauchskategorie bertcksichtigt, dass die im Einzelfall entstehenden Heiz-
kosten von Faktoren abhangen, die der Leistungsberechtigte weitgehend
nicht beeinflussen kann.

Der Grenzwert ist das Produkt aus dem Wert der rechten Spalte des Heiz-
spiegels und der angemessenen Wohnflache. Abzustellen ist auf die abs-
trakt angemessene Wohnflache nach Nr. 8.2 der Wohnraumnutzungsbe-
stimmungen NRW (siehe 6. 1). Das gilt auch dann, wenn die tatsachliche
Wohnungsgrol3e die abstrakt angemessene Wohnungsgré3e deutlich unter-
schreitet (LSG NRW, 20.12.2012, L 6 AS 2272/11).

Dem Heizspiegel liegen grundsatzlich die Werte des Vorjahres zu Grunde.
Klimatische Besonderheiten und Schwankungen des Energiepreises im Be-
willigungszeitraum werden deshalb nicht berlicksichtigt. Dies benachteiligt
den Leistungsberechtigten aber nicht unangemessen. Sollten die Werte des
bisherigen Heizspiegels zu niedrig bemessen gewesen sein, kann der Leis-
tungsberechtigte dies mit der Jahresabrechnung geltend machen, sofern
diese eine Nachforderung enthalt (LSG NRW, 14.05.2012, L 19 AS 2007/11;
ahnlich LSG NRW, 20.12.2012, L 6 AS 2272/11).

Das BSG geht noch einen Schritt weiter: ,Den Werten des Heizspiegels aus
spateren Jahren [kommt] keine Bedeutung zu.“ (BSG, 12.06.2013, B 14
AS 60/12 R).

Heizt der Leistungsberechtigte seine Unterkunft mit unterschiedlichen Ener-
giearten, sind die jeweils angemessenen Aufwendungen anteilig im Verhalt-
nis zur Wohnflache zu bertcksichtigen (LSG FSB, 29.01.2009, L 7 AS 8/09
B ER).

Beispiel:

Der Leistungsberechtigte und seine Familie (4 Personen) bewohnen ein 120 m2 grof3es Haus.
Die untere 80 m2 groRe Etage wird mit Ol beheizt, die obere 40 m2 groRRe Etage mit Holzpellets.
Wasser wird mittels Durchlauferhitzer erwarmt. Die beriicksichtigungsfahige Jahresrechnung
fir Ol schlieRt mit 1.758,45 €; die beriicksichtigungsfahige Rechnung fiir Pellets mit 1.102,95
€.

Die Aufwendungen sind wie folgt zu berticksichtigen:

ol 1.758,45 € x 80/120 = 1.172,30 €
Holzpellets 1.102,95 € x40/120 = 367,65 €
1.539,95 €

Der Heizspiegel weist die Kosten und den Verbrauch je m2 und Jahr aus.

Das Jobcenter Oberberg bestimmt die angemessenen Heizkosten nach dem
angemessenem Verbrauchswert. So kann sichergestellt werden, dass das
Kostenrisiko von Preiserh6hungen beim Jobcenter liegt.

Der Heizspiegel weist nur die Verbrauchswerte fur die Energiearten Erdgas,
Erddl, Fernwarme, Warmepumpe und Holzpellets aus.

Heizt der Leistungsberechtigte mit einer anderen Energieart (z. B. Strom,
Holz, Solarenergie), liegt es nahe, vergleichend den jeweils kostenaufwan-
digsten Energietrager zu Grunde zu legen (BSG, 12.06.2013, B 14 AS
60/12 R). Dies sind im Heizspiegel 2023 die Werte fir Heizdl.
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Alle Werte sind in Kilowattstunden angegeben. Die Werte fir Heiz6l missen
wir noch in Liter umrechnen und die Werte fir Holzpellets in Kilogramm.

Heizol:

Umrechnung kWh in Liter

1 Liter = 10 kWh: 229 kWh = 22,9 Liter

(8 9 Abs. 3 Heizkostenverordnung; LSG Sachsen-Anhalt, 04.04.2011, L 5 AS
95/10 B ER; IBS Ingenieurbliro Gas-Heizung www.energieberatung.ibs-

hik.de/planbio brennst.htm)

Holzpellets:
1kg = 5kWh
(8 9 Abs. 3 Heizkostenverordnung)

Nach den Umrechnungsformeln ergeben sich auf Grundlage des Heizspie-
gels 2023 fur Raumwéarme und Warmwasserbereitung somit folgende
Energiebedarfe:

Erdgas (kWh)

Personen | Wohnflache Wohnflache des Gebaudes
in BG m?2 bis 250 m2 | 251-500 m2 | 501-1.000 m2| Uber 1.000 m?
1 50 11.450 10.900 10.350 10.000
2 65 14.885 14.170 13.455 13.000
3 80 18.320 17.440 16.560 16.000
4 95 21.755 20.710 19.665 19.000
5 110 25.190 23.980 22.770 22.000
+1 +15 3.435 3.270 3.105 3.000

Heizol (Liter)

Personen | Wohnflache Wohnflache des Gebaudes
in BG m?2 bis 250 m2| 251-500 m2| 501-1.000 m2| uber 1.000 m?
1 50 1.145 1.120 1.095 1.080
2 65 1.489 1.456 1.424 1.404
3 80 1.832 1.792 1.752 1.728
4 95 2.176 2.128 2.081 2.052
5 110 2.519 2.464 2.409 2.376
+1 +15 343,5 336 328,5 324

Fernwarme (k\Wh)

Personen | Wohnflache Wohnflache des Gebaudes
in BG m2 bis 250 m2| 251-500 m2| 501-1.000 m2| tber 1.000 m?2
1 50 10.150 9.850 9.600 9.400
2 65 13.195 12.805 12.480 12.220
3 80 16.240 15.760 15.360 15.040
4 95 19.285 18.715 18.240 17.860
5 110 22.330 21.670 21.120 20.680
+1 +15 3.045 2.955 2.880 2.820

- 98 -



http://www.energieberatung.ibs-hlk.de/planbio_brennst.htm
http://www.energieberatung.ibs-hlk.de/planbio_brennst.htm
file://///Dst.baintern.de/dfs/315/Ablagen/D31504-ARGE-OBERBERG/Leistungsgewährung/Kosten%20der%20Unterkunft%20und%20Heizung/Heizspiegel/Heizspiegel_2018.pdf
file://///Dst.baintern.de/dfs/315/Ablagen/D31504-ARGE-OBERBERG/Leistungsgewährung/Kosten%20der%20Unterkunft%20und%20Heizung/Heizspiegel/Heizspiegel_2018.pdf

Hinweise des Jobcenters Oberberg zu § 22 SGB I
- Leistungen fir Unterkunft und Heizung -

Warmepumpe (k\Wh)

Personen | Wohnflache Wohnflache des Gebaudes
in BG m?2 bis 250 m2| 251-500 m2| 501-1.000 m2| Uber 1.000 m?
1 50 4,550 4.450 4.350 4.300
2 65 5.915 5.785 5.655 5.590
3 80 7.280 7.120 6.960 6.880
4 95 8.645 8.455 8.265 8.170
5 110 10.010 9.790 9.570 9.460
+1 +15 1.365 1.335 1.305 1.290

Holzpellets (ko)

Personen | Wohnflache Wohnflache des Gebaudes
in BG m?2 bis 250 m2| 251-500 m2| 501-1.000 m2| Uber 1.000 m?
1 50 2.080 1.980 0 0
2 65 2.704 2.574 0 0
3 80 3.328 3.168 0 0
4 95 3.952 3.762 0 0
5 110 4576 4.356 0 0
+1 +15 624 594 0 0

Auf Grundlage des Heizspiegel 2023 ergeben sich allein fir Raumwarme folgende
Grenzwerte fur den Energiebedarf:

Erdgas (kWh)
Personen | Wohnflache Wohnflache des Gebaudes
in BG m?2 bis 250 m2| 251-500 m2| 501-1.000 m2| Uber 1.000 m?
1 50 10.250 9.700 9.150 8.800
2 65 13.325 12.610 11.895 11.440
3 80 16.400 15.520 14.640 14.080
4 95 19.475 18.430 17.385 16.720
5 110 22.550 21.340 20.130 19.360
+1 +15 3.075 2.910 2.745 2.640
Heizol (Liter)
Personen | Wohnflache Wohnflache des Gebaudes
in BG m?2 bis 250 m2| 251-500 m2| 501-1.000 m2| Uber 1.000 m2
1 50 1.025 1.000 975 960
2 65 1.333 1.300 1.268 1.248
3 80 1.640 1.600 1.560 1.536
4 95 1.948 1.900 1.853 1.824
5 110 2.255 2.200 2.145 2.112
+1 +15 307,5 300 292,5 288
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Fernwarme (kWh)

Personen | Wohnflache Wohnflache des Gebaudes
in BG m?2 bis 250 m2| 251-500 m2| 501-1.000 m2| Uber 1.000 m2
1 50 8.950 8.650 8.400 8.200
2 65 11.635 11.245 10.920 10.660
3 80 14.320 13.840 13.440 13.120
4 95 17.005 16.435 15.960 15.580
5 110 19.690 19.030 18.480 18.040
+1 +15 2.685 2.595 2.520 2.460
Warmepumpe (k\Wh)
Personen | Wohnflache Wohnflache des Gebaudes
in BG m?2 bis 250 m?| 251-500 m?| 501-1.000 m2| tber 1.000 m?
1 50 4.070 3.970 3.870 3.820
2 65 5.291 5.161 5.031 4,966
3 80 6.512 6.352 6.192 6.112
4 95 7.733 7.543 7.353 7.258
5 110 8.954 8.734 8.514 8.404
+1 +15 1.221 1.191 1.161 1.146
Holzpellets (kg)
Personen | Wohnflache Wohnflache des Gebaudes
in BG m?2 bis 250 m?| 251-500 m?| 501-1.000 m2| tber 1.000 m?
1 50 1.840 1.740 0 0
2 65 2.392 2.262 0 0
3 80 2.944 2.784 0 0
4 95 3.496 3.306 0 0
5 110 4.048 3.828 0 0
+1 +15 552 522 0 0

Das Jobcenter muss fur jeden Hilfefall unter Beriicksichtigung der Besonder-
heiten des Einzelfalls den Grenzwert feststellen:

Energiebedarf x aktueller Energiepreis = angemessene Heizkosten.

Soweit nicht die gesamte Wohnung uber die zentrale Heizung geheizt wird,
sind die auf diese Wohnflache entfallenden Kosten zu ermitteln und bis zur
Hohe der angemessenen Aufwendungen zusatzlich zu gewéhren (LSG FSS,
19.06.2008, L 3 AS 135/08).

Ist z. B. das Badezimmer nicht an die Zentralheizung angeschlossen und die
Beheizung erfolgt durch einen mit Haushaltsstrom betriebenen Heizstrahler,
sind die zusatzlichen Heizkosten fir das Badezimmer wie folgt zu ermitteln:

Wattleistung des Geréates / 1.000 x Laufzeit in Std. x Strompreis je kWh.
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In der Regel ist eine Betriebsdauer von bis zu einer Stunde pro Tag zu be-
ricksichtigen (BSG, 10.05.2011, B 4 AS 100/10 R).

Beispiel:

Fir seine Gasheizung zahlt der Leistungsberechtigte einen monatlichen Abschlag von 80,00
€. Das Badezimmer wird mit einem Heizstrahler geheizt. Das Gerat hat eine Leistung von
1.800 Watt. Der Leistungsberechtigte halt sich in der Regel 30 Minuten am Morgen und 30
Minuten am Abend im Bad auf. Der Preis je kWh-Strom betragt 0,40 €. Es sind folgende Heiz-
kosten zusatzlich zu berticksichtigen:

1.800 Watt/ 1.000 x 1 Std. x 0,40 € = 0,72 € je Tag

Die zusatzlichen Heizkosten betragen monatlich 21,60 € (= 0,72 € x 30 Tage).
Insgesamt sind Heizkosten von 101,60 € zu berlcksichtigen.

Ist ausnahmsweise eine derartige Berechnung der Heizkosten nicht méglich,
kommt auch eine Schétzung in Betracht. Als Grundlage fir die Schatzung
bietet sich ein Vergleich mit den Stromabrechnungen der Monate auf3erhalb
der Heizperiode an (LSG BRB, 24.11.2010, L 10 AS 2064/10 B PKH).

14. 2 Besonderheiten des Einzelfalls

Soweit der Leistungsberechtigte den Grenzwert Uberschreitet, sind seine
Heizkosten grundsatzlich unangemessen; von ihm sind Mal3nahmen zu er-
warten, die die Heizkosten senken. Hierzu zahlen z. B.:

das Liftungsverhalten,

das den Tageszeiten entsprechende Regulieren der Heizung,
eine den Jahreszeiten entsprechende Bekleidung,

eine den Jahreszeiten entsprechende Ernahrung.

(SG Liineburg, 05.02.2007, S 24 AS 1312/06 ER)

Es obliegt dem Leistungsberechtigten konkret vorzubringen, warum seine
Aufwendungen uber dem Grenzwert liegen und in seinem Fall noch als an-
gemessen anzusehen sind. Der Leistungsberechtigte tragt die Beweislast
(BSG, 02.07.2009, B 14 AS 36/08 R; LSG NRW, 17.09.2008, L 12 AS 44/07).

Die Besonderheiten des Einzelfalles konnen von baulichen und personli-
chen Kriterien abhdngen; Grinde in der Person wiegen schwerer, als
Grinde, die in der Beschaffenheit der Wohnung liegen (BSG, 20.08.2009, B
14 AS 65/08 R).

Bauliche Kriterien sind z. B.:

nicht isolierte Fenster,

keine oder sehr schlechte Warmedadmmung,

sehr unginstige Lage des Hauses,

die Lage der Wohnung im Haus (Kellergeschoss, keine angrenzende be-
wohnte Wohnung).

Eine besonders schlechte Warmedammung kann der Leistungsberechtigte z.
B. mit dem Energieausweis glaubhaft machen.
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Bei freistehenden Einfamilienhdusern kann u. U. ein héherer Bedarf an
Heizenergie bestehen. Sofern der Leistungsberechtigte einen hoheren Be-
darf geltend macht, bestehen gegen eine Erhdhung des Grenzwertes bis zu
10% keine Bedenken.

Im Ubrigen muss ein hoherer Bedarf konkret glaubhaft gemacht werden. Bei
Einfamilienhdusern ist ggf. zu prifen, ob Raume aus der Nutzung genommen
und die zu beheizende Flache so verkleinert werden kann. Der hohere Bedarf
darf nicht auf eine erhéhte Wohnflache zuriickzufiihren sein.

Personliche Kriterien sind z. B.:

e der Gesundheitszustand der Bewohner (z. B. Rheuma, sehr niedriger
Blutdruck, Bettlagerigkeit),

o spezielle Bedurfnisse der Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft (z. B. Kin-
der im Krabbelalter, Behinderung mit eingeschrankter Beweglichkeit).

Zu den individuellen Gegebenheiten kbénnen auch die besonderen klimati-
schen Bedingungen am Wohnort gehdren (BSG, 22.09.2009, B 4 AS 70/08
R).

Liegen Besonderheiten vor, ist der Bedarf entsprechend zu erhéhen. Es gilt
die Faustregel: Eine Temperaturerhbhung um ein Grad verursacht ca. 6%
hdhere Kosten. Ausgangsbasis ist die Annahme einer Grundtemperatur von
20 Grad.

Beispiel:
Der Arzt bescheinigt der Leistungsempfangerin eine erforderliche Raumtemperatur von 22
Grad. Der Bedarf ist um 12% zu erhéhen.

Der Leistungsberechtigte ist bei Antragstellung Uber den fur ihn mafgebli-
chen Grenzwert zu belehren. Ihm ist das ,Hinweisblatt Heizkosten® auszu-
handigen; zum Nachweis dartber ist ein unterschriebenes Exemplar zur Akte
zu nehmen. Auszuhandigen ist ebenfalls das Infoblatt ,Heizkosten sparen®.

Auch die Heizkosten sind grundsatzlich nach der Zahl der Haushaltsangeho-
rigen (Kopfanteile) zu berechnen, unabhangig von Alter, Wohnflachenbedarf
oder Nutzungsintensitat. Insofern wird auf Punkt 4. Aufteilung/Zuordnung der
Unterkunftskosten verwiesen.

14. 3 Kostensenkungsverfahren

Unangemessen hohe Heizkosten sind nur solange zu berticksichtigen, wie
es dem Leistungsberechtigten nicht mdglich und zumutbar ist, diese zu sen-
ken; langstens jedoch fir sechs Monate (§ 22 Abs. 1 S. 7 SGB IlI; BSG,
19.09.2008, B 14 AS 54/07 R; LSG NRW, 08.02.2007, L 9 AS 14/06).

Eine kurze Frist zur Kostensenkung kommt vor allem dann in Betracht, wenn
der Leistungsberechtigte die Hohe der Kosten durch sein Verbrauchsverhal-
ten beeinflussen kann. Dies ist der Fall, wenn der Leistungsberechtigte sein
Heizmaterial selbst beschafft.
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Hat der Leistungsberechtigte einen Versorgungsvertrag mit seinem Energie-
versorger, ist es ihm zumutbar, durch Ablesen der Z&hlerstande und Ande-
rung des Heizverhaltens beim Energieversorger eine Senkung des Abschla-
ges zu erreichen.

Ist der Abschlag jedoch an das Ergebnis einer jahrlichen Abrechnung gekop-
pelt und eine Zwischenablesung nur mit groRem Aufwand mdoglich, kénnen
durch Energieeinsparung erfolgreich durchgefiihrte Kostensenkungen erst
nach Ablauf der Abrechnungsperiode und erfolgter Abrechnung wirksam wer-
den (LSG SAN, 21.02.2018, L 4 AS 509/14).

Dies ist regelmafig der Fall, wenn der Leistungsberechtigte die Heizkosten
an seinen Vermieter zahlt, weil dieser das Heizmaterial beschafft und jahrlich
abrechnet.

Eine Kostensenkung durch Wohnungswechsel ist nur zumutbar, wenn in
einer neuen Wohnung insgesamt keine hdheren Kosten fur Unterkunft und
Heizung anfallen als bisher (BSG, 12.06.2013, B 14 AS 60/12 R; SG Giel3en,
21.05.2015, S 27 AS 375/15 ER).

Die Deckelung von Heizkosten setzt grundsatzlich eine vorherige Belehrung
Uber den mafgeblichen Grenzwert voraus und eine Aufforderung zur Kos-
tensenkung.

Das gilt auch, wenn die unangemessenen Heizkosten durch ein offensichtlich
unwirtschaftliches Heizverhalten verursacht wurden. Eine Belehrung ist also
auch erforderlich, wenn die Grenzwerte des bundesweiten Heizspiegels ext-
rem Uberschritten werden (BSG, 19.05.2021, B 14 AS 57/19 R).

14. 4 Heizkostenabrechnung

Wie bei den Unterkunftskosten missen auch Heizkosten rechtmafig ge-
schuldet sein, damit sie einen Bedarf nach § 22 Abs. 1 SGB Il darstellen.

Soweit die Beheizung der Wohnung durch Mietvertrag vereinbart wurde,
muss der Vermieter die Heizkosten jahrlich abrechnen (8 556 BGB).

Wie die Kosten zu verteilen sind, gibt die Heizkosten-VO vor:

Werden zwei oder mehrere Wohnungen von einer Heizungsanlage versorgt,
muss der Vermieter verbrauchsabhangig abrechnen. Er muss alle Raume
und Heizkorper mit einem Erfassungsgerat oder Heizkostenverteiler ausstat-
ten; der erfasste Verbrauch bildet die Grundlage fir seine Abrechnung.

Diese Aufteilung darf maximal im Verhéltnis 70% Verbrauch und 30% Fla-
che, minimal im Verhéltnis 50% Verbrauch und 50% Flache erfolgen. Die
Aufteilung 70% zu 30% ist zwingend fur Wohnungen, die mit Ol oder Gas
beheizt werden und die Anforderungen der WarmeschutzVO vom 16.08.1994
nicht erfullen (vgl. 8 7 Heizkosten-VO).

Nur in wenigen Ausnahmeféllen gilt die in der Heizkosten-VO vorgeschrie-
bene verbrauchsabhéngige Abrechnung nicht (8 11 Heizkosten-VO).

Auch in einem Mietvertrag kann nichts anderes bestimmt werden.
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Unzuldssig sind z. B. Warmmietvertrage in denen die Heizkosten bereits in
der Miete enthalten sind (BayODblG, 23.06.1988, RE-Miet 3/88) oder eine ver-
einbarte Heizkostenpauschale, tber die nicht abgerechnet wird (OLG Schles-
wig, 15.01.1986, 6 RE-Miet 1/85).

Ausnahme: In Zweifamilienhausern, in denen der Vermieter mit seinen Mie-
tern ,unter einem Dach® wohnt. Hier kbnnen beide vereinbaren, die Heizkos-
ten-VO nicht anzuwenden.

Die Heizkostenabrechnung ist formell wirksam, wenn sie nachvollziehbar
ist. Das heil3t, sie muss folgende Mindestangaben enthalten:

eine Zusammenstellung der Gesamtkosten

die Angabe und Erlauterung der zugrunde gelegten Verteilerschlissel
die Berechnung des Mieteranteils

den Abzug der Vorauszahlungen des Mieters

(BGH, 23.11.1981, VIl ZR 298/80).

Die Abrechnung muss alle notwendigen Einzeldaten enthalten, damit ein
Rechtskundiger die Berechnung nachvollziehen kann (BGH, 26.10.2011, VIII
ZR 270/10).

Die Heizkostenabrechnung ist inhaltlich falsch, wenn der Vermieter die Heiz-
kosten auf Grundlage seiner eigenen im Abrechnungszeitraum an den Gas-
versorger geleisteten Zahlungen berechnet. Wahrend diese Art der Berech-
nung bei Wohneigentum richtig ist (Abflussprinzip), kann sie im Rahmen
eines Mietverhaltnisses nicht angewandt werden.

Zu den umlagefahigen Heizkosten im Einzelnen zahlen:

e Kosten der verbrauchten Brennstoffe und ihrer Lieferung
Es durfen nur die Kosten des im Abrechnungszeitraum tatsachlich ver-
brauchten Brennstoffs abgerechnet werden (Leistungsprinzip; BGH,
01.02.2012, VIII ZR 156/11).

o Kosten des Betriebsstroms

Die Kosten fur den Strom zum Betrieb der Heizungsanlage gehéren zu
den Grundkosten (8§ 7 Abs. 2 Heizkosten-VO). Lassen sich die tatsachli-
chen Aufwendungen nicht durch einen separaten Stromzéahler ermitteln,
ist eine Schatzung zulassig (BSG, 07.07.2011, B 14 AS 51/10 R; BGH,
20.02.2008, VIl ZR 27/07). In Anlehnung an die BGH-Rechtsprechung
betragen die Aufwendungen Ublicherweise 4 — 10% der Brennstoffkosten
(BSG, 03.12.2015, B 4 AS 47/14 R).

Macht der Leistungsberechtigte Aufwendungen fir den Betriebsstrom gel-
tend und kann diese nicht konkret nachweisen, sind die Kosten wie folgt zu
berechnen:

1.800 jahrliche Betriebsstunden der Heizung x Leistungsaufnahme der Hei-
zung in Watt : 1.000 x Strompreis je kWh (LSG SAN, 03.01.2011, L 5 AS
423/09 B ER).
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Beispiel:

Die maximale Leistungsaufnahme der Heizung betragt 138 Watt. Die kWh-Strom kostet 0,40
€. Es ergibt sich folgende Berechnung:

1.800 x 138 : 1.000 x 0,40 € = 99,36 € : 12 Monate = 8,28 €

Es sind monatlich zusétzlich 8,28 € Heizkosten fir den Betriebsstrom zu bertcksichtigen.

e Die Kosten fur den Betriebsstrom einer Gastherme sind keine Heizkosten
nach 8 22 Abs. 1 SGB II; sie |6sen einen Mehrbedarf flr ,dezentrale
Warmwassererzeugung“ aus nach 8 21 Abs. 7 SGB Il (BSG, 18.05.2022,
B 7/14 AS 1/21 R).

¢ Die Kosten fur den Betrieb eines Thermostats, Kontrolllampen etc. sind
in der Regel sehr gering und kénnen deshalb unbertcksichtigt bleiben
(LSG NRW, 16.12.2011, L 19 AS 1261/11 NZB).

o Kosten fur die Zahlermiete und Wartung (bei Abrechnung mit dem Ver-
sorger)
Diese Aufwendungen sind als Grundkosten in voller Hohe zu berticksich-
tigen. Ebenso wie die Kosten fiir kleinere Reparaturen.

e Zwischenablesung sowie das Umlageausfallwagnis. Sie sind in tat-
sachlicher Hohe zu Ubernehmen (8 25a Neubaumietenverordnung).

e Leasingkosten fiir Brenner, Oltank und Verbindungsleitungen gehéren
nicht zu den umlagefahigen Heizkosten (BGH, 17.12.2008, VIl ZR
92/08).

Die Rechnungen der Energieversorger miussen nach dem Energiewirt-
schaftsgesetz (EnWG) einfach und verstandlich sein und mindestens Anga-
ben zu folgenden Punkten enthalten:

e Preis, Abrechnungszeitraum, Anfangs- und Endzahlerstand, Ableseart
und gezahlte Abschlage,

e Namen, Anschrift und E-Mail-Adresse des Energieversorgers,

e \Vertragsdauer, geltende Preise, nachstmdglicher Kiindigungstermin und
Kindigungsfrist,

e Nummer der Lieferstelle (Zahlpunktbezeichnung) und Codenummer des
Netzbetreibers,

o Vorjahresverbrauch und Verbrauch der Vergleichskundengruppe,

o die Anteile der einzelnen Energietrager, deren Kohlendioxidemissionen
und radioaktiver Abfall,

o Konzessionsabgabe, Netzentgelt, eventuelle Entgelte fir Messstellen-
betrieb und Messung,

o Hinweis auf die Mdglichkeit eines Schlichtungsverfahrens, Anschrift der
Schlichtungsstelle sowie Kontaktdaten der Bundesnetzagentur als Auf-
sichtsbehdrde.
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Beim Warmecontracting Ubernehmen Vermieter die Beheizung der Miet-
wohnungen nicht selbst, sondern lbertragen sie an einen Dienstleister (=
Warmelieferanten). Das Umstellen von Eigenbetrieb auf Warmecontracting
ist prinzipiell auch bei einem laufenden Mietverhaltnis moglich.

Ubertragt der Vermieter die Warme- oder Warmwasserversorgung einem
Warmelieferanten, hat der Mieter nach § 556¢c BGB die Kosten zu tragen,
wenn

o er durch den Mietvertrag zur Ubernahme der Warme und Warmwasser-
kosten verpflichtet ist,

o die Wéarme mit verbesserter Effizienz aus einer vom Warmelieferanten
errichteten neuen Anlage oder aus einem Warmenetz geliefert wird,

o die Kosten der Warmelieferung die bisherigen Kosten nicht tibersteigen
und

o der Vermieter die Umstellung spatestens drei Monate zuvor schriftlich
angekindigt hat.

Rechnet der Vermieter mit Leistungsberechtigten ab, werden die Kosten in
der Regel nach Verbrauch und Wohnflache anteilig aufgeteilt (Umlageab-
rechnung). Diese Aufteilung ist maximal im Verhéltnis 70% Verbrauch und
30% Flache zulassig, minimal im Verhaltnis 50% Verbrauch und 50% Flache.
Die Aufteilung 70% zu 30% ist zwingend fir Wohnungen, die mit Ol oder Gas
beheizt werden und die Anforderungen der WarmeschutzVO vom 16.08.1994
nicht erfullen (8 7 Heizkostenverordnung — Heizkosten-VO).

14. 4. 1 Bedarfszeitraum/Heizperiode

Teilweise wird noch von einer Heizperiode ausgegangen, die vom 01.10. bis
zum 30.04. dauert, also 7 Monate. Diese Vorstellung ist nicht mehr zeitge-
malf3. Nach dem Mietrecht ist die Heizung wieder in Betrieb zu nehmen, so-
bald die AuRRentemperatur flr eine gewisse Zeit einen bestimmten Mindest-
wert unterschreitet. Daraus folgt, dass Uber das ganze Jahr hinweg Heizkos-
ten entstehen kdnnen, selbstverstandlich nicht gleichmafig verteilt.

Fur die Verteilung der anteiligen Kosten ist auf die sog. Gradtagszahlenta-
belle zurtickzugreifen (vgl. 8 9b Heizkosten-VO).

Fur die Erstellung der Gradtagszahlentabelle wurden tber zwanzig Jahre
lang an verschiedenen Orten in Deutschland (Berlin, Hamburg, Kéln und
Minchen) um 7.30 Uhr, 14.30 Uhr und 21.30 Uhr die Aul3entemperatur ge-
messen und die mittlere Tagestemperatur berechnet. Unter der Annahme,
dass bei Tagen mit einer mittleren Aul3entemperatur von +15° Celsius und
mehr kein Heizbedarf mehr besteht, wurde eine Tabelle erstellt, die den Heiz-
bedarf der einzelnen Monate wiedergibt und in der DIN 4713 festgeschrieben
wurde:
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Jan|Feb|Mar | Apr [ Mai|Juni|Juli| Aug|Sep|Okt|Nov|Dez | Gesamt
170{150|130{ 80|40 | 15 (10| 15 | 30 | 80 {120|160| 1.000

14. 4. 2 Nachzahlung

Im Rahmen der Jahresabrechnung oder aus einem sonstigen Anlass kann
es zu einer Nachforderung von Heizkosten kommen. Der Bedarf entsteht
dann, wenn dem Leistungsberechtigten die entsprechende Forderung zuge-
gangen ist. Der Bedarf ist nicht dem Zeitraum zuzuordnen, auf den sich die
Abrechnung bezieht. Ob die Kosten angemessen sind, kann nur unter Bezug
auf den Abrechnungszeitraum beurteilt werden.

Die Nachzahlung ist auf der Rechtsgrundlage des § 22 Abs. 1 SGB Il zu
Ubernehmen, sofern die sich daraus ergebenden Kosten angemessen sind
und sich die Nachforderung auf die gleiche Unterkunft bezieht.

Ausnahmsweise ist eine Heizkostennachforderung fur eine nicht mehr be-
wohnte Wohnung Bedarf nach § 22 Abs. 1 SGB Il, wenn der Leistungsbe-
rechtigte aufgrund einer Kostensenkungsaufforderung umgezogen ist so-
wie im Zeitpunkt der Entstehung und der Falligkeit der Kosten im Leis-
tungsbezug stand.

Das gilt auch, wenn der Umzug nicht vom Jobcenter veranlasst wurde, aber
objektiv erforderlich war.

Zustandig ist in diesem Fall der Trager, in dessen Bezirk die neue Wohnung
liegt (BSG, 20.12.2011, B 4 AS 9/11 R).

In anderen Fallen kommt eine Ubernahme nur unter den Voraussetzungen §
22 Abs. 8 SGB Il in Betracht.

In besonders begriindeten Féllen kénnen wir an den Mieterverein verweisen
und die Mitgliedschaft dort bezuschussen (siehe 3. 1).

14. 4. 3 Guthaben

Ein Guthaben mindert den Heizkostenbedarf im Monat nach der Riickzahlung
oder Gutschrift (8§ 22 Abs. 3 SGB II).

Das kann jedoch nicht gelten, wenn der Betroffene im Monat der Rickzah-
lung noch gar nicht SGB-II-Leistungsempfanger gewesen ist (LSG Hamburg,
19.03.2015, L 4 AS 12/14).

Die Minderung ist auch nicht von vornherein auf Heizkosten begrenzt; § 22
Abs. 3 SGB Il sieht insofern keine isolierte Minderung vor je nach Zurechnung
der Rickzahlung zu den Unterkunfts- oder Heizkosten (BSG, 14.06.2018, B
14 AS 22/17 R).
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Beispiel:

Die Aufwendungen des eLB betragen monatlich 300 € Unterkunftskosten und 70 € Heizkosten.
Das Heizkostenguthaben betragt 150 €. Im Folgemonat der Gutschrift sind zu beriicksichtigen
220 € Unterkunftskosten und 0 € Heizkosten

Ruckzahlungen, die sich auf nicht anerkannte Heizkosten beziehen, bleiben
aulRer Betracht (§ 22 Abs. 3 2. HS SGB II).

Freizulassen ist auch ein Guthaben, das

e 50 € nicht erreicht (Bagatellgrenze nach § 40 Abs. 1 Satz 3 SGB Il) oder

e aus ersparten Heizkosten unterhalb des angemessenen Betrages her-
rahrt. Der Anreiz zum wirtschaftlichen Verhalten ist inzwischen auch in
der Rechtsprechung anerkannt (LSG NRW, 01.12.2009, L 1 AS 64/09).

Eine Heizkostennachforderung stellt auch dann in voller HOhe einen Bedarf
fir Unterkunft und Heizung dar, wenn der Energieversorger sie mit einem
Stromguthaben verrechnet und sich der Nachzahlungsbetrag dadurch ver-
ringert (SG Schleswig, 25.11.2020, S 9 AS 639/18).

14. 4. 4 Verfahren

Fur den Leistungsberechtigten ist unter Beriicksichtigung der Besonderhei-
ten des Einzelfalles der Grenzwert festzustellen und den bereits erbrachten
Heizkosten gegeniiberzustellen.

\_Nurden die angemessenen Heizkosten bereits llbernommen, scheidet eine
Ubernahme der Nachzahlung aus.

Fur die Berechnung der angemessenen Heizkosten ist die in der Ablage hin-
terlegte Arbeitshilfe zu verwenden.

14. 5 Heizbeihilfe (friher: Winterbrandbeihilfe)

Sofern der Leistungsberechtigte Heizmaterial selbst beschafft, ist anstatt der
monatlichen Abschléage eine Heizbeihilfe zu gewahren.

Der Bedarf fur Heizmittel entsteht erst dann, wenn fir den Bewilligungszeit-
raum (8 41 SGB Il) kein Brennmaterial mehr vorhanden ist.

Die tatsachlichen Aufwendungen entstehen aber erst in der Folge der Liefe-
rung von Heizmaterial. Es besteht daher im Regelfall keine Pflicht des Job-
centers vor der Lieferung eine Kostenibernahmeerklarung abzugeben. Et-
was Anderes konnte indes dann gelten, wenn der Heizmittellieferant nur be-
reit ware, gegen sofortige Barzahlung zu liefern.

Hat der Leistungsberechtigte bereits Heizmaterial gekauft und auch vor Ein-
tritt der Hilfebedurftigkeit bezahlt, kann er diese Kosten nicht nach § 22 Abs.
1 SGB Il erstattet bekommen, weil es sich hierbei nicht um aktuelle tatsach-
liche Aufwendungen handeln wirde und ein Anspruch auf Ersatz bereits fri-
her getatigter Aufwendungen nicht besteht (LSG BRB, 03.12.2018, L 18 AS
1712/17).

- 108 -


file://///DST.BAINTERN.DE/DFS/315/Ablagen/D31504-ARGE-Oberberg/Rechtsprechung/LSG%20NRW/LSG%20NRW%202009-12-01%20-%20Aufrechnung%20-%20nur%20bei%20Aufhebungsbescheiden%20zulässig,%20die%20auf%20§%2045%20Abs.%202%20Satz%203%20Nr.%202%20SGB%20X%20beruhen.doc
file://///Dst.baintern.de/dfs/315/Ablagen/D31504-ARGE-OBERBERG/Leistungsgewährung/Kosten%20der%20Unterkunft%20und%20Heizung/Arbeitshilfe_Heizkosten_Heizspiegel%202018_neu.xlsx
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__41.html
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__22.html
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__22.html
file://///Dst.baintern.de/dfs/315/Ablagen/D31504-ARGE-OBERBERG/Rechtsprechung/Heizkosten%20-%20keine%20Erstattung%20von%20Kosten%20für%20Heizmittel%20die%20vor%20Antragstellung%20beschafft%20wurden%20-%20LSG%20BRB%2003.12.2018.docx
file://///Dst.baintern.de/dfs/315/Ablagen/D31504-ARGE-OBERBERG/Rechtsprechung/Heizkosten%20-%20keine%20Erstattung%20von%20Kosten%20für%20Heizmittel%20die%20vor%20Antragstellung%20beschafft%20wurden%20-%20LSG%20BRB%2003.12.2018.docx

Hinweise des Jobcenters Oberberg zu § 22 SGB I
- Leistungen fur Unterkunft und Heizung -

Wurde vor Eintritt der Hilfebedurftigkeit Heizmaterial geliefert, das wahrend
des Hilfebezuges noch nicht (vollstandig) bezahlt wurde, so kommt eine
Schuldenlibernahme in Betracht (vgl. § 22 Abs. 8 SGB II).

Bei der Frage nach den angemessenen Aufwendungen fir Heizmaterial ist
auf den jeweiligen Bewilligungszeitraum abzustellen; der Zeitraum fir den
angenommenen Heizmaterialbedarf sollte mit dem Bewilligungszeitraum in
der Regel deckungsgleich sein. Eine weitergehende ,Bevorratung® kann
dann sinnvoll sein, wenn ein weiterer SGB-II-Leistungsbezug hinreichend
wabhrscheinlich ist (BSG, 16.05.2007, B 7b AS 40/06 R).

Beispiel:

Der eLB und seine Bedarfsgemeinschaft (insgesamt 4 Personen) bewohnen ein 120 m2 gro-
RBes Einfamilienhaus. Fir die Zeit 01.01. — 31.12.2024 wurden erstmalig SGB-II-Leistungen
bewilligt. Im Juli beantragt der eLB eine Beihilfe fiir die Anschaffung von Heizél (inkl. Warm-
wasserbereitung). Die angemessenen Heizkosten fir ein Jahr betragen 1.758,45 €.

Fur die ,Restlaufzeit” des Bewilligungsabschnittes vom 01.07 — 31.12.2024 sind zu gewéhren:
(10+15+30+80+120+160) / 1.000 x 1.758,45 € = 729,76 €.

Auf den WBA zum 01.01.2025 werden laufende Leistungen fur die Zeit 01.01. — 31.12.2025
bewilligt.

Fur jeden Hilfefall muss das Jobcenter unter Beriicksichtigung der Besonder-
heiten des Einzelfalles den Grenzwert feststellen. Geschieht dies nicht in
Euro, sondern als Energiebedarf (z. B. in kWh), ist der Grenzwert noch mit
dem aktuellen Energiepreis zu multiplizieren, um die angemessenen Heiz-
kosten zu ermitteln.

Anspruchsberechtigt sind auch Personen, die zwar keine laufenden Leis-
tungen zum Lebensunterhalt bendtigen, jedoch den einmaligen Heizungs-
bedarf nicht aus eigenen Kraften und Mitteln decken kénnen.

Der Bedarf fur Heizmittel ist im Monat der Falligkeit zu beriicksichtigen; eine
Verteilung auf langere Zeitraume scheidet aus, denn eine fiktive Durch-
schnittsberechnung widerspricht dem Bedarfsdeckungsgrundsatz. Dariiber
hinaus kennt § 22 Abs. 1 SGB Il keine Ansparpflicht des Leistungsberechtig-
ten wie der Gesetzgeber sie u. U. in § 24 Abs. 3 Satz 3 SGB Il erwartet (BSG,
08.05.2019, B 14 AS 20/18 R).

Beispiel:

Der Antragsteller und seine Bedarfsgemeinschaft (insgesamt 4 Personen) bewohnen ein 120
m? grof3es Einfamilienhaus. Die Familie ist nicht laufend hilfebedurftig; das Einkommen uber-
steigt den monatlichen Bedarf um 125,00 €. Im Juli 2024 beantragt die Familie Leistungen fur
die Anschaffung von Heiz6l (inkl. Warmwasserbereitung). Der einmalige Bedarf betragt
1.758,45 € (= angemessene Heizkosten fur ein Jahr). Unter Abzug des ubersteigenden Ein-
kommens sind 1.633,45 € als Heizbeihilfe fir die Zeit 01.07.2024 — 30.06.2025 zu gewéhren.

Fur die Bewilligung der Heizbeihilfe sind die in der Ablage hinterlegten Mus-
terbescheide zu verwenden.

Musterbescheid Heizbeihilfe
Musterbescheid Heizbeihilfe ohne Ifd. Anspruch

Die Heizbeihilfe ist zu erstatten fur die Zeit, fur die kein Anspruch auf SGB-II-
Leistungen besteht. Dafir ist der Bewilligungsbescheid nach § 47 SGB X zu
widerrufen.
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14. 6 Heizungssanierung

Kosten fur MaBnahmen, die den Standard des Eigenheims verbessern, sind
nicht aus SGB-II-Mitteln zu finanzieren (BSG, 03.03.2009, B 4 AS 38/08 R).
Die Ubernahme von Kosten fir eine Heizungssanierung ist daher regelmafig
ausgeschlossen (LSG NRW, 30.08.2007, L 9 B 136/07 AS ER).

Macht der Leistungsberechtigte Aufwendungen geltend, ist zu prufen, ob die
MafRnahme zur Erhaltung oder Modernisierung der Heizung dient. Eine Er-
haltungsmafinahme verhindert und beseitigt drohende oder bereits entstan-
dene Schaden; sie dient der vorbeugenden Sicherung oder Wiederherstel-
lung des bisherigen Zustandes. Dagegen schaffen Modernisierungsmafinah-
men einen neuen Bestand; das Eigentum wird in einen héherwertigen Zu-
stand versetzt (LSG FSB, 15.10.2008, L 16 AS 330/07).

Zu ubernehmen sind lediglich periodisch regelméafiig anfallende Aufwendun-
gen fur notwendige Kleinreparaturen, Reinigungs- und Wartungsarbeiten
(BSG, 19.09.2008, B 14 AS 54/07 R; LSG NRW, 30.08.2007, L 9 B 136/07
AS ER).

Ausnahmsweise kommt die Ubernahme der Kosten fiir die Erneuerung einer
Heizung in Betracht, soweit

e es sich um ein selbstbewohntes Hausgrundstiick von angemessener
GroRe handelt (8 12 Abs. 1 Nr. 5 SGB II),

e hierzu keine Alternativen bestehen,

o die Investition nicht zu einer Verbesserung des Standards des Hauses
fihrt; unerheblich ist, dass mdglicherweise auf Grund des Fortschritts der
Technik eine energieeffizientere Heizung gleicher Art eingebaut wird,

e die MaRnahme flr die Nutzung der Wohnung zu Wohnzwecken unab-
weisbar und zeitlich besonders dringlich ist,

o die zu bertcksichtigenden Unterkunftskosten innerhalb der néchsten
zwolf Monate einschliefZlich der Sanierungskosten angemessen sind.

Siehe hierzu LSG NRW, 23.11.2010, L 1 AS 426/10.

Liegen die tatséchlichen Aufwendungen bereits oberhalb der Angemessen-
heitsgrenze, sind keine Zuschisse zu erbringen. Fur darliber hinaus gehende
unabweisbare Aufwendungen kann zur Sicherung der Unterkunft ein Darle-
hen erbracht werden (BT-Drucksache 17/3404). Das Darlehen ist in der Re-
gel dinglich zu sichern (8 22 Abs. 2 Satz 2 SGB Il).

Die KfW-Forderbank stellt Hauseigentimern Mittel fir die Schaffung von
Wohneigentum zur Verfligung, die Sanierung und Modernisierung von Wohn-
gebauden sowie die Nutzung erneuerbarer Energien. Der Leistungsberech-
tigte ist auf entsprechende Férderleistungen hinzuweisen.

Fur Niel3brauchberechtigte findet § 22 Abs. 2 SGB Il keine Anwendung. Ein
Anspruch kann sich aber aus 8§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB Il ergeben, wenn der
NielRbrauchberechtigte sich abweichend von § 1041 BGB verpflichtet hat,
auch auRRergewohnliche Kosten zu ibernehmen (LSG NRW, 07.10.2016, L 6
AS 1340/16 B ER, L 6 AS 1341/16 B).
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Anlage

Anteile des Haushaltsstroms am Regelbedarf aus Vorjahren:

Regelbedarf | Stromanteil| Stromanteil

01.01. - 31.12.2023 9 Ue 2018 S09a
alleinstehende Leistungsberechtigte 502 € 8,12 40,76 €
Partner (90%) 451 € 8,12 36,62 €
Sonstige Volljahrige (80%) 402 € 8,12 32,64 €
ein Kind zwischen 14 — 17 Jahren 420 € 5,07 21,29 €
6 — 13 Jahren 348 € 4,43 15,42 €
0 - 5Jahren 318 € 2,83 9,00 €

01.01. - 31.12.2022 Regelbedarf | Stromanteil | Stromanteil

EVS 2018 2022

alleinstehender Leistungsberechtigter 449,00 € 8,12% 36,46 €

Partner (90%) 404,00 € 8,12% 32,80 €

Sonstige Volljahrige 360,00 € 8,12% 29,23 €

ein Kind zwischen 14 - 17 Jahren 376,00 € 5,07% 19,06 €

6 - 13 Jahren 311,00 € 4,43% 13,78 €

0 - 5 Jahren 285,00 € 2,83% 8,07 €

0101 - 31.12.2021 Regelbedarf | Stromanteil| Stromanteil

EVS 2018 2021

alleinstehender Leistungsberechtigter 446,00 € 8,12% 36,22 €

Partner (90%) 401,00 € 8,12% 32,56 €

Sonstige Volljahrige 357,00 € 8,12% 28,99 €

ein Kind zwischen 14 - 17 Jahren 373,00 € 5,07% 18,91 €

6 - 13 Jahren 309,00 € 4,43% 13,69 €

0 - 5 Jahren 283,00 € 2,83% 8,01 €

01.01. - 31.12.2020 Regelbedarf | Stromanteil | Stromanteil

EVS 2013 2020

alleinstehender Leistungsberechtigter 432,00 € 8,44% 36,46 €

Partner (90%) 389,00 € 8,44% 32,83 €

Sonstige Volljahrige 345,00 € 8,44% 29,12 €

ein Kind zwischen 14 - 17 Jahren 328,00 € 5,93% 19,45 €

6 - 13 Jahren 308,00 € 4,57% 14,08 €

0 - 5 Jahren 250,00 € 3,50% 8,75 €

01.01. - 31.12.2019 Regelbedarf | Stromanteil | Stromanteil

EVS 2013 2019

alleinstehender Leistungsberechtigter 424,00 € 8,44% 35,79 €

Partner (90%) 382,00 € 8,44% 32,24 €

Sonstige Volljahrige 339,00 € 8,44% 28,61 €

ein Kind zwischen 14 - 17 Jahren 322,00 € 5,93% 19,09 €

6 - 13 Jahren 302,00 € 4.57% 13,80 €

0 - 5 Jahren 245,00 € 3,50% 8,58 €
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01.01. - 31.01.2018 Regelbedarf | Stromanteil | Stromanteil

EVS 2013 2018

alleinstehender Leistungsberechtigter 416,00 € 8,44% 35,11 €
Partner (90%) 374,00 € 8,44% 31,57 €
Sonstige Volljahrige 332,00 € 8,44% 28,02 €
ein Kind zwischen 14 - 17 Jahren 316,00 € 5,93% 18,74 €
6 - 13 Jahren 296,00 € 4.57% 13,563 €

0 - 5 Jahren 240,00 € 3,50% 8,40 €

01.01. - 31.12.2017 Regelbedarf | Stromanteil | Stromanteil

EVS 2013 2017

alleinstehender Leistungsberechtigter 409,00 € 8,44% 34,52 €
Partner (90%) 368,00 € 8,44% 31,06 €
Sonstige Volljahrige 327,00 € 8,44% 27,60 €
ein Kind zwischen 14 - 17 Jahren 311,00 € 5,93% 18,44 €
6 - 13 Jahren 291,00 € 4,57% 13,30 €

0 - 5 Jahren 237,00 € 3,50% 8,30 €

01.01. - 31.12.2016 Regelbedarf | Stromanteil | Stromanteil

EVS 2008 2016

alleinstehender Leistungsberechtigter 404,00 € 7,41% 29,94 €
Partner (90%) 364,00 € 7,41% 26,97 €
Sonstige Volljahrige 324,00 € 7,41% 24,01 €
ein Kind zwischen 14 - 17 Jahren 306,00 € 3,07% 9,39 €
6 - 13 Jahren 270,00 € 3,35% 9,05 €

0 - 5 Jahren 237,00 € 2,51% 595 €

01.01. - 31.12.2015 Regelbedarf | Stromanteil | Stromanteil

EVS 2008 2015

alleinstehender Leistungsberechtigter 399,00 € 7,41% 29,57 €
Partner (90%) 360,00 € 7,41% 26,68 €
Sonstige Volljahrige 320,00 € 7,41% 23,71 €
ein Kind zwischen 14 - 17 Jahren 302,00 € 3,07% 9,27 €
6 - 13 Jahren 267,00 € 3,35% 8,94 €

0 - 5 Jahren 234,00 € 2,51% 5,87 €

01.01. - 31.12.2014 Regelbedarf | Stromanteil | Stromanteil

EVS 2008 2014

alleinstehender Leistungsberechtigter 391,00 € 7,41% 28,97 €
Partner (90%) 353,00 € 7,41% 26,16 €
Sonstige Volljahrige 313,00 € 7,41% 23,19 €
ein Kind zwischen 14 - 17 Jahren 296,00 € 3,07% 9,09 €
6 - 13 Jahren 261,00 € 3,35% 8,74 €

0 - 5 Jahren 229,00 € 2,51% 5,75 €
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Anderungsverzeichnis

Datum Ziffer geandert

16.09.2008 Anderungsverzeichnis eingefiigt
HOhe des Zuschusses nach § 22 Abs. 7 SGB I

31.03.2009 Aufwendungen

Definition ,raumlicher Vergleichsmaf3stab“

Begriff ,abstrakte Hochstmiete“ durch ,Richtwert” ersetzt
KdU bei Wohngemeinschaften

Abweichung von der Pro-Kopf-Verteilung
Renovierungskosten

Frist fur Nebenkostenabrechnungen

Pauschale flir Schénheitsreparaturen

(Teil-)Mbblierung

Anrechnung von Nebenkostenguthaben

Ubernahme von Tilgung

Pauschale fur Erhaltungsaufwand gestrichen
Zumutbarkeit und Unzumutbarkeit eines Umzuges
Definition ,,soziales Umfeld*

1 Fristverlangerung

ausreichende Bemuihungen bei Wohnungssuche
Zusicherung zu den Aufwendungen fiir eine konkrete Wohnung
Vorlage des Energieausweis

Anforderungen an Kostenvoranschlag

11. zulassige Abzweigung an Berechtigte

rechtmafige Forderung eines Energieversorgers
Berechnungsbeispiel fir Zuschuss nach § 22 Abs. 7 SGB |l
Prifschema angemessene Heizkosten

Besonderheiten des Einzelfalls

Kosten fur Warmestrahler

Heizungssanierung
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30.06.2009 Warmwasseranteil in den Regelleistungen

06.12.2009 Frauenhaus

Strafgefangene

abweichender Wohnflachenbedarf

Zivil- und Wehrdienstleistende

Wohngeld

Kosten fur Mietwohnungen

Betriebskostenspiegel

Renovierungskosten — Ubersicht der Anspruchsgrundlagen
haufige Fehler bei Nebenkostenabrechnungen

11 | Kabelfernsehen

Tilgung

Kanalanschluss- und Anliegerbeitréage

Umzug eines U 25 vor Eintritt der Hilfebedurftigkeit
Umzugskosten

Ubernahme von Miet- und Energieschulden

Selbsthilfe

Anspruchsberechtigte — Bagatellgrenze § 51 Abs. 4 BAf6G
abweichender Bewilligungszeitraum bei § 22 Abs. 7 SGB |l
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angemessene Heizkosten
2 Heizkosten bei freistehenden Einfamilienhdusern
Berechnung der Heizbeihilfe bei Nichtleistungsberechtigten
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- 113 -



Hinweise des Jobcenters Oberberg zu § 22 SGB I
- Leistungen fur Unterkunft und Heizung -

29.01.2010 51
5.4
g )1 angemessene Wohnflache angepasst an WNB NRW
8.1
14. 3
01.02.2010 14.8 Warmwasser — angepasst an BSG-Rechtsprechung
25.03.2010 51
5.4
6 angemessene Wohnflache angepasst an WFB NRW
7.2.1
8.1
14.3
16.12.2010 3. Kosten fur Hotel, Pension und Wohnmobil
4, Tatséachliche Nutzung der Wohnung
5.1 angemessene Wohnungsgrole
51 abweichender Wohnflachenbedarf
5.3 schlussiges Konzept: Wohnungsmarktreport
5.4 neue Richtwerte
6. Nebenkosten an neue Wohnflachen angepasst
6.2.2.4 Kosten der Sperrmullentsorgung
6.2.2.12 Betreutes Wohnen
6.2.2.13 Haushaltsstrom, Kleinreparaturen
6.2.3 Ruckfluss aus Nebenkostenguthaben
7.2.1 neue Richtwerte flr Eigentum
7.2.7 Eigentimerhaftpflichtversicherung
7.2.10 Erhaltungsaufwand
8.1 Zumutbarkeit der Kostensenkung
8.3 Wirkung der Kostensenkungsaufforderung
9.1 maf3gebender Zeitpunkt der Zusicherung
9.3.1 Erforderlichkeit des Umzuges
9.3.2 Verfahren
9.5.6 Umzug vor Eintritt der Hilfebedurftigkeit
10. Umzug nur im Vergleichsraum ,zusicherungsfahig®
10. 3 Umzugskosten — Selbstbehalt fir Vollkaskoversicherung
11. Ruckforderung zu Unrecht erbrachter KdU
12. 2 Ermessenserwagungen
12.3 Wechsel des Energieversorgers
13.2 Tabelle an neue BAf6G-Satze angepasst
14. 3 neue Grenzwerte
14.9 Heizungssanierung
25.06.2011 6. Tabelle an neue Werte des Betriebskostenspiegels angepasst
7.2.10 Erhaltungsaufwand
8. Senkung unangemessener KdU: Prognoseentscheidung
10.4.3 Aufrechnung der Kaution
10.4.4.1 Vereinbarung Uber Rickzahlung der Kaution
11 Leistungen an Vermieter auf Antrag
12.3.1 Haushaltsstrom: Abschaltung bei selbst herbeigeftihrter Notlage
13.2 Zuschuss nach § 27 Abs. 3 SGB I
14.3.4 Betriebsstrom der Heizung
14.3.5 Kosten der Warmwasserbereitung
07.02.2012 3 Kosten fur ein Wohnmobil
4 Gewdhnlicher Aufenthalt bei herumreisenden Schaustellern
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5.3 Der Mietspiegel fur den Oberbergischen Kreis als schlissiges
Konzept; geanderter Richtwert fur Wohnungen ab 80 m?
54 Neue Grundmieten fir Wohnungen ab 4 Personen
5.5 Bundesfreiwilligendienstleistende
6 Neue angemessene durchschnittliche Nebenkosten
6.1 Renovierungskosten sind vom Grundantrag umfasst; Schadens-
minderungspflicht des Leistungsberechtigten
6.2.13 Kein Abzug von Haushaltsstrom im Rahmen einer Pauschalmiete
Zinsen bei Eigentum; geanderte Grundmiete s.o.
7.2.1 Anderung bei der Behandlung von Auszubildenden, die allein we-
13.1 gen der Bagatellgrenze tatsachlich kein BAf6G erhalten
Beispiel Zuschuss nach § 27 Abs. 3 SGB Il bei Alleinerziehenden
13.2 Neue Richtwerte Heizkosten
Kosten der Warmwasserbereitung
30.08.2012 5.1 Neue angemessene Wohnraumgréf3en
5.3 Schlissiges Konzept
5.4 Neue Richtwerte Grundmiete
6 Neue angemessene Nebenkosten
6.2.2 Angemessene Nebenkosten — Verfahren
6.2.4 Anpassung der Vorauszahlung bei Nebenkosten
7.1 Tilgung
7.2.1 Neue Richtwerte bei Eigentum — Regelung bei Verzugszinsen
8.3 Kostensenkungsverfahren bei Unterbrechung des Leistungsbe-
zuges
12.2 Wohnungslosigkeit droht regelméaRig erst dann, wenn der Ver-
mieter Raumungsklage erhoben hat
14.3 Neue Richtwerte Heizkosten
14.4 Ordnungsgemafe Heizkostenabrechnung
06.06.2013 5.3 Erganzungen zum schlissigen Konzept
5.5 Abweichung vom Kopfteilprinzip bei unentgeltlichem Wohnrecht
6 Mietvertrage unter Angehorigen; Pauschalmiete;
Anpassung des angemessenen Wasserverbrauchs
6.2.1.1 abweichende Frist zur Erstellung der Nebenkostenabrechnung
6.2.2.2 Anpassung des angemessenen Wasserverbrauchs
6.2.3.2 Erganzung zur Anrechnung von Guthaben aus Nebenkosten
7.2.5 Anpassung des angemessenen Wasserverbrauchs
7.2.10 Berlcksichtigung der Instandhaltungspauschale nur bei Be-
schluss der Eigentimergemeinschaft
8.3 Untermiete muss zur Senkung der KdU tatséchlich zuflieRen
10 Zusicherungsfahigkeit eines Umzugs
13.2 Anpassung des Mehrbedarfs
13.03.2014 3 Kostensenkungsverfahren
3.1 Zusammenarbeit mit dem Mieterverein
4 Doppelte Mieten sind keine Wohnbeschaffungskosten, sondern
nach 8 22 Abs. 1 SGB Il zu berticksichtigen
5.5 Weitere Ausnahmen vom Kopfteilprinzip
6 Anpassung der angemessenen Nebenkosten
6.2 Erganzung zu Nebenkostenabrechnungen fir eine nicht mehr
bewohnte Wohnung
6.2.3.2 Erganzung zur Anrechnung von Guthaben aus einer Nebenkos-
tenabrechnung
7.2.7 Anpassung durchschnittliche Kosten fiir Versicherungen
14.3 Anpassung der angemessenen Heizkosten
1434 Besonderheiten bei nur einem Stromz&hler
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14.3.5 Anpassung des Mehrbedarfs Warmwasser
14.4 Erganzung zu Heizkostenabrechnungen fur eine nicht mehr be-
wohnte Wohnung
25.11.2014 3 Haus Segenborn
5.3 SchlUssiges Konzept: Neue Werte pro m2
5.4 Neue Richtwerte (Bruttokaltmiete)
6 Neue durchschnittliche Kaltmiete + neue durchschnittlichen NK
6.2 Umgang mit zu hohen Nebenkosten
6.2.3.1 Umgang mit Nachzahlungen bei Nebenkostenabrechnungen
7.2.1 Zinsen: Neue Richtwerte
8.5 Kostensenkungsverfahren bei der Bruttokaltmiete
13.2 Anderung KdU-Anteil im BAf6G
14.3 Anpassung Heizbedarf an Heizspiegel 2014
14.3.1 Anpassung Anteil Haushaltsstrom in der Regelleistung
14.3.5 Anpassung Mehrbedarf Warmwasser
11.05.2015 6.1 Unwirksamkeit von formularmafiigen Quotenabgeltungsklauseln
und formularmé&Riger Ubertragung von Schonheitsreparaturen
7.1 Leibrenten
7.2 Erbfolgevertrage
7.2.10 Erhaltungsaufwand: Klargrube
Beschlisse von Eigentiimergemeinschaften
12.4 Darlehensnehmer bei Ubernahme von Miet- und Energieschul-
den
18.02.2016 3 Haus Segenborn
6 Aufteilung von NK/HzK-Vorauszahlung
7.2.10 Erhaltungsaufwand bei unangemessenem Wohneigentum
8.3 Kostensenkung durch Untervermietung
11 Abtretung von KdU an den Vermieter
12 Kiindigung wegen nichtgezahlter Kaution
14.3 Anpassung Heizbedarf an Heizspiegel 2015
1431 Anpassung Anteil Haushaltsstrom in der Regelleistung
14.3.5 Anpassung Mehrbedarf Warmwasser
13.06.2016 5.3
5.4 > Fortschreibung schliissiges Konzept
6
6. 2. 2. angemessener Wasserverbrauch angepasst
7.2.1 Fortschreibung schliissiges Konzept
12.11.2016 Diverse Anpassungen an neue Rechtslage
3 Pritschenwagen
4 Vorubergehender Aufenthalt im Frauenhaus
5.4 Wohnsitzauflage
6 Mietminderung
7.2.5 Anpassung Wasserverbrauch fir Hauseigentimer
9.1 Deckelung der Unterkunftskosten
10. 3 Nachsendeauftrag, Ummeldung Telefon und Internet
14. 3 Anpassung Heizbedarf an Heizspiegel 2016
14. 8 Heizungssanierung
14.02.2018 Diverse Anpassungen an aktuelle Rechtsprechung
5. Begrenzung auf angemessene KdU verfassungsmalfig
5.1 Unterkunftsbedarf beim ,Nest-Modell*
5.3 Richtwerte nach schlissigem Konzept zum Stichtag 01.01.2018
6. Kosten einer RAumungsklage
6.2 Betriebskostennachzahlung fir eine ehemalige Unterkunft
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6.2.3.2 Beratungspflicht bei Verrechnung von NK-Guthaben
7.2.1 Richtwerte nach schlissigem Konzept zum Stichtag 01.01.2018
9.4 Anwendungsbereich des § 22 Abs. 5 SGB |l
10.4.1 Kaution - Ermessensausiibung in atypischer Bedarfslage
11. Ruckzahlungsanspruch gegeniber dem Vermieter
13. Grenzwerte nach dem Heizspiegel 2017
13.3.1 Haushaltsstromanteile 2017/2018
06.09.2019 Diverse Anpassungen an aktuelle Rechtsprechung
Einfligen Prifschema und Priffragen zu folgenden Themen:
e Nebenkostenabrechnung (S. 37)
e Kostensenkung (S. 54)
e Umzug U25 (S. 63)
¢ Wohnungsbeschaffungskosten (S. 68)
e Umzugskosten (S. 71)
e Mietschulden (S. 81)
e Energieschulden (S. 84)
3. Tagessatz Frauenhaus Oberberg ab 01.08.2019
4. Abweichen von der Pro-Kopf-Verteilung
6.1 WohnungsgrofRe — Abstellen auf Bedarfsgemeinschaft
6.5 Raumlicher Mehrbedarf getrennt lebender Eltern
7. Richtwert — Abstellen auf Bedarfsgemeinschaft
Indizien fur ein Scheingeschaft bei Mietvertragen unter Verwand-
ten
7.2 Kopfteil-Prinzip bei Nebenkostenabrechnungen
7.2.3.2 Verteilung von Nebenkostenguthaben
8.1 Mietkauf
8.2 Anrechnung von Betriebskosten bei Wohneigentum
9.5 Berticksichtigung unangemessener KdU wahrend Schonfrist
10. 3 Wechselwirkung 8 22 Abs. 4 zu § 22 Abs. 1 Satz 2
10.4 Zusicherung U25
11.1 Notwendigkeit des Umzuges
11. 3 Definition Umzug und Umzugskosten
11.4.3 Aufrechnung Mietkaution
11.4.4.2 Schuldverhaltnis des Anspruches aus Birgschaft
12. Verhéltnis des Vermieters zum Jobcenter
13.2 RechtmaRigkeit der Kiindigung bei Zahlungsverzug
14.1 Angemessenheit von Heizkosten
14.3 Kostensenkungsverfahren
14. 4 Heizkostenabrechnung
14.5 Heizbeihilfe
01.01.2020 6.3 Neue Definition des Vergleichsraums
Zwei Vergleichsraume
6.4 Fortschreibung des schlissigen Konzepts
6.5 Neue Richtwerte fur Mietwohnungen
8.2.1 Neue Richtwerte flur Zinsen
14 Anpassung Heizbedarf an Heizspiegel 2019
01.01.2023 Diverse Anpassungen der SGB-lI-Vorschriften aufgrund des

neuen Blrgergeldgesetzes

Diverse Anpassungen an aktuelle Rechtsprechung
Anpassung der Beispiele an aktuelle Regelbedarfswerte
Anpassung der Prifschemata und Priffragen
Anpassung der Anlagen an aktuelle Werte
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2 Erweiterung des Begriffs Unterkunft um das Merkmal der ,sozia-
len Teilhabe“

5 Rechtsgrundlage fur die Aufwendungen einer Doppelmiete
Bertcksichtigung nachtraglich erhobener Gebihren fur die Nut-
zung einer ,Aufnahmeeinrichtung”

6.1 Unterkunftsbedarf bei einem Wechselmodell

6.4 Richtwerte Bruttokaltmiete nach schlissigem Konzept zum Stich-
tag 01.01.2022

7 Weitere Ausfuhrungen zu einer ,Mieterhéhung®, vor allem bei So-
Zialwohnungen
Richtwerte Kaltmiete nach schlissigem Konzept zum Stichtag
01.01.2022
Richtwerte Nebenkosten nach schlissigem Konzept zum Stich-
tag 01.01.2022

7.2 Erweiterte Moglichkeit zur Ubernahme einer Nebenkostenab-
rechnung nach neuer BSG-Rechtsprechung

7.2.1 Begriffsanpassungen nach neuer Betriebskostenverordnung

7.2.2.3 Berticksichtigung von Aufzugskosten bei einer Nebenkostenab-
rechnung

7.2.2.6 Berticksichtigung von Kosten zur Ungezieferbekdmpfung

7.2.2.12 Berticksichtigung von Glasfaserkosten

7.2.2.13 Berlicksichtigung von Kosten zur Waschepflege

7.2.2.15 Beurteilung von Privathaftpflichtkosten im Rahmen einer Neben-
kostenabrechnung

8.2.1 Richtwerte Zinsen nach schliissigem Konzept zum Stichtag
01.01.2022

8.2.11 Erhaltungsaufwand und Karenzzeit

8.3 Anrechnung von Mieteinnahmen

9 Senkung unangemessener Kosten in der Karenzzeit

9.1 Zumutbarkeit einer Kostensenkung nach Tod eines Mitglieds der
Bedarfs- oder Haushaltsgemeinschaft

9.5 Berticksichtigung unangemessener Kosten in der Karenzzeit und
Bewilligungszeitraum

10.1 Wohnungswechsel und Karenzzeit

11 Erweiterung der Ermessenskriterien bei Umzugskosten
Keine Anwendung des Kopfteilprinzips auf Leistungen fir eine

11.4.1 Mietkaution
Ubernahme von Miet- und Energieschulden nach aktueller BSG-

13.2 Rechtsprechung sowie Gas- und StromGVV
Heizkosten und Karenzzeit

14 Anpassung Anteil Haushaltsstrom im Regelbedarf
Anpassung Heizkosten nach dem Heizspiegel 2022
Erforderlichkeit einer Belehrung vor Kostensenkung auch bei of-

14.3 fensichtlich unwirtschaftlichem Heizverhalten
Berticksichtigung des Erdgas-Warme-Soforthilfegesetzes bei

14.4.3 Heizkostenguthaben

14.5 Heizbeihilfe — Besonderheit in 2023

01.03.2024 3 Zeltplatzmiete und neue Tagessatze im Frauenhaus

5 Bertcksichtigung nachtraglich erhobener Kosten fur die Nutzung
einer Unterkunft

6.4 Fortschreibung des schliissigen Konzepts

7 Mietvertrage mit minderjahrigen Angehdrigen

Mietminderung
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Fortschreibung der Kaltmieten und Nebenkosten

7.2.2.12 Nebenkosten - geanderte Rechtslage ab 01.07.2024 zur Erhe-
bung von Kabelgebihren

7.2.2.15 Kleinreparaturklausel

7.2.3.2 Guthaben Nebenkosten — Erforderlichkeit eines Leistungsbezugs

8.1 Keine Ubernahme von Tilgungsraten bei tiberwiegender Finan-
zierung des Vermdogens aus SGB-II-Leistungen

8.2.1 Fortschreibung der bernahmefahigen Zinswerte pro m2 und BG

8.24 Kanalanschlusskosten — Ubernahmemadaglichkeit nach § 22 Abs.
8 SGB I

9.3 Untermiete

Berticksichtigung bei der Bedarfsberechnung
Erfordernis eines Kostensenkungsverfahrens nach Beendigung
des Untermietverhéltnisses

10.4 Wohnungswechsel bei jungen Erwachsenen (bis 25 Jahre) -
rechtliche Wertung eines erstmaligen Auszugs aus dem Haushalt
der GroReltern

11.1 Notwendigkeit eines Umzugs — weitere Fallgestaltung zur Erfor-
derlichkeit

11.3 Umzugskosten - Ermessen

12 Fehlende zweckentsprechende Verwendung

13 Vermeiden eines Schulwechsels als Rechtfertigungsgrund fir die
Ubernahme von Schulden

14 Heizkosten — Umstellung des Verfahrens auf den angemessenen
Verbrauchswert
Austausch eines Heizofens als tbernahmefahige Heizkosten

14.1 Anpassung der angemessenen Verbrauchswerte nach dem
Heizspiegel 2023

14.4 Betriebsstrom einer Gastherme

14.4.3 Guthaben Heizkosten — Erforderlichkeit eines Leistungsbezugs

Anlage Anpassung Anteil Haushaltsstrom im Regelbedarf 2024
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